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Liebe Leserinnen und Leser,
»Nachhaltige Entwicklung« hat ausgedient, 

jetzt heißt es »Green Economy«. Viele in der 
NGO-Community haben die Befürchtung, der 
alte Allerweltsbegriff des Rio-Prozesses mutiert 
zu einem neuen, der aber auch nicht mehr Pro-
fi lschärfe hat als der alte. Immerhin: In der deut-
schen Tagespolitik scheint der Begriff bereits an-
zukommen – die Berliner CDU fordert in ihrem 
Programm für die Abgeordnetenhauswahlen die 
Neuansiedlungen von Unternehmen aus dem Bereich »Green Economy«. Genauer defi -
niert wird allerdings nicht, was unter Green Economy zu verstehen ist.

In der Tat gibt es dafür auch keine halbwegs verbindliche Defi nition. Wir wollen mit 
dem vorliegenden Rundbrief einen Beitrag zu der Diskussion leisten, damit sich zumin-
dest in Deutschland der Nebel um den Begriff etwas lichtet. Schließlich wird bereits im 
Juni nächsten Jahres der Rio+20-Gipfel mit dem Schwerpunktthema »Green Economy  
« stattfi nden. 

Es wird dort sicher nicht möglich sein, Green Economy verbindlich zu defi nieren. Ver-
mutlich wird es höchstens dafür reichen, eine Reihe von Zielen zu formulieren, die eine 
Green Economy leisten muss – was den Umkehrschluss zulässt, dass eine Economy eben 
nicht green ist, wenn sie diese Ziele nicht erreicht. Also beispielsweise den Rückgang 
der Artenvielfalt zu stoppen oder die Treibhausgase um X Prozent zu reduzieren. 

Bei aller verständlichen Zurückhaltung gegenüber solchen Wortschöpfungen sollten 
wir die Diskussion um Green Economy dennoch nutzen, um in der aktuellen Fixierung 
auf Finanz- und Wirtschaftspolitik Präsenz zu zeigen. Man kann auf Dauer nicht mehr 
ausgeben als man einnimmt. So wie die fi nanzielle Schuldenwirtschaft offensichtlich 
nicht nachhaltig ist, so wenig kann man das natürliche Kapital der Ressourcen dieser 
Erde auf Dauer stärker nutzen als das, was nachwächst. Früher oder später zeigt sich, 
dass so eine Raubbauökonomie eben auch unwirtschaftlich ist. 

Aus dieser Sackgasse herauszukommen ist nicht einfach, aber notwendiger denn je. 
Für die Umwelt- und Entwicklungsorganisationen also der richtige Zeitpunkt, dafür zu 
sorgen, dass Green Economy demnächst auch in den Bundestagswahlprogrammen eine 
zentrale Rolle einnimmt. Auf den Begriff kommt es dabei weniger an als auf die Sub-
stanz. 

Erbauliche Lektüre wünscht

Jürgen MaierJürgen Maier
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Die Green Economy im Vorfeld 
von Rio 2012
Diskurse und Konfl iktlinien

Eine einheitliche und akzeptierte 
Defi nition der Green Economy 
fehlt genauso wie ein Konsens 

über deren Bestandteile. Das liegt ei-
nerseits daran, dass die Beiträge zum 
Thema aus unterschiedlichen Quellen 
stammen, die aus jeweils unterschied-
lichen Motiven verfasst wurden. Im 
UN-Kontext liegen die Wurzeln in der 
„Seoul Initiative on Green Growth“ 
(UN Economic Commission for Asia 
and the Pacifi c 2005). In der gegen-
wärtigen Debatte zur Green Economy 
wird aber auch auf weitere jüngere 
Diskussionsstränge zurückgegriffen. 
Zu nennen sind in diesem Kontext die 
Debatten zum ökonomischen Erfolg 
von Umwelttechnologien, zu Green 
Jobs, zur ökonomischen Bewertung 
von Ökosystemleistungen und zur 
Wohlfahrtsmessung.

Die Unbestimmtheit und die Vielfäl-
tigkeit des Konzepts trägt auch dazu 
bei, dass das Verhältnis der Green Eco-
nomy zum etablierten Konzept der 
Nachhaltigen Entwicklung und den 
Rio-Prinzipien – dem Recht auf Ent-
wicklung und der gemeinsamen, aber 
unterschiedlichen Verantwortlichkei-
ten − ungeklärt ist. Dies sorgte bereits 
für intensive Debatten in der Kommis-
sion für Nachhaltige Entwicklung und 
den regionalen Vorbereitungskonfe-
renzen zur Rio+20 Konferenz. 

Der vorliegende Beitrag unternimmt 
den Versuch, die unterschiedlichen Dis-
kurse und Konzepte der Green Economy 
zu systematisieren. Dazu wurden Kon-
zepte und Beiträge von Stakeholdern 
zur gegenwärtigen Diskussion um die 
Green Economy untersucht.(1) Ergänzt 
wurden diese durch Experteninterviews 
mit Regierungsvertretern und -beratern, 
Wissenschaftlern sowie NGO-Vertretern. 
Im Folgenden werden die Ergebnisse 
der Studie zusammengefasst. 

Bei der Analyse der Konzepte und De-
batten lassen sich drei unterschiedliche 
Diskurse zur Green Economy herausar-
beiten: ein „Green Economy“ Diskurs, 
der im Wesentlichen auf technologische 
Änderungen im bestehenden System 
setzt; ein „Green Development“ Diskurs, 
der zusätzlich dazu neue Wohlfahrts-
konzepte, Produktions- und Konsum-
muster fordert. Der dritte, „Sustainab-
le Development“, Diskurs kritisiert die 
mangelnde Betrachtung der sozialen 
Dimension in den „westlich geprägten“ 
Green Economy Ansätzen und fordert 
deren Einbettung in den Rahmen des 
Konzepts „Nachhaltiger Entwicklung“. 

Die meisten der analysierten Doku-
mente weisen Merkmale mehrerer Dis-
kurse auf. Dabei können einige zentrale 
Konfl iktlinien der Debatte aufgezeigt 
werden. 

Wie ist das Verhältnis 
zwischen Green Economy und 
Nachhaltiger Entwicklung? 

Green Economy fokussiert auf die 
Dimensionen Umwelt und Wirtschaft. 
Die Herausforderung ist, den Märkten 
die richtigen Rahmenbedingungen zu 
geben. Die soziale Dimension spielt 
dabei eine untergeordnete Rolle, vor 
allem werden Chancen für neue Ar-
beitsplätze gesehen. Gleichzeitig wird 
betont, dass die Transition zur Green 
Economy durch Sozialpolitiken und 
Qualifi kationsprogramme begleitet 
werden sollte, um die Akzeptanz die-
ser Prozesse zu gewährleisten.

Eine andere Sichtweise stellt dage-
gen die Entwicklungsperspektive in 
den Vordergrund. Hier wird die Be-
fürchtung geäußert, dass die Green 
Economy eine Abkehr darstellt vom 
Konzept der Nachhaltigen Entwick-
lung und dessen Prinzipien: des Rechts 
auf Entwicklung und der gemeinsa-
men, aber unterschiedlichen Verant-
wortung.(3) 

Ist eine Differenzierung für Entwick-
lungsländer notwendig? 

Damit verbunden ist die Frage des 
Verhältnisses von Entwicklung und 
ökologischen Grenzen. Entwicklungs-
länder betonen, dass ihr Ressourcen-
verbrauch weiterhin steigen müsse, 
um ein höheres Wohlstandsniveau 
zu erreichen. Andere Konzepte se-
hen keine prinzipielle Unterschei-
dung bezüglich der Verpfl ichtungen 
von Industrie-, Schwellen und Ent-
wicklungsländern. Sie argumentieren 
stattdessen, dass in allen Ländern auf 
den nationalen Kontext abgestimmte 
Maßnahmen ergriffen werden sollten.

Ist es nötig, Wachstum zu begren-
zen? 

Eine weitere Kontroverse lässt sich 
bei der Frage ausmachen, ob weiteres 
wirtschaftliches Wachstum nötig ist. 
Wachstumskritische Positionen, oder 
gar Ansichten die ein „De-Growth“ 
fordern, lassen sich allenfalls im aka-
demischen Bereich fi nden. In den po-
litischen Positionspapieren lässt sich 
einerseits die Vorstellung fi nden, dass 
ökonomisches Wachstum weiterhin 
nötig ist und dass umweltfreundliche 
Technologien besondere Wachstum-
spotenziale aufweisen. Andere Akteu-
re propagieren dagegen ein selektives 

Im Vorfeld des Weltgipfels von Rio 2012 werden in Europa, der OECD, ver-
schiedenen Staaten und den Vereinten Nationen Debatten darüber geführt, 
was die „Green Economy“ ist, wie sie ausgestaltet werden soll und was dies 
für internationale und nationale Politik bedeutet. Befürworter des Konzepts 
sehen darin einen wichtigen Schritt auf dem Weg zu einer zukunftsfähigen 
Wirtschaftsweise. Technologien und Märkte seien zentral um eine nachhal-
tige Entwicklung zu erreichen. Einerseits gilt es nicht-nachhaltige Formen des 
Wirtschaftens einzuschränken, andererseits die Marktpotentiale nachhaltiger 
Technologien zu erschließen. Skeptiker des Konzepts argumentieren dage-
gen, dass dieses nicht hinreichend zu einer umfassenden Nachhaltigen Ent-
wicklung beitrage. „Green Economy“ sei vielmehr ein Konzept, das vorwie-
gend den Industriestaaten nutze, einer Wachstumsillusion aufsitze, zu einem 
grünen Protektionismus führen könne und letztlich globale Verteilungswir-
kungen zuungunsten vieler Entwicklungsländer bewirke.

Schwerpunkt
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Wachstum: besonders umweltintensi-
ve Sektoren sollten nicht weiter wach-
sen oder sogar zum Beispiel durch 
Subventionsabbau schrumpfen, wäh-
rend umweltfreundliche Branchen 
wachsen sollen und diese Verluste 
kompensieren.

Werden neue 
Wohlfahrtsindikatoren 
benötigt? 

Mit der Kontroverse zur Bedeu-
tung wirtschaftlichen Wachstums ist 
auch die Frage verbunden, wie ge-
sellschaftliche Wohlfahrt gemessen 
werden soll. Aus der Perspektive ei-
ner undifferenzierten pro-Wachstum 
Position ist das Bruttosozialprodukt 
weiterhin (wenn auch nur implizit) ein 
geeigneter Indikator. Vertreter eines 
selektiven Wachstums schlagen dage-
gen vor, dass Veränderungen in den 
Kapitalstöcken und insbesondere des 
Naturkapitals erfasst werden sollten. 
Eine dritte Position sieht die Notwen-
digkeit einer umfassenden Neubewer-
tung von Wohlfahrt, die auf Lebens-
qualität oder persönlicher Wohlfahrt 
basiert.

Sind kulturelle Änderungen 
notwendig? 

In mehreren Dokumenten wird die 
Notwendigkeit einer stärkeren Um-
weltorientierung des privaten Kon-
sums betont, ohne dass die Lebensstile 
und Konsummuster als solche in Fra-
ge gestellt werden. Andere Akteure 
stellen dagegen die Verallgemeiner-
barkeit und die Legitimität des west-
lichen Konsummodells in Frage und 
argumentieren, dass nicht nur tech-
nische Innovationen, sondern auch 
soziale und kulturelle Veränderungen 
nötig seien.

Welche Finanzierungs–
instrumente sollte es geben? 

Es gibt einen Konsens, dass öffentli-
che Mittel für Forschung und Entwick-
lung und die Entwicklungszusammen-

arbeit nötig sind. Die Wirksamkeit die-
ser Mittel soll verstärkt werden, indem 
sie als Anreiz für private Investitionen 
verwendet werden. Kontroversen gibt 
es dagegen darüber, ob dafür auch 
neue internationale Finanzierungs-
quellen erschlossen werden sollen, sei 
es durch eine Steuer auf internationa-
le Finanztransaktionen, durch Zahlun-
gen für Ökosystemleistungen oder in-
dem Mittel aus dem Emissionshandel 
dafür bereitgestellt werden. Ebenfalls 
kontrovers ist die Frage, welche Anrei-
ze und Finanzierungsmechanismen es 
auf der nationalen Ebene geben soll: 
hier sind Umweltsteuern in der Diskus-
sion, die Abschaffung von ökologisch 
schädlichen Subventionen, die Einbe-
ziehung von langfristigen institutio-
nellen Investoren oder die verstärkte 
Bereitstellung von Risikokapital.

Für die Verhandlungen 2012 ergibt 
sich aus der Vielfalt der Diskurse und 
damit verbundenen inhaltlichen Un-
terschiede für Regierungen und zivil-
gesellschaftliche Gruppen die Aufga-
be, Brücken zwischen diesen Ansätzen 
zu bauen. Dazu sollte ein gemeinsa-
mes Verständnis der Green Economy 
entwickelt werden. Neben den kon-
zeptionellen Fragen ist auch eine Um-
setzungslücke zu schließen: Obwohl 
in vielen Staaten seit 1992 Institutio-
nen in Form von Nachhaltigkeitsstra-
tegien, -räten und anderen Gremien 
geschaffen wurden, ist eine nachhal-
tige Entwicklung hinsichtlich vieler 
Indikatoren und Aspekte noch nicht 
erreicht. Insbesondere im Umgang 
mit natürlichen Ressourcen und den 
natürlichen Lebensgrundlagen gibt es 
aber keine hinreichenden Fortschritte: 
hinsichtlich der Biodiversität, dem Kli-
masystem oder dem Stickstoffkreislauf 
sind die ökologischen Grenzen bereits 
überschritten.3 Hier scheinen neue 
international vereinbarte Ziele und 
verbindliche Regelungen aber wenig 
wahrscheinlich. Hohe Erwartungen 
gibt es dagegen an die nationale Ebe-
ne: die Nationalstaaten sollen ihre Plä-
ne und Strategien demonstrieren und 

so eine Vorbildrolle einnehmen. Die 
EU wird hier als ein Vorreiter wahr-
genommen. Ob diese Rolle aufrecht 
gehalten wird, ist offen. Zudem ist 
fraglich, unter welchen Bedingungen 
Schwellen- und Entwicklungsländer 
bereit sind, dem europäischen Beispiel 
zu folgen, wenn damit auch Vertei-
lungswirkungen verbunden sind, die 
nicht kompensiert werden. Die Trans-
formation zu einer Green Economy 
muss für Entwicklungsländer mit kon-
kreten Vorteilen verbunden und von 
einem bedeutenden Maß an „Owner-
ship“ gekennzeichnet sein. Die Konfe-
renz sollte einen Rahmen zur konkre-
ten Umsetzung solcher Maßnahmen 
schaffen, welche durch Capacity-Buil-
ding Maßnahmen international unter-
stützt werden.

Holger Bär, Dr. Klaus Jacob, Stefan 
Werland

Die Autoren: Dr. Klaus Jacob ist Forschungsdirektor 
am Forschungszentrum für Umweltpolitik (FFU) 
der Freien Universität Berlin. Holger Bär und Stefan 
Werland sind am FFU als wissenschaftliche Mitarbei-
ter tätig. 

Der Beitrag beruht auf einer Studie im 
Auftrag des Europäischen Wirtschafts- 
und Sozialrats. http://edocs.fu-berlin.
de/docs/servlets/MCRFileNodeServlet/
FUDOCS_derivate_000000001735/FFU_
Report_07-2011_Baer_Jacob_Werland_
Green_Economy-1.pdf.

1	 Bei den Dokumenten handelt es sich um die 
UNEP-Studie „Towards a Green Economy“, die 
„Green Growth Strategy“ der OECD, die Europe 
2020 Strategie mit der Flagship-Initiative „Re-
source Efficient Europe”, die Studie „Towards a 
Sustainable Asia“ der Association of Academies of 
Sciences in Asia sowie die Studie „A new Growth 
Path for Europe“ von Jäger et al., Positionspapiere 
der International Trade Union Confederation, des 
Europäischen Arbeitgeberverbands BusinessEuro-
pe, des World Wildlife Fund for Nature sowie von 
Greenpeace ausgewertet. Die Nachweise sind in 
der in FN1 angegebenen Studie zu finden. 

2	 Der etwas sperrige Titel „Green Economy in the 
Context of Sustainable Development and Poverty 
Eradication“ ist Ausdruck des Versuchs, die Green 
Economy in das Konzept der Nachhaltigen Ent-
wicklung zu integrieren und die Armutsbekämp-
fung zu betonen.

3	 Vgl. Rockström, J., Steffen, W., Noone, K., Pers-
son, Å., Chapin, F., Lambin, E. et al. (2009). A safe 
operating space for humanity. Nature, 461(7263), 
472-475.
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Auf dem Weg nach Rio+20 - 
Von der Energiewende zur Low Carbon Economy

Der Workshop des Forums Umwelt und Entwicklung "Energiewende jetzt. Eine 
Low Carbon Economy ist möglich" am 28. Juni 2011 zeigte positive Ansätze 
und Zielkonfl ikte einer Low Carbon Economy auf. Die wichtigsten Diskussions-
punkte sind nun hier zusammen gefasst.

Die Vertretung Baden-Würt-
tembergs war einige Wochen 
nach der Wahl des ersten grü-

nen Ministerpräsidenten der passende 
Rahmen für Vertreterinnen und Ver-
treter von Umwelt- und Entwicklungs-
organisationen, der Wissenschaft 
und Wirtschaft, um Bedeutung und 
Auswirkungen der durch die Politik 
angestoßenen Energiewende zu dis-
kutieren. Das Forum Umwelt und Ent-
wicklung organisierte den Workshop 
im Rahmen des von BMU und UBA 
geförderten Projekts „Auf dem Weg 
nach Rio+20“. Green Economy be-
ziehungsweise Low Carbon Economy 
wird einer der beiden Schwerpunkt-
themen des Rio+20-Gipfels im Juni 
2012 in Rio sein. 

Zu Beginn des Workshops stand das 
Verhältnis zwischen Green Economy 
und Nachhaltiger Entwicklung im 
Mittelpunkt:  Es geht nicht um eine 
Anpassung der bestehenden Wirt-
schaftsweise (Greening the Economy), 
sondern um einen grundsätzlichen 
Strukturwandel. Green Development, 
also Konzepte, die über technologi-
sche Lösungsansätze hinausgehen, 
und eine konsequente Betonung der 
sozialen Dimension einer Green Eco-
nomy, sind hierbei zentrale Ansätze. 
Nachhaltige Entwicklung ist als über-
geordnetes Prinzip gegenüber dem 

Konzept Green Economy einzuord-
nen, damit ökonomische Bedürfnisse 
nicht länger stärker gewichtet werden 
als ökologische und soziale Notwen-
digkeiten.

Voraussetzungen für einen 
Strukturwandel hin zu 
einer Green Economy 

Die Änderungen der wirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen ist sowohl 
national als auch international wich-
tiger Bestandteil Nachhaltiger Ent-
wicklung und eine Voraussetzung für 
eine Entwicklung hin zu einer Green 
Economy. Ob im Rahmen einer Green 
Economy oder einer Low Carbon Eco-
nomy − notwendig ist ein wirtschaft-
licher Strukturwandel, der ökonomi-
sches Handeln innerhalb ökologischer 
Leitplanken ermöglicht und gewähr-
leisten kann. Es ist Aufgabe und Her-
ausforderung für die Politik Rahmen-
bedingungen zu gestalten, die den 
wirtschaftlichen Strukturwandel be-
fördern und gleichzeitig die sozialen 
Auswirkungen des Strukturwandels 
auffangen (zum Beispiel die teilweise 
Kompensation von Mietsteigerungen 
durch Gebäudesanierungen). 

Auf internationaler Ebene ist eine 
Berücksichtigung von (Weiter-)Ent-
wicklungschancen nicht nur von be-

reits entwickelten Industrienationen, 
sondern auch von Schwellenländern 
und wenig entwickelten Ländern 
(Least Developed Countries, LDC) ent-
scheidend. Eine Vernachlässigung von 
Armutsbekämpfung und Gerechtig-
keitsaspekten („global justice“) ge-
genüber den wirtschaftlichen Chancen 
technologischer Weiterentwicklungen 
ist nicht zielführend. Die Diskussion 
auf internationaler Ebene spiegelt 
vor allem handelspolitische Aspekte 
("Green protectionism") sowie die 
Befürchtung wider, dass das Konzept 
einer Green Economy zu einer weite-
ren Beschneidung von Entwicklungs-
möglichkeiten von Entwicklungs- und 
Schwellenländer instrumentalisiert 
wird.

Auch wenn wirtschaftliches Wachs-
tum zum Beispiel in der Debatte um 
"Beyond Growth" in bereits entwi-
ckelten und ökonomisch gesättigten 
Gesellschaften in Ansätzen denkbar 
ist und diskutiert wird, wird dies in 
Schwellen- und Entwicklungsländern 
als bedrohlich empfunden und mit 
lauter werdender Kritik am westlichen 
Lebensstil beantwortet. 

Institutionelle Reformen, die zu ei-
ner deutlichen Stärkung der UNEP, 
zum Beispiel durch eine Aufwertung 
zu einer UN Umwelt Organisation 
(UNEO) ist eine weitere wichtige Vo-
raussetzung, um dem Konzept einer 
Green Economy als wichtiger Bestand-
teil einer Nachhaltigen Entwicklung 
zum Durchbruch zu verhelfen. Neben 
reichlich vorhandenen Plänen und 
ehrgeizigen Zielvorgaben benötigt 
die UN auch die entsprechenden Ein-
fl ussmöglichkeiten zur deren Umset-
zung.

Darüber hinaus behalten auf na-
tionaler Ebene weiterhin visionäre 
Strategien und Zielsetzungen für ei-
nen wirtschaftlichen Strukturwandel 
einen hohen Stellenwert – auch in 
der internationalen Debatte: als Po-
sitiv- und Praxisbeispiele sowie als 
Zugpferd („Champions“) für Verände-
rungen des bisherigen gescheiterten 
ökonomischen Ansatzes. So soll ei-
nerseits ein Scheitern internationaler 
Verhandlungen aufgefangen werden 
und andererseits starke Impulse für 
den internationalen Prozess gegeben 
werden.
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Auf dem Weg in eine 
Low Carbon Economy: 
Klimaschutzziele und 
Ressourcenknappheit

Auch wenn die Energiegesetze der 
Bundesregierung vom 6. Juni diesen 
Jahres für die derzeitige Bundesre-
gierung eine Energiewende darstel-
len mögen, zeigt sich bei genauem 
Hinsehen ein anderes Bild: Obwohl 
scheinbar vor allem der Atomausstieg 
adressiert wird, beschleunigt die Not-
wendigkeit, Atomstrom in großem 
Maßstab ersetzen zu müssen, beim 
Ausbau der Erneuerbaren Energien ei-
nen schon zuvor begonnenen Prozess. 
Dies führt außerdem zu einem enor-
men politischen Bedeutungsgewinn 
des Sektors Erneuerbare Energien. Die 
Entwicklung in Richtung einer decar-
bonisierten Energiewirtschaft bezie-
hungsweise einer Low Carbon Econo-
my hat also längst begonnen.

Um die Klimaschutzziele zu errei-
chen und um mit immer knapper wer-
denden Ressourcen wirtschaften zu 
können, wird diese energiepolitische 
Entwicklung in den nächsten zehn 
bis fünfzehn Jahren einen nicht nur 
wirtschaftlichen, sondern auch gesell-
schaftlichen Strukturwandel forcie-
ren, der über den Energiesektor weit 
hinausgehen wird. Die Auswirkungen 
werden vor allem bei den energiein-
tensiven Industrien zu sehen sein.

Biomasse: Probleme 
und Lösungen

Die Entwicklung im Energiesektor 
ist eng an Veränderungen in der Land-
wirtschaft gekoppelt. Um neben der 
Nahrungsmittelproduktion, anderen 
Ansprüchen wie der energetischen 
Nutzung von Biomasse oder der stoff-
lichen Substitution von Erdölproduk-
ten gerecht werden zu können, muss 
im Bereich Landwirtschaft von einer 
enormen Intensivierung und einem 
stark erhöhten Flächenbedarf aus-
gegangen werden. Daraus ergeben 
sich Fragestellungen, die komplexer, 
vernetzter Lösungsansätze bedürfen. 
Der Ausbau Erneuerbarer Energien, 
erhöhte Energieeffizienz oder die 
Nutzung stofflicher und energeti-
scher Biomassenutzung vor allem als 
Verwertung von Biomasse-Reststof-
fen (Nutzungskaskade) sind wichtige 
Teilschritte, die vor allem eine Erwei-
terung des Handlungsspielraums bei 

zeitintensiven strukturellen Verände-
rungen bedeuten können.

Armutsbekämpfung, 
Biodiversitäts- und Klimaschutz

Durch die Konkurrenz der Flächen-
nutzung wächst der wirtschaftliche 
Druck auf ökologisch wertvolle und 
zur Nahrungsmittelproduktion benö-
tigte Flächen weiter. Der Arten- und 
Biotopschutz muss daher insbeson-
dere durch erhöhte finanzielle Mittel 
gestärkt werden. Dies muss außerdem 
weit über bisherige Ansätze hinausge-
hen, wenn die anspruchsvollen Schutz-
ziele der CBD (Convention on Biologi-
cal Diversity) umgesetzt werden sollen.

Enorme Zielkonflikte gibt es insbe-
sondere bei der Nutzung von Biomas-
se. Um die Klimaschutzziele zu errei-
chen ohne dabei parallel die Ziele Ar-
muts- und Hungerbekämpfung sowie 
Biodiversitätsschutz zu vernachlässi-
gen, macht eine Einbettung des Struk-
turwandels in eine Low Carbon Strate-
gie dringend erforderlich. Eine bloße 
Reaktion der Bundesregierung in Fol-
ge der politischen-gesellschaftlichen 
Nachwirkungen von Fukushima und 
auf den politischen Druck der Ener-
giewendekritiker beziehungsweise 
-befürworter ist nicht ausreichend. Die 
begonnene muss in einen gesteuerten 
Dekarbonisierungsprozess übergelei-
tet werden (Low Carbon Strategie, 
Klimaschutzgesetz) und der notwendi-
ge Strukturwandel politisch  begleitet 
werden. Um Fehlentwicklungen ein-
dämmen zu können, muss etwa eine 
Biomasse-Strategie im Rahmen einer 
Low Carbon Strategie dringend Priori-
täten setzen und ökonomisch „schwä-
chere“ Zielsetzungen, wie den Schutz 
der Biodiversität, stützen.

Chancen des Strukturwandels
Aus wirtschaftlicher Sicht bedeu-

tet der Strukturwandel die "Eintritts-
karte" für die Zukunftsmärkte, für 
die Wirtschaftsbereiche, die diesen 
Wandel vorwegnehmen und in ihre 
strategischen Überlegungen integrie-
ren. Dies gilt sowohl für Umwelttech-
nologien als auch für angrenzende 
Wirtschaftsbereiche, die indirekt vom 
Boom profitieren. Die Energiewende 
und der durch sie eingeleitete Struk-
turwandel werden durch die Wirt-
schaft zunehmend als Chance einge-
schätzt.

Voraussetzung hierfür sind stabile, 
gesetzliche Rahmenbedingungen. Ne-

ben der grundsätzlichen moralischen 
Verpflichtung eines Wirtschaftens, das 
nicht auf Kosten der Existenzgrundla-
gen künftiger Generationen geht, bie-
tet der Strukturwandel auch enorme 
Chancen und mögliche ökonomische 
Vorteile. Andererseits wirft der not-
wendige Strukturwandel Fragen nach 
Möglichkeiten und Notwendigkeiten 
der Steuerung dieser Prozesse oder 
bestimmter Produktionszweige auf.

Die EU-weite beziehungsweise in-
ternationale Wirkung der deutschen 
Energiewende ist sowohl als wirt-
schaftliches als auch als politisches 
Signal von enormer Bedeutung. Dies 
gilt sowohl hinsichtlich des Atomaus-
stiegs als auch für das Vertrauen in die 
Leistungsfähigkeit der Erneuerbaren 
Energien. 

Die Positionen der NRO sind beson-
ders stark, wenn sie zu konkreten poli-
tischen Prozessen arbeiten. Beim Um-
gang mit komplexen Fragestellungen, 
wie der Steuerung von wirtschaftli-
chen Weichenstellungen, die sowohl 
Themen-, Ebenen- als auch Sektor-
übergreifend sind, tun sich auch Ver-
treter der NRO schwer. Der Austausch 
zwischen unterschiedlichen Akteuren 
und – unter bestimmten Umständen − 
auch neue Kooperationen sind daher 
eine wichtige Möglichkeit, Lösungen 
für komplexe Fragestellungen zu fin-
den. 

Jenseits der wirtschaftlichen Chan-
cen eines Strukturwandels benötigt 
das Konzept einer Green Economy 
auch eine zusätzliche gesellschaftli-
che Legitimation. Diese könnte sie be-
kommen, wenn deutlich wird, dass es 
neben einer Beschränkung der Wirt-
schaft in die ökologischen Leitplanken 
und des Konsums auf das qualitativ 
„Notwendige“ auch um Gerechtigkeit 
geht – also anders als bisher mit im-
mer weniger Rohstoffen und Energie 
einen auskömmlichen Wohlstand für 
möglichst viele Menschen sicherstel-
len zu können.

Mehr Informationen zu dem Work-
shop und Aktivitäten des Forums 
Umwelt und Entwicklung zu Rio+20 
finden Sie auf unserer Website  
www.forumue.de.

Claudia Kabel

Die Autorin koordiniert gemeinsam mit Kathrin 
Blaufuss das Projekt „Auf dem Weg nach Rio+20: 
eine zivilgesellschaftliche Begleitung mit besonderem 
Schwerpunkt auf Green Economy, Low Carbon Eco-
nomy und biologische Vielfalt“ beim Forum Umwelt 
und Entwicklung.
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Wegweiser für das grüne 
Wirtschaften
UNEPs Vorschläge zur Green Economy

Der Begriff Green Economy kursiert mittlerweile weitläufi g in aller Munde. In 
Vorbereitung auf den nächsten Erdgipfel 2012 (United Nations Conference on 
Sustainable Development UNCSD), der 20 Jahre nach dem ersten Gipfel wieder 
in Rio stattfi nden wird, soll das Konzept Green Economy nicht nur salonfähig 
gemacht werden, sondern auch zum politischen handeln anstiften. 

Wenn sich zum vierten Mal 
Staats- und Regierungs-
chefs zu einem Nachhal-

tigkeitsgipfel versammeln, stehen 
diesmal die Vorzeichen also auf grün. 
Nachdem trotz der Treffen 1992 in 
Rio, New York 1997 und Johannes-
burg 2002 der Versuch gescheitert ist 
nachhaltige Entwicklung tatsächlich 
umzusetzen und bisher kaum Fort-
schritte zu verzeichnen sind, stehen 
die unerfüllten Versprechen weiterhin 
im Raum. Daher ist es nicht verwun-
derlich, dass für Rio+20 diesmal nicht 
die Überprüfung des nicht Erreichten 
im Mittelpunkt stehen soll, sondern 
der Versuch unternommen wird, der 
stockenden Umsetzung von nachhal-
tiger Entwicklung neues Leben einzu-
hauchen. Der Gipfel wurde gemein-
sam mit der Diskussion um die institu-
tionellen Rahmenbedingungen  unter 
das zentrale Thema Green Economy 
gestellt. Dabei wird Green Economy 
gemeinhin als eine an ökologischer 
Nachhaltigkeit, wirtschaftlicher Profi -
tabilität und sozialer Inklusion ausge-
richtete Wirtschaftsweise verstanden. 
Nicht zuletzt wird das Festhalten an 
überholten, nicht nachhaltigen Wirt-
schaftskonzepten immer wieder als 
zentrale Ursache dafür kritisiert, dass 
zu wenige Fortschritte bei der Nach-
haltigkeit gemacht werden. 

Die Rolle UNEP in der Green 
Economy Entwicklung

Maßgeblich beteiligt an der Ent-
wicklung, Einführung Entwicklung 
und Einführung des des Konzeptes 
Green Economy war das Umwelt-
programm der Vereinten Nationen 
(UNEP). Als Antwort auf die Finanz 
und Wirtschaftskrise initiierte Achim 
Steiner, Direktor von UNEP, im Okto-
ber 2008 den Global Green New Deal. 
Darin wird aufgerufen, verstärkt Ar-
beitsplätze in ‚grünen‘ Industrien zu 
schaffen, die die Wirtschaft ankurbeln 
und gleichzeitig den Klimawandel 

bremsen können. Daraus hervorge-
gangen ist der Green Economy Re-
port, der 2011 veröffentlicht wurde 
und das Konzept der Green Economy 
weitestgehend etabliert. UNEP defi -
niert darin eine Wirtschaftsweise, die 
„menschliches Wohlergehen steigert 
und soziale Gleich-
heit sicherstellt, 
während gleichzei-
tig Umweltrisiken 
und ökologische 
Knappheiten er-
heblich verringert 
werden. In einfa-
cher Form könne 
eine Green Econo-
my demnach als 
eine Art zu wirt-
schaften verstan-
den werden, die 
kohlenstoffarm, 
ressourceneffi zient 
und sozial inklusiv 
sei“(GER S. 2). Öf-
fentliche und pri-
vate Investitionen 
müssen in einer 
Green Economy 
vor allem in Maßnahmen fl ießen, die 
Kohlendioxid-Emissionen sowie Um-
weltverschmutzung senken, Energie- 
und Ressourceneffi zienz erhöhen und 
die Abnahme von Artenvielfalt und 
Umweltdienstleistungen verhindern. 

In dem Bericht wird argumentiert, 
dass nachhaltige Entwicklung fast 
ausschließlich nur erreicht werden 
kann, wenn die entsprechenden Rah-
menbedingungen gesetzt werden, die 
die Wirtschaft zum grünen Handeln 
umlenken.  Sie fordert als zentralen 
Punkt, dass zwei Prozent des globalen 
GDP (Gross Domestic Product) in eine 
Ökologisierung (Greening) der Wirt-
schaft investiert werden müsse. Die 
Investitionen von rund 1,3 Billionen 
US-Dollar lohnen sich laut UNEP öko-
nomisch, da höhere Wachstumssteige-
rungen mit einer Green Economy im 

Vergleich zu optimistischen Progno-
sen das Wachstums durch business as 
usual erreicht werden könnten. (UNEP 
stellt sich an dieser Stelle aber nicht 
den wachstumskritischen Diskussio-
nen). Außerdem würden die katastro-
phalen Folgen des business as usual, 
wie Klimawandel, Wasserknappheit 
und Verlust von Ökosystemen, vermie-
den werden. In dem Bericht wird da-
von ausgegangen, dass das Begrünen 
von Schlüsselsektoren dazu führen 
würde, dass mehr Arbeitsplätze ge-
schaffen werden könnten, trotz Ver-
lusten in den ‚alten‘ Sektoren. Zudem 
wird angenommen, dass eine grüne 
Wirtschaft positive Effekte für die Ar-
mutsminderung schaffen könnte, da 
ärmere Menschen überproportional 

von einer intak-
ten und gesun-
den Umwelt an-
hängig sind. 

Der UNEP Re-
port stellt im De-
tail zehn zentrale 
Wirtschaftssek-
toren vor, in die 
entsprechend in-
vestiert werden 
muss: Landwirt-
schaft, Gebäude, 
Energieversor-
gung, Fischerei, 
Wälder, Indust-
rie, Tourismus, 
Verkehr, Abfall-
wirtschaft und 
Wasser. Die Her-
ausforderungen 
und Möglichkei-

ten für das Begrünen dieser Sektoren 
werden analysiert und anhand von 
entsprechenden Fallbeispielen und 
Simulationsmodellen plastisch ge-
macht. Dabei werden auch für jeden 
Sektor die wichtigsten begünstigen-
den Bedingungen auf internationa-
ler und nationale Ebene identifi ziert 
und benannt. Die entsprechenden 
politischen Weichenstellungen wer-
den vorgestellt und konkrete Politik-
maßnahmen vorgeschlagen. Diese 
reichen von gezielter öffentlicher In-
vestition in grüne Infrastruktur, der 
Abschaffung von umweltschädlichen 
Subventionen, ein grünes öffentliches 
Beschaffungswesen, Anreize für den 
Konsumenten, bis zu internationalen 
Standards und Regulatorien und auch 
gezielten Handels- und Entwicklungs-
programmen. Im Klartext bedeutet 
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das, dass den Regierungen die Ver-
antwortung und eine aktive Rolle 
zugesprochen wird, die existierenden 
Konditionen zu überprüfen, um den 
benötigten Strukturwandel zu einer 
Green Economy zu befördern. 

Eine Green Economy 
ist machbar

Insgesamt ist der Vorschlag von 
UNEPs Green Economy zu begrüßen. 
Er hat eine wichtige Diskussion über 
die Politikmaßnahmen befl ügelt, die 
den benötigten Strukturwandel hin 
zu einer Green Economy erlauben 
würde. Er tut dies ganz konkret, zum 
Beispiel wird für den Energiesektor 
gefordert, dass Subventionen für fos-
sile Energieträger gestoppt werden 
und für saubere Energien zur Verfü-
gung gestellt werden müssten. Au-
ßerdem zeigt der Bericht, dass es sich 
lohnt zu investieren, und benennt die 
Höhe der benötigten Investitionen 
in den einzelnen Sektoren, um den 
Strukturwandel in Gang zu setzen. 
Er zeigt dabei konkrete Beispiele, die 
verdeutlichen, dass es möglich und 
auch wirtschaftlich ist, auf eine Green 

Economy umzuschwenken. Es werden 
auch mögliche Risiken und Heraus-
forderungen beschrieben, dennoch 
ist das Fazit, dass Green Economy das 
einzige Entwicklungsmodel sein kann 
und es dafür gute soziale ökologische 
und wirtschaftliche Gründe aufzeigt, 
warum business as usual nicht mehr 
funktionieren kann.  

Allerdings muss auch angemerkt 
werden, dass UNEP trotz der guten 
Analyse nicht in allen Punkten auch 
zu den richtigen Lösungen greift. In 
ihrem Kapitel zu Energieversorgung 
zum Beispiel werden auch umstrittene 
Technologien wie das Carbon Capture 
and Storage (CCS), also Pumpen von 
CO2 unter den Boden, in dem Energie-
szenario mitbedacht. Auch fi nden sich 
in dem vorgeschlagenen Energiemix 
zu wenige Erneuerbare Energien wie-
der, obwohl ihnen mehr Potential zu-
geschrieben werden könnte. In Bezug 
auf Wälder fi ndet der Report zwar die 
richtigen Worte, in der Identifi zierung 
der Gründe für die voranschreitende 
Entwaldung, setzt dann aber auf das 
falsche Pferd, wenn es Politikmaßnah-
men vorschlägt, die private Subventi-

onen für Plantagen fördern, die einer 
der größten Treiber für die Abholzung 
sind.

Zusammenfassend bleibt aber den-
noch zu sagen, dass nun konkrete In-
strumente und Zahlen über die Höhe 
der benötigten Investitionen auf dem 
Tisch liegen. Eine Green Economy ist 
machbar. Es ist nun Sache der politi-
schen Entscheidungsträger auch zu 
handeln und den politischen Willen 
für den Strukturwandel aufzubrin-
gen. Davon ist leider nicht viel zu se-
hen, obwohl eine kluge Politik nun 
die Konjunktur stützen, unsere Ab-
hängigkeit von Öl, Gas und anderen 
Ressourcen mindern und einen neuen 
Jobmarkt erschließen könnte. Doch 
der Mut scheint zu fehlen, und es 
bleibt zu hoffen, dass Rio+20 die be-
nötigten Signale aussendet und zum 
Handeln anspornt.

Dr. Kathrin Blaufuss

Die Autorin koordiniert gemeinsam mit Claudia Kabel 
das Projekt „Auf dem Weg nach Rio+20: eine zivilge-
sellschaftliche Begleitung mit besonderem Schwer-
punkt auf Green Economy, Low Carbon Economy 
und biologische Vielfalt“ beim Forum Umwelt und 
Entwicklung.

Vorwärts zur Green Economy?
Die Nachhaltigkeitsdebatte hat einen neuen Begriff – und bleibt 
vor allem eine Machtfrage

Ein neues Gespenst geht um in der internationalen Politik. Es heisst “Green Eco-
nomy”. Je nach Meinung, ist es ein Monster, dass eine egoistische Interessen-
politik der Industrieländer verschleiert; ein Engel, der uns endlich Entwicklung 
und eine saubere Umwelt bringt; oder eine Maus, die zwar ganz niedlich ist, 
aber ohne großes Gewicht.

Die “Green Economy” gilt als 
das Thema von Rio+20, dem 
nächsten großen Nachhaltig-

keitsgipfel im Juni 2012. Aber schon 
der Beschluss der UN Generalver-
sammlung zu Rio+20 illustriert, wie 
umstritten dieser Begriff ist und zeigt, 
dass er nicht der Nachfolger des 1992 
in Rio zur offi ziellen Politik erklärten 
Begriffs “nachhaltigen Entwicklung” 
werden kann und soll. In Rio wird 
nämlich nicht einfach die “Green Eco-
nomy” verhandelt, sondern: “die Grü-
ne Wirtschaft im Kontext nachhaltiger 
Entwicklung und Armutsbekämp-
fung”. 

Ein typisches Ergebnis von Verhand-
lungen. Was diese Phrase genau be-
deutet wird ein Rätsel bleiben – bezie-
hungsweise von hunderten Akteuren 
unterschiedlich interpretiert werden. 
UNEP, die den Begriff sehr stark ge-
prägt haben (siehe Artikel von Kath-
rin Blaufuss, Seite 7), bemühen sich, 
die Green Economy als nachhaltige 
Entwicklung darzustellen(1). Die Green 
Economy wird präsentiert als ein Weg 
zur nachhaltigen Entwicklung (und 
die nachhaltige Entwicklung nicht nur 
ihr Kontext). 

Andere UN-Institutionen wollen 
diesen neuen Green Economy Begriff 

natürlich nicht UNEP alleine überlas-
sen. Zum Beispiel hat die Handels-
organisation der UN, UNCTAD,  ein 
eigenes Manifesto für Rio+20 veröf-
fentlicht, das eine “development-led 
green economy” einfordert, also eine 
grüne Wirtschaft, die vor allem Ent-
wicklung voran bringt. Geschickt wird 
dabei der Begriff positiv aufgegriffen 
– und gleichzeitig suggeriert, die “an-
deren”, die ihn verwenden, würden 
nicht ausreichend auf Entwicklungsin-
teressen achten (2). 

Diese Skepsis ist verbreitet unter 
Entwicklungsakteuren. Martin Khor, 
als Chef des von Entwicklungsländern 
fi nanzierten South Centre, identifi -
ziert mindestens vier Risiken, die dem 
Green Economy Diskurs seiner Ansicht 
nach beiwohnen (3):

• dass es nur die Umwelt und nicht 
Entwicklung im Blick hat

• dass es einen “one size fi ts all” An-
satz wählt, das heißt dieselben Poli-
tikvorschläge für alle Länder macht, 
ohne auf deren Unterschiede genü-
gend einzugehen
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•	dass es als Deckmantel für protek-
tionistische Interessen des Nordens 
benutzt wird, z.B. in dem Umwelt-
standards für Importe festgelegt 
werden

•	dass die “Green Economy” als neue 
Bedingung (conditionality) eta-
bliert wird, die Entwicklungsländer 
erst erfüllen müssen, bevor sie Ent-
wicklungshilfe oder Kredite erhal-
ten können.  

Die Nachhaltigkeitsdebatte 
hat einen neuen Begriff

Bolivien insbesondere sieht diese 
Punkte nicht nur als Risiko an, son-
dern als erwiesene Strategie der In-
dustrieländer. Die “Green Economy” 
ist lediglich ein weiterer Schritt zur 
Vermarktung der Umwelt. “Die Mar-
ketisierung der Umwelt soll sie retten. 
Dies ist absolut falsch”, gab Pablo So-
lon für Bolivien im April bei der UNO 
zu Protokoll (4).

Viele Akteure, zum Beispiel die 
OECD, definieren die “Green Eco-
nomy” in der Tat rein ökonomistisch 
und definieren den Begriff zur neuen 
Wachstumsstrategie für alte Industrie-
nationen um. Das mag ein Fortschritt 
gegenüber der vorherigen reinen 
“Wachstum über alles” Politik sein, 
nährt aber auch Skepsis in Entwick-
lungsländern. Die OECD erklärt bei-
spielsweise zu Fischerei, Wäldern und 
Landwirtschaft, dass “klar definierte 
property rights” ein essentieller Teil ei-
ner “Begrünung” dieser Sektoren dar-
stellt. Eine gefährliche Analyse, denn 
die Privatisierung von Fischbeständen 
privilegiert in Wahrheit genau die – 
großen, reichen und gut vernetzten − 
Akteure, die heute für die Plünderung 
unserer Meere verantwortlich sind.

Noch mehr als OECD-Studien schü-
ren aber Äußerungen zur Green Eco-
nomy von Ländern, die offensichtlich 
weder auf einem grünen noch nach-
haltigen Pfad sind, Misstrauen. Für Ka-
nada, zum Beispiel, schien die Green 
Economy bei der zweiten Vorberei-
tungskonferenz für Rio+20 im März 
2011 nicht mehr als ein grün angestri-
chener Status Quo zu sein.

Die, deren Interessen nicht leicht 
unter das Label “Green” zu fassen 
sind, definieren die “Green Economy” 
auch farblich anders: So gibt es viele 
Länder, die in Rio 2012 vor allem über  
die “Blue Economy” reden wollen. Fiji, 
als Repräsentant der kleinen Inselstaa-
ten, forderte dies z.B. bei der Vorbe-

reitungskonferenz im März 2011(5). 
UN Generalsekretär Ban Ki-moon hat 
den “blauen Teil” der Green Economy 
ebenfalls seine Unterstützung signali-
siert. Mitte August veröffentlichte er 
ein Papier, das den Schutz von Koral-
lenriffen als ein Thema für Rio+20 un-
terstützt (6).     

Aus dieser kurzen Übersicht ist schon 
erkenntlich: Der Begriff Green Econo-
my wird so umstritten sein − und blei-
ben − wie es der Begriff nachhaltige 
Entwicklung seit über 25 Jahren ist. 
Es wird immer richtig sein, “Wessen 
Green Economy”? zu fragen. Wir müs-
sen die Interessen, die jeder Definition 
von der “Green Economy” zugrunde 
liegen, kritisch hinterfragen.

Die Frage ist: Was gehört nicht 
zu einer Green Economy?

Eine entscheidende Frage um pro-
gressive Definitionen der Green 
Economy von schädlichen zu unter-
scheiden ist, ob sie eine klare Spra-
che dazu finden, was zu einer Green 
Economy nicht dazu gehören darf. 
Auch schon der Diskurs um nachhalti-
ge Entwicklung hat zu oft suggeriert, 
dass es jeweils nur um ein “win win” 
und ein “anders und besser” geht. 
Die Wahrheit aber sieht anders aus: 
Wer eine grüne Ökonomie will, muss 
die schmutzige Ökonomie beenden. 
Punkt. Atomkraft, neue Kohlekraft-
werke, Gentechnik, die globale Ent-
waldung und Überfischung sind eini-
ge der Dinge, die in einer grünen oder 
nachhaltigen Wirtschaft Geschichte 
sein müssen. Unkontrollierte Finanz-
spekulationen und eine Wirtschaft, 
die auf dem Prinzip des ewigen “Mehr 
und Mehr” beruht – auch! 

 Auf dem Weg nach Rio sollten wir 
vor allem den Finger auf die Wunden 
legen, und die Dinge klar benennen, 
für die Alternativen dringend not-
wendig – und vorhanden! – sind. 

Um die Green Economy voran zu 
bringen, müsste Rio+20 aus Green-
peace-Sicht (und dies ist natürlich nur 
ein skizzenhafter Überblick):

1	 sich klar zu einer Energierevolution 
auf der Basis von erneuerbaren En-
ergien und Energieeffizienz beken-
nen (7). Dazu gehört auch, dass bis 
2020 alle Menschen, die noch ohne 
Elektrizität leben, diese erhalten. 
Dafür wird ein massiver Ausbau de-
zentraler erneuerbarer Energien in 
Entwicklungsländern nötig sein.

2	 beschließen, bis 2020 die globa-
le Entwaldung zu stoppen. Dafür 
müssen die passenden nationalen 
Gesetze geschaffen werden, per-
verse Subventionen eingestellt und 
die Nachfrage, die Entwaldung an-
treibt, durch effektive Politikinstru-
mente reduziert werden

3	 Überkapazitäten der globalen Fi-
schereiflotte beenden, ein inter-
nationales Abkommen, das Mee-
resschutzgebiete auf hoher See 
ermöglicht, auf den Weg bringen 
und Meeresschutzgebiet weltweit 
einführen, die 40 Prozent der Oze-
ane abdecken

4	 sicherstellen, dass die ökologische 
Landwirtschaft und Kleinbauern 
die nötige Unterstützung erhalten 
(direkt und durch Veränderungen 
der ökonomischen Rahmenbedin-
gungen). Eine Institution sollte ge-
schaffen werden um die Vorschlä-
ge des International Assessment of 
Agricultural Knowledge, Science 
and Technology for Development 
(IAASTD) (8) umzusetzen.

5	 beschließen, innerhalb einer Ge-
neration die “Null-Einleitung” von 
schädlichen Chemikalien weltweit 
zu erreichen 

Wessen Definition der Green Econo-
my sich durchsetzen wird, bleibt vor 
allem eine Machtfrage. Wir werden 
unsere Vorschläge als Zivilgesellschaft 
nur durchsetzen können, wenn wir 
uns dessen bewusst sind. Wir brauchen 
nicht tausend neue Konzepte und Stu-
dien – wir brauchen vor allem mehr 
Durchsetzungsmacht für die bereits 
vorhandenen Alternativen. Werden 
wir den Rio+20 Prozess dazu nutzen?

Daniel Mittler

Der Autor ist Politischer Direktor von Greenpeace 
International.

1	 Vgl. http://www.unep.org/greeneconomy/ 
2	 Vgl. www.unctad.org/en/docs/ditcted20108_

en.pdf 
3	 Vgl. http://www.southcentre.

org/index.php?option=com_
content&view=article&id=1539%

	 3Asb54&catid=144%3Asouth-bulletin-individual-
articles&Itemid=287&lang=en. 

4	 Vgl. http://pwccc.wordpress.com/2011/04/20/
speech-by-bolivia-at-un-dialogue-on-harmony-
with-nature/

5	 Vgl. http://sids-l.iisd.org/news/delegates-call-for-at-
tention-to-the-blue-economy-at-uncsd-prepcom-ii/

6	 Vgl. http://icri.4site.tv/news/2011/08/secretary-
general%E2%80%99s-report-proposes-coral-reef-
protection-uncsd-agenda

7	 Vgl. www.greenpeace.org/energyrevolution 
8	 Vgl. http://www.greenpeace.org/international/en/

publications/reports/agriculture-at-a-crossroads/  
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Eine Green Economy setzt eine 
grundlegende Transformation 
von Volkswirtschaften voraus, 

mit tiefgreifenden strukturellen Ver-
änderungen. Dadurch können ganze 
Wirtschaftszweige und damit neue 
Beschäftigungsmöglichkeiten entste-
hen, etwa das Berufsfeld der Energie-
beratung. In anderen, weniger grünen 
Wirtschaftszweigen drohen jedoch 
Arbeitsplatzverluste, zum Beispiel im 
Kohlebergbau. Die Green Economy ist 
also keine Wunderpille, zu der sie mit-
unter stilisiert wird, sondern hat auch 
eine Kehrseite, die bislang in der poli-

tischen Debatte zu wenig Berücksich-
tigung fi ndet. Mangels einer nüchter-
nen, offenen Debatte über das Green 
Economy-Konzept ist dieser Begriff 
gerade in Entwicklungsländern eher 
mit Vorsicht zu verwenden. Nicht sel-
ten wird hinter Green Economy eine 
protektionistische Agenda der OECD-
Länder vermutet. Entscheidungsträ-
ger stehen in Entwicklungsländern 
statt vor den erhofften „Win-Win-
Win“-Situationen de facto häufi g vor 
Zielkonfl ikten, beispielsweise wenn 
über den Abbau von Subventionen 
für fossile Energie zu urteilen ist. Auch 

wenn dies wirtschaftlich und 
ökologisch gesehen sinnvoll 
scheint, stemmen sich Interes-
sensgruppen oft gegen ihren 
Abbau. Außerdem sind viele 
Potenziale der Green Econo-
my eher in technologie- und 
kapitalintensiven Volkswirt-
schaften realisierbar.(1) Für 
viele Bereiche der Green Eco-
nomy haben Entwicklungs-
länder schwierige Vorausset-
zungen, etwa hinsichtlich der 
(Aus-)Bildung von Arbeits-
kräften. Tatsächlich ist eine 
automatische, gleichberech-
tigte Teilnahme Aller in der 
Green Economy fraglich. Ins-
besondere die Entwicklungs-
zusammenarbeit kann hier 
einen wichtigen Ausgleich 
schaffen (siehe unten).

Green Economy als 
Handelshemmnis 
− WTO als Green 
Economy-Hindernis?

Im Bereich der Handelspolitik treten 
die Zielkonfl ikte der Green Economy 
besonders deutlich zutage. National-
staatliche Normen und Umweltpoliti-
ken können Handelsbarrieren darstel-
len, da sie einige Unternehmen vom 
Markt ausschließen beziehungsweise 
den Marktzugang erschweren. Auch 
wird von internationalen Einkäufern 
zunehmend die Einhaltung freiwilli-
ger privater Öko- und Sozialstandards 
erwartet, was für Unternehmen mit-
unter eine Herausforderung darstellt. 

Oft wird schon die Institution WTO 
(World Trade Organization) als Hin-
dernis einer Green Economy gesehen. 
So wurde im Streit zwischen USA und 
Mexiko um nachhaltige Thunfi sch-
produktion kürzlich bekannt, dass 
die WTO eine Liberalisierung der US-
Politik bezüglich des „Dolphin-safe“-
Labels einfordern wird. Mexiko hatte 
1990 geklagt, nachdem die USA ein 
Embargo auf mexikanischen Thun-
fi sch eingeführt hatten, der auf Grund 
der verwendeten Netze nicht mit dem 
amerikanischen „Dolphin-safe“-Label 
versehen wurde. Mexiko erhielt Recht, 
konnte de facto aber kaum Thunfi sch 
in die USA exportieren, da das frei-
willige Label weiterhin Bestand hatte 
und eine entsprechende Kennzeich-
nung von den meisten Importeuren 

Wunderpille Green Economy?
Für mehr Ehrlichkeit in der  Debatte um Handel und nachhaltige 
Entwicklung

Die Transformation hin zu einer Green Economy wird häufi g als „Win-Win-Win“ 
beschrieben, das heißt gut für die Umwelt und das Klima, gut für die Wirtschaft 
und gut für soziale Gerechtigkeit. Ganz klar und unbestritten ist: Wir brauchen 
eine Green Economy, um den großen Herausforderungen unserer Zeit − vor 
allem der Klima- und Ressourcenkrise sowie der Armut − zu begegnen. Wir 
sollten jedoch auch die damit verbundenen Herausforderungen ehrlicher be-
nennen: Eine solch weitreichende Transformation von Wirtschaft und Gesell-
schaft wird Zielkonfl ikte verursachen – insbesondere in Entwicklungsländern. 
Es ist für alle Beteiligte in Politik, Zivilgesellschaft, Wirtschaft, Forschung wie 
Entwicklungszusammenarbeit an der Zeit, der Komplexität dieser Zielkonfl ikte 
stärker ins Auge zu sehen und im Rahmen eines offenen, nüchternen Exkurses 
gemeinschaftliche Lösungen dafür zu erarbeiten.

Marktstand in Vietnam
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gefordert wurde. 2008 stieß Mexiko 
daher erneut Konsultationen an, um 
gegen die vermuteten Verstöße ge-
gen das Nicht-Diskriminierungsprinzip 
von GATT (allgemeines Zoll- und Han-
delsabkommen) und TBT (Abkommen 
über technische Handelshindernisse) 
vorzugehen. Mexiko verwies dabei 
auf internationale, von ihnen einge-
haltene Standards zum Delfinschutz 
(insbesondere AIDCP-Standard (2)). Der 
WTO-Abschlussbericht wird nun Hin-
weise darüber geben, ob internatio-
nal anerkannte Standards Vorrang ha-
ben gegenüber nationalen Standards, 
und inwieweit Handel dadurch einge-
schränkt werden darf.(3) Es gibt in der 
WTO aber auch Fälle, die gezeigt ha-
ben, dass es möglich ist, Umweltstan-
dards für Produkte beziehungsweise 
für Produktionsprozesse einzuführen, 
wie zum Beispiel der sogenannte US-
Shrimps Fall. Er stellte klar, dass der 
Tierschutz unter eine Ausnahmeregel 
für Handelsbarrieren (Artikel XX des 
GATT) zum Schutz der natürlichen 
Ressourcen fallen kann und bei undif-
ferenzierter, gleicher Behandlung von 
Staaten rechtmäßig ist.

Neben diesen Fällen aus dem Bereich 
Umweltstandards wird derzeit zum 
ersten Mal ein „Klimawandel-Fall“ bei 
der WTO diskutiert: Japan klagt gegen 
Green Economy-Fördermaßnahmen 
der kanadischen Provinz Ontario, die 
ein Einspeisegesetz mit fixen Preisen 
für erneuerbare Energie aufgesetzt 
hat, welche aber über dem Marktpreis 
für fossile Energie liegen. Streitpunkt 
ist dabei nicht das Gesetz an sich (da-
von gibt es weltweit circa 75), sondern 
die Vorgabe, dass Energieproduzen-
ten bis zu 60 Prozent ihrer Inputs aus 
Ontario beziehen müssen – mit dem 
Ziel der Arbeitsplatzschaffung im lo-
kalen Erneuerbare Energien-Sektor. 
Japan argumentiert nun, dass diese 
Vorgabe eine verbotene Subvention 
im Sinne einer unrechtmäßigen Be-
vorzugung nationaler Unternehmen 
sei und dadurch ein Handelshindernis 
darstelle.(4) 

Maßnahmen für eine Transforma-
tion zur Green Economy dürfen also 
nach WTO-Regeln den internationa-
len Handel nicht unfair zu beeinträch-
tigen, tun dies aber in manchen Fäl-
len. Diese Risiken sind zwar nicht neu, 
rücken aber in der Diskussion vor Rio 
2012 wieder stärker in den Vorder-
grund. Multilaterale, verbindliche und 
kohärente Regeln im Handels- und 

Umweltbereich sind daher notwen-
dig, um Streitfällen vorzubeugen und 
Klarheit für Alle zu schaffen. 

Entwicklungsländer bei der 
Nutzung der Chancen der 
Green Economy unterstützen

Gerade mit transparenteren Rah-
menbedingungen bietet die Green 
Economy auch wichtige Chancen für 
Entwicklungsländer, neue Märkte zu 
erschließen. Neben Wettbewerbsvor-
teilen aufgrund von umweltfreundli-
cher Produktion, zum Beispiel im öko-
logischen Landbau, bietet auch die 
nachhaltige Nutzung von Biodiversi-
tät Marktchancen, da die Nachfrage 
nach biodiversitätsbasierten Produk-
ten, wie Medizinalpflanzen, steigt. (5) 
Dabei werden allerdings die Kapazi-
täten in Entwicklungsländern, solche 
Produkte zu liefern, auf die Probe ge-
stellt. In der Entwicklungszusammen-
arbeit werden Wege aufgezeigt, wie 
solche Potenziale der Green Economy 
genutzt werden können.

Im Auftrag der Bundesregierung 
führt die GIZ zahlreiche Programme 
durch, deren Ziel ökologische Wachs-
tumspfade in Entwicklungsländern 
sind. In Bangladesch wurden zum 
Beispiel Textilunternehmen dabei 
unterstützt, die Öko- und Sozialstan-
dards internationaler Einkäufer wie 
H&M oder Marks&Spencer einzuhal-
ten sowie durch die Einführung von 
optimierten Arbeitsabläufen Effizienz 
und Qualität zu steigern.(6) Äthiopien 
wird bei dem Aufbau einer Qualitäts-
infrastruktur gefördert.(7) Nepalesi-
sche Unternehmen werden dabei un-
terstützt, ihre biodiversitätsbasierten 
Produkte (zum Beispiel ätherische 
Öle aus einheimischen Wildpflanzen) 
unter einem gemeinsamen Label auf 
deutschen Fachmessen (beispielsweise 
Biofach) vorzustellen und wertvolle 
Aufträge zu akquirieren.(8)

Die Zielkonflikte klarer 
benennen und gemeinsam 
Lösungen entwickeln

Zu einer ehrlicheren Green Econo-
my-Debatte gehört auch die Frage 
nach der gemeinsamen, aber differen-
zierten Verantwortung von Industrie-, 
Schwellen- und Entwicklungsländern. 
Viele Industrieländer sind zwar Vor-
reiter in Umwelttechnologien, wirt-
schaften insgesamt aber noch immer 

klimaschädlich und importieren vie-
le emissionsbelastete Güter („graue 
Emissionen“). Laut einer Studie des 
Carnegie Institute verlagern reiche 
Länder derzeit rund 30 Prozent ihrer 
Emissionen ins Ausland.(9) Moralische 
Appelle sind in dieser Debatte also 
fehl am Platz – zumal Industrieländer 
oft mit Umwelt- und Klimaschutz ar-
gumentieren, obwohl ihre wirtschaft-
lichen Interessen auf der Hand liegen.

Industrie-, Schwellen- und Entwick-
lungsländer stehen nun gemeinsam 
in der Pflicht, sinnvolle Lösungen 
für eine Green Economy in der Brei-
te nutzbar zu machen. Die deutsche 
Entwicklungszusammenarbeit kann 
hierzu auf langjährige Erfahrungen 
zurückgreifen. An vielen Beispielen 
lässt sich aufzeigen, dass es sich wirt-
schaftlich lohnt, Produkte ökologisch 
und sozial verträglich zu produzieren, 
um die sich bietenden Marktpotenzia-
le zu nutzen. Schon eine Verbesserung 
der Ressourceneffizienz in Kleinunter-
nehmen bietet erhebliche wirtschaftli-
che, soziale und ökologische Chancen 
für Entwicklungsländer. Nur so kann 
der Privatsektor zum Zugpferd der 
Green Economy werden. Es besteht 
also kein Grund zur Tabuisierung der 
Zielkonflikte einer Green Economy. 
Aber offen ansprechen sollte man sie, 
um – unter anderem bei der Rio+20 
Konferenz − glaubwürdig zu bleiben 
und um für kritische Nachfragen – ins-
besondere seitens der Entwicklungs-
länder – besser gewappnet zu sein. 

Judith Blank und Jochem Theis

Die AutorInnen arbeiten für die Deutsche Gesell-
schaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) 
GmbH in Eschborn. Dieser Artikel gibt die Meinung 
der AutorInnen wieder und repräsentiert nicht not-
wendigerweise die Position der GIZ.

1 vgl. OECD Green Growth Strategy,  http://
www.oecd.org/document/10/0,3746,
en_2649_37465_44076170_1_1_1_37465,00.
html

2 Agreement on the International Dolphin Conser-
vation Program – Multilaterales Abkommen über 
Delpinschutz, von den USA und Mexiko 1999 
unterzeichnet.

3 vgl. u.a. ICTSD Bidges Weekly Trade News Digest 
15/28 (http://ictsd.org/i/news/bridgesweek-
ly/111338/).

4 vgl. WTO-Website (http://www.wto.org/english/
tratop_e/dispu_e/cases_e/ds412_e.htm), ICTSD 
Bridges Trade BioRes 11/12 (http://ictsd.org/i/
news/biores/109512/) und 11/14 (http://ictsd.org/i/
news/biores/111211/).

5 vgl. TEEB – The Economic of Ecosystems and Biodi-
versity: www.teebweb.org

6	 Für weitere Informationen, siehe: www.pses.co
7	 Für weitere Informationen, siehe: www.ecbp.biz 
8	 Für weitere Informationen, siehe: www.nepaltra-

de.org
9	 Steven J. Davis, Ken Caldeira: Consumption-based 

accounting of CO2 emissions (http://www.pnas.
org/content/107/12/5687)
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Indiens Kampf um Entwicklung 
mit einer kohlenstoffarmen 
Perspektive 
Kann Indien seine Millionen Menschen durch eine „Grüne 
Wirtschaft“ aus der Armut führen? 

Auf dem Klimagipfel in Kopenhagen hatte sich Indien dazu verpfl ichtet, seine 
CO2-Emissionen bis 2020 um 20 bis 25 Prozent unter das „Weiter wie bisher“-
Szenario zu senken. Um dieses Ziel in Schlüsselbereichen der Wirtschaft zu 
erreichen, wurde ein Nationaler Aktionsplan zum Klimawandel (National Cli-
mate Change Action Plan) beschlossen, und es gibt daher defi nitiv eine Bewe-
gung hin zu einer grüner geprägten Entwicklung. In Indien lebt jedoch auch 
die größte Anzahl armer Menschen weltweit: 32,2Prozent(1) der 1,21 Milliarden 
Menschen in Indien leben unterhalb der Armutsgrenze, was schwer auf der 
Nation lastet. Die Alphabetisierungsrate beträgt nur 74.04 Prozent(2), die Ar-
beitslosenquote ist hoch, und jedes Jahr kommen schätzungsweise 10 bis 14 
Millionen Arbeitssuchende hinzu. 

Das Umweltprogramm der Ver-
einten Nationen (UNEP) hat 
grüne Wirtschaft defi niert als 

eine Volkswirtschaft, die Umweltrisi-
ken und ökologische Knappheit redu-
ziert und gleichzeitig zu einem besse-
ren menschlichen Wohlbefi nden und 
zu sozialer Gerechtigkeit mit Einkom-
menszuwächsen und steigendem Ar-
beitsplatzangebot führt.(3) Es ist jetzt 
jedoch erforderlich, grüne Wirtschaft 
neu zu defi nieren, speziell im Kontext 
technischer Fortschritte, nicht nur, um 
die Emissionen drastisch zu verrin-
gern, sondern auch, um das bereits in 
der Atmosphäre angesammelte CO2 
durch einen produktiven Prozess statt 
durch einen kostspieligen Abfallent-
sorgungsprozess aktiv zu reduzieren. 
In diesem Zusammenhang betrachtet 
könnte man grüne Wirtschaft als eine 
Wirtschaft defi nieren, die kontinuier-
lich das menschliche Wohlbefi nden 
fördert, bei gleichzeitig geringen Ri-
siken für die globale Umwelt, indem 
man die besten verfügbaren tech-
nologischen und wissenschaftlichen 
Kenntnisse nutzt. 

Empfehlungen einer 
Expertengruppe zu 
kohlenstoffarmen Strategien 

Ein Panel indischer Planungsex-
perten, das eingerichtet wurde, um 
Strategien für einen geringen CO2-
Ausstoß im Rahmen eines „inklusiven 
Wachstums” zu entwickeln, hat kürz-

lich darauf hingewiesen, dass eine 
Reduktion der Emissionsintensität 
um 23 bis 25 Prozent realisierbar ist, 
wenn man sich rigoros an die bereits 
existierenden, ins Auge gefassten po-
litischen Maßnahmen mit technologi-
schen Verbesserungen hält. In dem Be-
richt wird die Obergrenze bei 33 bis 35 
Prozent Reduktion gesetzt, falls ent-
schiedene Anstrengungen unternom-
men werden, die zusätzlich zu allem, 
was bereits ins Auge gefasst und an-
gegangen wird, die Einführung neuer 
politischer Maßnahmen und techno-
logisches Leapfrogging voraussetzen. 
Der Bericht räumt ein, dass Indien bis 
2020 ein mindestens neunprozentiges 
Wachstum verzeichnen muss, um in 
der Lage zu sein, die erforderlichen 
Arbeitsplätze für die neu hinzukom-
menden Arbeitskräfte zur Verfügung 
zu stellen und die Armut entschei-
dend zu reduzieren.  

Der Zwischenbericht sieht Möglich-
keiten, den Energieverbrauch durch 
konsequente Nutzung supereffi zien-
ter Gerätetechnologien zu senken, so 
dass der Energieverbrauch bis 2020 
von einem Ausgangswert von 463 
Milliarden KWh auf 316 Milliarden 
KWh reduziert wird – ein Rückgang 
um 31,7 Prozent. Es wird vorgeschla-
gen, dass Strom in Indien in den Jah-
ren bis 2020 und danach weiterhin 
hauptsächlich durch Kohle erzeugt 
werden sollte. Ein entschiedener 
grüner Ansatz wird allerdings die 
Erzeugung durch subkritische Tech-

nologien reduzieren, während die 
Stromerzeugung durch superkritische 
Technologien ansteigen wird. Der 
Anteil erneuerbarer Energie würde 
steigen. Dies alles führt zu Emissions-
reduktionen bei der Stromerzeugung 
von 1770 Mt CO2e auf 1452 Mt CO2e. 
Für den Verkehrsbereich schlägt der 
Bericht Maßnahmen vor, die darauf 
abzielen, den Transportbedarf durch 
Städteplanung und Planung von In-
dustrieansiedlungen zu reduzieren, 
durch eine Abkehr von Transportsys-
temen mit hohem CO2-Ausstoß hin 
zu Systemen mit geringen Emissionen 
und durch Einsparungen mithilfe von 
Systemen mit höherer Effi zienz. Der 
Bericht schätzt, dass dadurch Emissi-
onsreduktionen um 77 MtCO2 auf 477 
Mt CO2 erzielt werden können.  

Die Zement- und Stahlindustrie ge-
hören zu den größten Verursachern 
von Emissionen in Indien. Der Zwi-
schenbericht empfi ehlt die Anwen-
dung effi zienterer Technologien bei 
den wichtigsten Verarbeitungspro-
zessen, die Anwendung von Techno-
logien zur Energierückgewinnung 
und -einsparung sowie verbesserten 
Rohmaterialeinsatz. Bei konsequen-
ten Anstrengungen könnte mit etwa 
82 MT CO2-Einsparungen im indus-
triellen Sektor gerechnet werden. 
Ein ähnliches Vorgehen im Baube-
reich könnte in einem Szenario kon-
sequenter Bemühungen bis 2020 zu 
einer Verringerung um etwa 122 MT 
CO2 jährlich führen.

Diese Hochrechnungen spiegeln sich 
jetzt in der Herangehensweise an den 
in Kürze erscheinenden 12. Nationa-
len Plan für den Zeitraum 2013−17 wi-
der, dessen Hauptziel ein schnelleres, 
inklusiveres und nachhaltiges Wachs-
tum ist, ausgerichtet auf ein neunpro-
zentiges Wachstum des BIP. Damit die-
ses Wachstum erreicht werden kann, 
muss der Agrarsektor um vier Prozent 
wachsen und der Industriesektor um 
elf Prozent. Das für diese Wachstums-
rate des BIP erforderliche Wachstum 
im Energiebereich läge bei sieben Pro-
zent im Vergleich zum gegenwärtigen 
Niveau von etwa fünfeinhalb Prozent.
(4) 

Grobes Korn benötigt 
weniger Bewässerung 

Eine kohlenstoffarme Wirtschaft 
sollte zuerst und vor allem Ernäh-
rungssicherheit gewährleisten. Damit 
im Agrarsektor ein vierprozentiges 
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Wachstum erreicht werden 
kann, muss im Nicht-Ge-
treide-Bereich eine Wachs-
tumsrate von über fünf 
Prozent − einschließlich 
Hülsenfrüchte und Gemüse 
− erreicht werden, denn bei 
der Getreideproduktion ist 
ein Wachstum von mehr 
als zwei Prozent unwahr-
scheinlich. Da die Möglich-
keiten, die großfl ächige 
Bewässerung noch weiter 
auszudehnen, begrenzt 
sind, muss das Wachstum 
bei der Getreideprodukti-
on vor allem durch Grob-
korn erreicht werden, und 
die Regierung muss even-
tuell Maßnahmen ergrei-
fen, um Grobkorn popu-
lärer zu machen und die 
Konsumentenbasis zu ver-
breitern, gleichzeitig muss 
sie gewährleisten, dass die 
Bauern mehr daran verdie-
nen. Für den Gartenbau, 
Gemüseanbau und für Milch- und 
Fleischprodukte wären wesentlich hö-
here Investitionen in die Infrastruktur, 
einschließlich der Lagerung und des 
Transports, durch öffentlich-private 
Partnerschaften erforderlich. 

Ein saubereres Lebensumfeld 
Umweltverschmutzung und man-

gelnde Hygiene gehören zu den 
dringlichsten Problemen, mit denen 
die Inder konfrontiert sind und be-
einträchtigen die Lebensqualität. 
Fast sämtliche Gewässer sind stark 
verschmutzt. Nur 31 Prozent der indi-
schen Bevölkerung nutzen verbesserte 
sanitäre Anlagen(5). Diese für die Ge-
samtbevölkerung zur Verfügung zu 
stellen, ist eine Riesenaufgabe. Das 
Abfallmanagement muss sich vor al-
lem auf ein geringeres Müllaufkom-
men, auf die Wiederverwertung, das 
Recyclen und die Wiederaufarbeitung 
konzentrieren. Es wäre möglich, einen 
großen Teil der zehn bis 14 Millionen 
jährlich benötigten zusätzlichen Ar-
beitsplätze im Bereich der landeswei-
ten Umweltverschmutzung und für 
Maßnahmen zur Verbesserung der 
Hygiene zu schaffen. Es ist wichtig, 
dass diese neuen Arbeitsplätze nicht 
am untersten Ende der Kastenhierar-
chie entstehen, wo Jobs im sanitären 
Bereich traditionell angesiedelt sind. 
Stattdessen sollten sie als gut bezahl-

te Beschäftigungschancen betrachtet 
werden, die technische und Manage-
ment-Fähigkeiten erfordern. 

Die Waldbewirtschaftung intensi-
vieren, damit sie einen größeren Bei-
trag zur Wirtschaft leisten kann 

Die Planungskommission sieht vor, 
dass die National Green India Missi-
on (NGIM) eine wichtige Rolle spielen 
soll, damit die Kapazität der Wälder 
als Kohlenstoffsenken um etwa 60 
Mt CO2e jährlich ausgeweitet wer-
den kann. Die NGIM vertritt jedoch 
einen sehr konservativen Ansatz, und 
es wird kein ernsthafter Versuch un-
ternommen, die Waldproduktivität 
gegenüber dem gegenwärtigen kata-
strophalen Niveau von 0,71m³/ha/Jahr 
zu erhöhen. Da fast ein Viertel der Bö-
den mit Wald bedeckt ist, muss dieser 
Bereich nicht nur durch ökologische 
Dienstleistungen zur Wirtschaft bei-
tragen, sondern auch durch ein Ange-
bot von Erzeugnissen aus dem Wald, 
und er sollte auch einen Beitrag zur 
Schaffung von Arbeitsplätzen leisten. 
Es gibt ein fast vollständiges Verbot 
von Holzeinschlag in den staatlichen 
Wäldern im Land, ohne dass gleichzei-
tig der Naturschutz verbessert worden 
wäre. Wir schlagen vor, stattdessen 
eine Waldbewirtschaftung zu betrei-
ben, bei der ein nachhaltiges Niveau 
von Holzernte vorgesehen ist, außer 

in geschützten Gebieten, kombiniert 
mit intensiven Regenerationsmaßnah-
men. Ein Vorteil dieses Vorgehens ist, 
dass gleichzeitig ein wesentlicher Bei-
trag zur Schaffung von Arbeitsplätzen 
im Wald- und Forstbereich geleistet 
wird. 

Diese Ideen müssen jetzt effektiv in 
politische und gesetzliche Maßnah-
men umgesetzt werden, die für ein 
großes politisches Spektrum in diesem 
extrem facettenreichen Land akzep-
tabel sind, und sie erfordert eine ent-
schlossene Umsetzung durch die Re-
gierung. Die Ineffi zienz der indischen 
Volkswirtschaft in den letzten Jahren 
trägt jedoch nicht dazu bei, das Ver-
trauen in die Fähigkeit des Landes zu 
fördern, die kritischen Probleme ent-
schieden anzugehen. Die Wirtschaft 
gleitet ab, die Infrastruktur ist in ei-
nem chaotischen Zustand, und der Zu-
wachs beim BIP im ersten Vierteljahr 
2011 betrug nur 7,7 Prozent statt der 
prognostizierten neun Prozent. Wie 
bereits dargelegt, ist es entscheidend 
für den Erfolg, die gegenwärtige Po-
litik, die auf niedrige CO2-Emissionen 
abzielt, weiterhin entschieden umzu-
setzen und mit der Einführung neuer 
politischer Maßnahmen und Techno-
logien zu verbinden. Wenn die ge-
genwärtige Lähmung in der Politik 
jedoch weiterhin andauert, ist es un-
wahrscheinlich, dass ein entschiedene 
kohlenstoffarme Perspektive bei der 
Entwicklung in Indien, die auf eine Re-
duzierung der Emissionsintensität um 
35 Prozent abzielt, oder die Schaffung 
zusätzlicher 14 Millionen Arbeitsplät-
ze jährlich auch nur annähernd er-
reichbar sind.  

Dr. Promode Kant und Swati Chaliha

Dr. Promode Kant ist Direktor des Institute of Green 
Economy in New Delhi, Indien. Swati Chaliha ist 
wissenschaftlicher Mitarbeiter am selben Institut. 
http://igrec.in/

1 The Hindu, 2011, http://www.thehindu.com/busi-
ness/Economy/article1712271.ece.

2 Census of India 2011,   (http://www.censusindia.
gov.in/2011-prov-results/paper2/data_fi les/india/
Executive%20summary%20fi nal.pdf).

3 UNEP, 2011. Towards a Green Economy: Pathways 
to Sustainable Development and Poverty Eradica-
tion, www.unep.org/greeneconomy. ISBN: 978-
92-807-3143-9.

4  Planning Commission of India, Approach to the 
twelfth fi ve year plan.

5 UNICEF, 2008 UNDP, 2010. China Human Deve-
lopment Report 2009/10: China and a Sustainable 
Future: Towards a Low Carbon Economy and 
Society.
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Bist du nicht Teil der Lösung, 
bist du Teil des Problems
Green Jobs 

Vom Jobkiller zum Jobknüller. Es scheint, dass umweltverträgliche Tätigkeiten 
immer wieder dann zur Heilslösung aufl eben, wenn herkömmliche Wirtschafts-
mechanismen und Arbeitsmarktpolitiken nicht mehr weiterhelfen. So ist auch 
die „Grüne Wirtschaft“ mit den „grünen Arbeitsplätzen“ nunmehr der Hoff-
nungsträger, der einen Weg aus der Krise und der weltweiten Armut weisen 
soll.

Das Herzstück vieler Konjunk-
turprogramme waren „Grüne 
Arbeitsplätze“ und „grünes 

Wachstum“, um den Weg aus der 
Wirtschaftskrise zu weisen. Investitio-
nen in Energieeffi zienz oder Erneuer-
bare Energien haben in einer kurzen 
Zeit mehr Arbeitsplätze generiert als 
traditionelle Berufe. Allein das Ge-
bäudesanierungsprogramm hat in 
Deutschland 300.000 Arbeitsplätze 
erhalten beziehungsweise geschaf-
fen. Gleichzeitig wurden 1,5 Millionen 
Tonnen CO2 dauerhaft vermieden und 
der Staatshaushalt wurde dadurch mit 
zusätzlichen Steuer- und Beitragsein-
nahmen versorgt.

Green Jobs als Zeichen einer 
nachhaltigen Wirtschaft?

Der Begriff „Grüne Arbeitsplätze“ 
ist zu einer Art Wahrzeichen einer 
nachhaltigen Wirtschaft und Gesell-
schaft geworden. Grüne Arbeitsplätze 
versprechen, dass folgende zwei eng 
miteinander verknüpfte Herausforde-
rungen gemeistert werden: Den Kli-
mawandel beherrschbarer machen, 
menschenwürdige Arbeit bereitstel-
len und damit die Aussicht auf Wohl-
stand für alle  generieren, ohne dabei 
die Lebensgrundlagen der  Erde über-
zustrapazieren.

Umweltzerstörung und die Igno-
ranz gegenüber Grenzen natürlicher 
Ökosysteme stellen eine der größten 
Bedrohungen für soziale und wirt-
schaftliche Entwicklung dar. Die dar-
aus entstehenden ökologischen und 
gesundheitlichen Kosten überwiegen 
die Gewinne wirtschaftlicher Aktivi-
täten. Schon bestehende Missstände 
werden durch den Klimawandel ver-
schärft und zu einem ernsthaften Pro-
blem in verschiedensten wirtschaftli-
chen und sozialen Sektoren weltweit 
führen.

Weltweit steigt die 
soziale Ungleichheit

Die sozialen Herausforderungen 
sind nicht weniger überwältigend. 
Weltweit steigen Arbeitslosigkeit und 
soziale Ungleichheit. Ebenso steigt 
das Risiko prekärer Beschäftigungs-
verhältnisse und Armut trotz Beschäf-
tigung. Hinzu kommt, dass eine halbe 
Milliarde junger Menschen in diesem 
Jahrzehnt auf Arbeitssuche sein wer-
den. 

Arbeitsmärkte sind nicht nur für 
Produktion und Generierung von 
Wohlstand bedeutsam, sondern auch 
für dessen Verteilung. Daneben spielt 
Arbeit eine fundamentale Rolle für 
Gesellschaften, für Familien, um sich 
Identitäten aufzubauen und zu ge-
sellschaftlichen Prozessen beizutra-
gen, also auch daran teilzuhaben. 
Beschäftigung und menschenwürdige 
Arbeit sind die Grundlage für sozialen 
Zusammenhalt und Stabilität. Denn 
nur auf dem Fundament einer sozial 
gerechten Gesellschaft lassen sich die 
ökologischen Herausforderungen be-
wältigen.

Klimawandel und 
der Arbeitsmarkt

Die Zusammenhänge zwischen öko-
logischen, wirtschaftlichen und sozia-
len Aspekten werden anhand des Kli-
mawandels gut deutlich. Welche mas-
siven Auswirkungen Naturereignisse 
auf sozioökonomische Strukturen ha-
ben können, zeigt der Hurrikan Katri-
na, der in der Region um New Orleans 
sprichwörtlich 40.000 Arbeitsplätze 
platt gemacht hat. Bis heute hat sich 
die Lage nur bedingt verbessert.  Auch 
in Japan wird deutlich, wenn auch 
nicht klimabedingt, wie der Tsunami 
die betroffene Region um Jahrzehnte 
zurückgeworfen hat, indem sämtliche 
Infrastruktur zerstört und Sektoren 

wie die versalzenden landwirtschaft-
lichen Nutzfl ächen auf Jahrzehnte 
nicht mehr nutzbar sind.

Nicht nur Umweltveränderungen, 
sondern auch die Antworten darauf in 
Form von politischen Entscheidungen, 
haben Auswirkungen auf Produk-
tions- und Wirtschaftsweisen und da-
mit auch auf Beschäftigung. Im Rah-
men des geforderten Strukturwandels 
hin zu einer emissionsarmen Gesell-
schaft wird die Verbindung von Um-
welt und wirtschaftlicher Entwicklung 
immer mehr als win-win-Situation 
gefeiert. Die soziale Dimension nach-
haltiger Entwicklung, ganz besonders  
ihre Auswirkung auf Beschäftigung, 
erhält wenig Aufmerksamkeit. Das 
gilt sowohl für die internationalen als 
auch die nationalen Diskussionen. 

Vielmehr werden Sozialthemen 
und damit verbundene Akteure wie 
Gewerkschaften eher als Bremser für 
ambitionierte Umweltziele gesehen, 
sind doch einige Gewerkschaften und 
politische Entscheidungsträger zö-
gerlich, wenn sie Beschäftigung als 
Totschlagargument nutzen, um keine 
klaren Zusagen zu Emissionsminde-
rungen beziehungsweise. Umwelt-
schutz zu treffen, da damit Wettbe-
werbsnachteile entstehen können.

Auch in einer emissionsarmen 
Gesellschaft gibt es Verlierer

Allerdings kann man ihnen auch 
nicht absprechen, dass sie teilweise 
auch Recht damit haben. Denn bei der 
Beschwörung des Jobwunders „Grü-
ne Arbeitsplätze“ wird verschwiegen, 
dass es auch Verlierer einer emissi-
onsarmen Gesellschaft geben wird. 
Während Sektoren wie öffentlicher 
Verkehr, erneuerbare Energien, Abfall 
und Recyclingindustrien davon profi -
tieren, sind wiederum Sektoren, die 
auf fossile Energieträger oder ener-
gieintensive Produktion angewiesen 
sind, negativ betroffen.

Darüber hinaus sind viele wirt-
schaftliche Bereiche ganz unabhängig 
von umweltbedingten Umstrukturie-
rungsprozessen bereits von großen 
Veränderungen und Arbeitsplatzver-
lusten betroffen. Dazu gehören stei-
gende Automatisierung, Outsourcing, 
Produktionsverlagerung und andere. 
Obendrein wurde Produktivität vor-
nehmlich auf dem Rücken von Ar-
beitnehmern gesteigert. Denn wäh-
rend die Arbeitsproduktivität in den 
letzten Jahrzehnten um 270 Prozent 
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gesteigert wurde, verbesserte sich die 
Energieeffi zienz im gleichen Zeitraum 
um nur 20 Prozent und die Material-
produktivität um 80 Prozent. Diese 
Situation entschuldigt nicht klima-
politische Effekte auf Beschäftigung 
sondern hilft zu verstehen, welchen 
Schwierigkeiten manche Regionen, 
Industrien und Menschen bereits ge-
genüberstehen. Finanz-, Wirtschafts- 
und Ernährungskrisen verschärfen 
diese Konstellation noch. Umwelt- be-
ziehungsweise Klimapolitiken werden 
häufi g als weitere Bürde empfunden.

Der Bedarf, den Wandel zu einer 
umweltverträglichen Wirtschaftsweise 
auf eine faire Art und Weise zu gestal-
ten, ist also hoch. Ohne entsprechen-
de Politikansätze würde eine grüne 
Wirtschaft kaum als nachhaltig gelten 
können. Grüne Arbeitsplätze würden 
ein Nischenphänomen bleiben. Der 
Soziale Dialog ist die Plattform, auf 
der die sozialen Spannungen thema-
tisiert und die Kosten für ein Nachhal-
tiges System gerecht verteilt werden 
könnten. Betroffene brauchen Über-
gangsstufenmodelle, adäquate sozia-
le Absicherung und Zugang zu alter-
nativen Einkommensquellen. Um- und 
Weiterqualifi zierungen und die stär-
kere Integration von Umweltaspekten 
in bestehende Ausbildungspläne spie-
len hier eine bedeutende Rolle. Denn 
in vielen Branchen fehlen die Fach-
kräfte, um entsprechende Nachhaltig-
keitsziele zu erreichen. So können der-

zeit etwa ein Drittel der wirtschaftlich 
lohnenden Energieeinsparpotenziale 
im Gebäudebestand in Deutschland 
nicht ausgeschöpft werden, da es an 
qualifi zierten Fachkräften fehlt, um 
die Sanierung optimal zu planen und 
umzusetzen. 

Es hilft also nicht die Wirtschaft in 
gute und böse Sektoren zu untertei-
len, oder die von der Umstrukturie-
rung negativ betroffenen Menschen 
schulterzuckend in überheblicher 
Öko-Manier einem vergangenen Zeit-
alter zuzuordnen. Nur wenn die Ängs-
te ernst genommen werden, können 
Menschen gewonnen werden, den 
enormen Schritt der Umstrukturie-
rung zu einer nachhaltigen Wirtschaft 
mitzutragen und nicht überrollt zu 
werden. Wenn die Menschen nicht 
Teil der Lösung sind, werden sie zum 
Problem für die Umwelt und die Ge-
nerationengerechtigkeit im System 
der Nachhaltigen Entwicklung. 

Green Jobs sind nicht per 
se arbeitnehmerfreundlich

Grüne Arbeitsplätze an sich sind 
noch kein Mehrwert für eine nach-
haltige Gesellschaft. Denn Arbeit, die 
für die Umwelt gut ist, ist längst noch 
nicht auch für die Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer gut. Die Gewerk-
schaften mahnen hier seit Jahrzehn-
ten auf eine enge Verbindung von 
sozialen und ökologischen Punkten. 
Auch Beschäftigte im Bereich ökolo-

gischer Landwirtschaft haben sicher 
eine bessere CO2-Bilanz vorzuweisen, 
sind aber nicht per se angemessen 
entlohnt und arbeiten unter sichere-
ren Arbeitsbedingungen als Beschäf-
tigte in einer Landwirtschaft, die hö-
here Klima-Emissionen produziert.

Folglich müssen „grüne Arbeits-
plätze“ weiter gedacht werden, um 
zur Nachhaltigkeit beizutragen. Ein 
grüner und menschenwürdiger Ar-
beitsplatz müsste also ein Arbeitsplatz 
sein, der Umwelt schützt und Metho-
den nutzt, die so ressourcenschonend 
und materialeffi zient wie möglich 
sind. Darüber hinaus müssen sie Ar-
beitsrechte garantieren, tarifl ich ge-
sicherte, faire Entlohnung bieten, Be-
teiligungsrechte sichern und Arbeits- 
und Gesundheitsschutzmaßnahmen 
sicherstellen.

Eine umweltverträgliche Wirtschaft, 
die nicht auch die Herausforderungen 
der Arbeitswelt und insbesondere von 
Beschäftigung in Angriff nimmt, wird 
weder schnell politisch durchsetzbar 
noch von langer Dauer sein. Je mehr 
soziale Aspekte bei Umweltpolitiken 
mitgedacht werden und eine stabile 
soziale Gesellschaft entsteht, umso 
einfacher ist eine Ökologisierung der 
Gesellschaft zu ermöglichen.

Holger Bartels

Der Autor ist  Abteilungsleiter Agrar und Umwelt bei 
der IG Bauen – Agrar – Umwelt.

McPlanet.com 2012
Lassen sich bald neun Milliarden 

Menschen mit ökologischer Land-
wirtschaft ernähren? Können wir 
eine vollständige Energieversorgung 
mit dezentralen Erneuerbaren Ener-
gien verwirklichen? Wie kann eine 
schnelle und wirksame Verringerung 
der Treibhausgasemissionen mit de-
mokratischen Prinzipien erreicht 
werden? 

Wenn dich diese Fragen interessie-
ren, dann komm vom 20. Bis 22. Ap-
ril 2012 zum fünften McPlanet.com-
Kongress nach Berlin. Dort werden 
nicht nur Experten aus Deutschland 
mit internationalen Gästen über die-
se Fragen diskutieren, sondern es 
wird auch genug Zeit und Raum ge-
ben, mitzudiskutieren und sich aus-
zutauschen, alte Bekannte und neue 
MitstreiterInnen zu treffen.

McPlanet.com entstand 
aus der Überzeugung, 
dass Globalisierung, 
Gerechtigkeit und Um-
weltschutz zusammen 
gedacht werden müs-
sen. Hierzu haben sich 
erstmals im Jahr 2003 
die Organisationen At-
tac, BUND, Greenpeace 
und die Heinrich-Böll-
Stiftung zusammengetan 
und den ersten McPlanet.
com-Kongress organisiert. Mittlerweile 
sind außerdem der Evangelische Ent-
wicklungsdienst, Brot für die Welt, das 
Forum Umwelt und Entwicklung sowie 
terre des hommes mit dabei. 

Kurz vor der Rio+20-Konferenz der 
Vereinten Nationen im Juni 2012 will 
sich der McPlanet.com-Kongress kri-
tisch mit Konzepten der Green Econo-

my auseinandersetzen und alternati-
ve, demokratische Entwicklungsan-
sätze diskutieren. 
Informationen zu vorangegange-
nen Kongressen: www.mcplanet.
com
Kontaktadresse für Engagierte: 
info@mcplanet.com

McPlanet.com 2009
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Die Grüne Ökonomie 
Verschollen im Bermuda-Dreieck der Nachhaltigkeit

Einer der Schwerpunkt der kommenden Rio+20-Konferenz im Juni 2012 ist die 
Green Economy. Ein Konzept, dass alles heißen kann – und leider eben auch 
nichts.

Kurz nach dem desaströsen 
Scheitern des Klima-Gipfels von 
Kopenhagen, im Januar 2010, 

verkündete UN-Generalsekretär Ban-
Ki Moon, dass er nun auf ein neues 
Thema setzen würde: die „Green Eco-
nomy“. Klima-Berater wurden ent-
lassen, „Green Economy“-Experten 
eingestellt. Statt den Konfl ikten in 
der internationalen Klimapolitik sol-
le man sich dem widmen, was direkt 
umsetzbar wäre. Und von „grünen 
Investitionen“ würden schließlich alle 
profi tieren.

Man muss sich das so vorstellen: 
Mit Kopenhagen hat das Flaggschiff 
der internationalen Umweltpolitik – 
der zentrale Politikprozesses, der aus 
dem „Erdgipfel“ von Rio 1992 her-
vorgegangen ist – ernsthaft Leck ge-
schlagen und droht auf Jahre hinaus 
manövrierunfähig durch die Weltpo-
litik zu treiben. Und just in diesem 
Moment lenkt der Mann im Ausguck 
die Aufmerksamkeit auf einen schma-
len grünen Streifen am Horizont. Und 
während unter Deck die ersten Passa-
giere schon mit den steigenden Fluten 
kämpfen, starrt die feine Gesellschaft 
an Deck auf den grünen Flecken, der 
die schöne neue Welt verspricht.

Nicht alles was glänzt ist grün
Schon 2008 fand der European Busi-

ness Summit, eine Lobbyveranstaltung 
der europäischen Industrie, unter dem 
Stichwort „Greening the Economy“ 
statt – ganz vorne mit dabei die Um-
weltschützer von BMW, Eon, Lufthan-
sa und Shell. Allein das macht deut-
lich, dass die Green Economy ein sehr 
dehnbarer Begriff ist.

Ein häufi ger angeführter Beweis, 
dass die Green Economy bereits auf 
dem Weg sei, ist eine Studie der bri-
tischen Bank HSBC. Die hat im Feb-
ruar 2009 untersucht, wie „grün“ die 
Konjunkturpakte sind, die verschie-
dene Regierungen in Reaktion auf 
die Jahrhundertkrise der Weltwirt-
schaft verabschiedet haben. Dort wird 
stolz vermeldet, dass bereits 15% der 
insgesamt 430 Milliarden US-Dollar 

weltweiter Konjunkturhilfen grün 
sind. Doch was genau heißt eigentlich 
„grün“? Maßgebliches Kriterium, so 
lehrt die Studie, ist der Einfl uss dieser 
Investitionen auf CO2-Emissionen. Im 
besten Fall heißt grün also gut fürs Kli-
ma. Im schlechteren Fall ist nach dieser 
Logik auch schon ein neues, effi zien-
teres Kohlekraftwerk grün – es spart 
ja immerhin CO2 ein. Im schlimmsten 
Fall sind damit umweltpolitisch höchst 
zweifelhafte Maßnahmen gemeint. 
Zum Beispiel bezeichnet HSBC die 
deutsche Abwrackprämie, Atomener-
gie oder CO2-Abscheidung und -Spei-
cherung (Carbon Capture and Sto-
rage, CCS) ganz explizit als grün. Zwar 
behaupten einige, die wären gut fürs 
Klima. Seltener hört man hingegen, 
dass Verkehrslärm, strahlender Abfall 
oder aus dem Boden entweichendes 
CO2 wirklich „grün“ wären. Wenn das 
die Grüne Ökonomie ist, die schon 
„auf dem Weg“ ist, dann ist sie defi ni-
tiv auf dem falschen Weg.

Man mag nun einwenden, dass man 
das Konzept einer Green Economy ja 
kaum an der Studie einer britischen 
Bank messen darf. Doch auch ein Blick 
auf die zentrale Publikation des Um-
weltprogramms der Vereinten Nati-
onen (United Nations Environment 
Programme, UNEP), Towards a Green 
Economy, ist ziemlich ernüchternd. 
Vieles was UNEP schreibt, ist nicht 
wirklich falsch – zum Beispiel, Subven-
tionen für fossile Energien zu strei-
chen, in grüne Technologien zu inves-
tieren oder die Forschungsausgaben 
für erneuerbare Energien zu erhöhen. 
Aber leider ist vieles eben auch nicht 
wirklich richtig. Um nur zwei Beispiele 
zu nennen: UNEP verkauft die grüne 
Ökonomie als „sozial inklusiv“. Seit 
Rio 1992 ist es eine Binsenweisheit, 
dass soziale und ökologische Fragen 
nicht getrennt voneinander gesehen 
werden dürfen. Doch als einzige Idee, 
wie diese Erkenntnis in die Tat um-
gesetzt werden soll, bringt UNEP vor, 
dass Investitionen in grüne Technolo-
gien und den Erhalt von Ökosystemen 
Arbeitsplätze schaffen – gerade auch 

im Süden. In den 60er Jahren hätte 
man mit dieser grün angestrichenen 
Modernisierungstheorie wohl noch 
einen Blumenstrauß gewinnen kön-
nen. Gemessen am heutigen Stand 
der Entwicklungsforschung ist ein 
solcher Wachstumsoptimismus dip-
lomatisch gesagt von gestern – ganz 
so als ob die strukturelle Asymmetrie 
der Weltwirtschaft noch nicht ent-
deckt worden wäre. Anderes Beispiel: 
UNEP fordert die Berücksichtigung al-
ternativer Indikatoren für Wohlstand 
jenseits des reinen BIP-Wachstums. 
Super. Aber hilft uns wirklich ein neu-
en Indikator, der uns nur sagt, was 
wir eh schon wissen, nämlich dass ein 
kleiner aber wachsender Teil der Welt-
bevölkerung ökologisch über seine 
Verhältnisse lebt und ökonomisches 
Wachstum dies verschärft? Was fehlt 
sind konkrete Maßnahmen, die diese 
Erkenntnis auch in Politik umsetzen. 
Was wir brauchen ist selektives Wach-
sen (in erneuerbaren Energien, öf-
fentlichem Verkehr und anderen) und 
Schrumpfen (zum Beispiel Autoindus-
trie, Konsumelektronik, Waffenpro-
duktion). Während UNEP viel über die 
Chancen des grünen Wachstums redet 
(die unbestreitbar existieren) wird das 
notwendige Schrumpfen aber kaum 
erwähnt. Wir können so viele grüne 
Autos bauen wie wir wollen. Solange 
die Menge der Autos weiter wächst, 
hilft auch der schönste Wohlstand-
sindikator nichts. Diese Mischung aus 
richtig und falsch führt dazu, dass 
man so richtig nicht dagegen sein 
kann gegen die Grüne Ökonomie. 
Und deswegen ist der Gedanke wohl 
auch so attraktiv. Doch die zentrale 
Stärke der Green Economy ist eben 
auch ihre zentrale Schwäche: Es ist 
für jede/n was dabei; und eben auch 
ausreichend für diejenigen, die sich 
den zentralen ökologischen Heraus-
forderungen nicht stellen wollen. Als 
Wegweiser für die sozial-ökologische 
Transformation taugt die Grüne Öko-
nomie daher nicht. Sie gleicht wohl 
eher dem Kompass des Piraten Jack 
Sparrow, der immer zu dem weist, was 
man am meisten begehrt.

War da was? Aus der 
Geschichte lernen

Eine mögliche Antwort auf dieses 
Problem wäre: Die Zivilgesellschaft 
muss verbindliche Standards defi nie-
ren, was genau eine Green Economy 
enthalten sollte und was nicht. Doch 
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die Geschichte der Nachhaltigen Ent-
wicklung stimmt skeptisch, dass eine 
solche Defi nitionshoheit wirklich zu 
erreichen ist. Auch im Vorfeld von Rio 
1992 waren viele NGOs geradezu eu-
phorisch, dass man mit einer „starken 
Defi nition“ von nachhaltiger Entwick-
lung einen grundlegenden sozialen 
und ökologischen Wandel erreichen 
könnte. Doch wie wir wissen, ging die 
Geschichte anders aus. 20 Jahre nach 
Rio weisen alle ökologischen Indikato-
ren in die falsche Richtung. Nachhaltig 
ist heute trotzdem fast alles. So kann 
man bei E-Plus im nachhaltigen Han-
dytarif telefonieren (wo man die Um-
welt umso mehr schützt, je mehr man 
telefoniert), oder mit dem GoGreen 
der Deutschen Post nachhaltig den 
Verkehrssektor ausbauen. Kein noch 
so dreckiger Konzern kommt ohne 
Nachhaltigkeitsstrategie aus. Und als 
die G-20 Finanzminister im Februar 
2011 angesichts der Jahrhundertkrise 
der Weltwirtschaft von der Hoffnung 
auf „nachhaltiges Wachstum“ spra-

chen, hat dabei wohl auch niemand 
nur an die Umwelt gedacht. Einen 
weiteren solchen Pyrrhus-Sieg kann 
die Umwelt nicht verkraften. Doch die 
Green Economy führt die soziale und 
ökologische Transformation der Ge-
sellschaft ins gleiche Bermudadreieck 
führt wie einst die nachhaltige Ent-
wicklung. 

Noch ist Zeit für eine Kurskorrektur. 
Als die globalisierungskritische Bewe-
gung – und mit ihr viele Umweltver-
bände und Entwicklungsorganisatio-
nen – Ende der 90er Jahre die neoli-
berale Globalisierung an den Pranger 
stellte, entsprach das sicher nicht dem 
Zeitgeist. Heute, angesichts der Jahr-
hundertkrise in Weltwirtschaft und 
Finanzmärkten, geben sogar führen-
de konservative Denker wie der briti-
sche Thatcher-Fan Charles Moore und 
FAZ-Herausgeber Frank Schirrmacher 
zu, die Linke hätte vielleicht Recht ge-
habt. Warum also nicht einfach mal 
sagen: Wir spielen nicht mehr mit! 
Nicht weil alles, was als Green Eco-

nomy gefordert wird, falsch wäre. 
Auch die Globalisierungskritikerinnen 
und -kritiker haben Globalisierung 
nicht rundheraus verteufelt. Sondern 
schlicht und einfach weil Green Eco-
nomy – 20 Jahre nach Rio! – zu wenig 
ist. Wir haben nicht mehr die Zeit, uns 
weitere 20 verlorene Jahre zu gön-
nen. Vielleicht lautet die Alternative 
wie folgt: Entweder wir vertrauen 
erneut der Rettung durch ein Zauber-
konzept und stellen in 20 Jahren fest, 
dass wir wieder falsch gelegen haben. 
Oder wir sagen diesmal von Anfang 
an nein und haben in zehn Jahren 
Recht. Klar: Vom Recht haben allein 
wird die Welt auch nicht gerettet. 
Aber die Spielräume für eine wirklich 
sozial-ökologische Politik sind dann 
wahrscheinlich deutlich größer.

Chris Methmann 

Der Autor ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am 
Institut für Politische Wissenschaft der Universität 
Hamburg und aktiv beim globalisierungskritischen 
Netzwerk Attac. Er promoviert zu globalen Klima-
diskursen.

Rohstoffe für die ‚grüne‘ 
Wirtschaft 
Ausbeutung wie gehabt?

Der Stoff, aus dem unsere ökologischen Träume sind, ist 
manchmal ganz schön hartes und dreckiges Material: 
Solarzellen zum Beispiel werden überwiegend auf Ba-
sis von Silizium produziert. Das zweithäufi gste Element 
der Erdkruste ist nicht knapp, doch die Gewinnung von 
reinstem Silizium ist äußerst energieintensiv. Außerdem 

kommen toxische Chemikalien zum Einsatz  und entste-
hen als Nebenprodukte.  

Dies gilt auch bei der Förderung 
weiterer Rohstoffe, die je nach 
Bauart in der Solarbranche be-

nötigt werden, zum Beispiel Indium, 
Selen, Gallium, Cadmium oder Tellu-
rium. Für Windkraftanlagen bleiben 
Stahl und Kupfer unverzichtbar: Stahl 
für Fundamente, Türme und Getriebe; 
Kupfer für Leitungen und Generato-
ren. Einige Hersteller getriebeloser 
Windkraftanlagen benötigen für so 
genannte Permanentmagneten auch 
das zu den Seltenen Erden zählende 
Neodym. Aufgrund von Gewichts-
vorteilen dieses Materials könnte die 
Nachfrage nach Seltenen Erden  im 
Zuge der Errichtung von Offshore-

Windparks weiter steigen. Ein noch 
weitaus größerer und problematische-
rer Rohstoffhunger als im Solar- oder 
Windbereich zeichnet sich für die 
noch ganz am Anfang stehende Elekt-
romobilität ab. Zu befürchten ist, dass 
ohne Änderungen am alten MIV- (Mo-
torisierter Individualverkehr-) Kon-
zept zukünftig Millionen neuer Autos 
gebaut werden, die in der Produkti-
onsphase teils sogar noch mehr Roh-
stoffe verschlingen als die alte Fahr-
zeugfl otte. In einem Zukunftsszenario 
für 2030 rechnet etwa die Unterneh-
mensberatung McKinsey damit, dass 
die Automobilbranche doppelt so viel 
Aluminium, 13 mal so viel Kupfer, 120 

mal so viel Neodym und 200 mal so 
viel Lithium benötigen wird wie heu-
te. Das Problem dabei: Bei der Gewin-
nung, etwa von Seltenen Erden, ent-
stehen ganze Seen giftigen Schlamms 
voller Schwermetalle, Säuren sowie 
radioaktivem Thorium und Uran. 
Auch der herkömmliche Bergbau von 
Zink, Eisenerz oder Kupfer verbraucht 
riesige Mengen von Wasser und Flä-
che. Große Mengen giftiger Abfälle 
entstehen. Und immer wieder werden 
Menschen- und Arbeitsrechte mit Fü-

Ausbeutung wie gehabt?

Der Stoff, aus dem unsere ökologischen Träume sind, ist 
manchmal ganz schön hartes und dreckiges Material: 
Solarzellen zum Beispiel werden überwiegend auf Ba-
sis von Silizium produziert. Das zweithäufi gste Element 
der Erdkruste ist nicht knapp, doch die Gewinnung von 
reinstem Silizium ist äußerst energieintensiv. Außerdem 

kommen toxische Chemikalien zum Einsatz  und entste-
hen als Nebenprodukte.  
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ßen getreten, Landrechte von Urein-
wohnern verletzt und der gewonnene 
ökonomische Reichtum in die Taschen 
von nur ganz wenigen gelenkt. 

Oben hui unten pfui?
In der jüngst erschienenen Studie 

„Oben hui, unten pfui? Rohstoffe für 
die ‚grüne‘ Wirtschaft“ zeigen Pow-
erShift und das Forum Umwelt und 
Entwicklung, welche brutale Ausbeu-
tung von Mensch und Natur immer 
noch mit dem Bergbau und der Wei-
terverarbeitung all dieser Rohstoffe 
einhergeht – vom Eisenerz in Brasilien 
bis zu Seltenen Erden aus China. Wirk-
same internationale Vereinbarungen, 
die das verhindern würden oder einen 
‚fairen Deal‘ zu Rohstoffen zwischen 
Nord und Süd gibt es nicht. 

Rohstoffe sind knapp, 
teuer und umkämpft

In den kommenden Monaten wird 
im Vorfeld des Rio+20-Gipfels viel über 
die ‚grüne Wirtschaft‘ (Green Econo-
my) zu hören sein. Aus Sicht von Re-
gierungen und Unternehmen soll die 
‚grüne‘ Wirtschaft ordentlich wachsen 
und viele neue Exportmärkte liefern. 

Doch damit wächst auch der Bedarf 
an Rohstoffen für wirkliche oder ver-
meintlich ‚grüne‘ Branchen. Anfang 
des 21. Jahrhunderts erscheinen die-
se Rohstoffe nicht mehr billig und 
unendlich, sondern knapp, teuer und 
umkämpft. Seit Jahren rufen Indus-
trievertreter hierzulande nach mehr 
staatlicher Rohstoffpolitik – vor allem 
nach „freiem Handel“ mit Rohstoffen. 
Dieser soll den Entwicklungsländern 
die Möglichkeit nehmen, ihre Rohstof-
fe anders als für den billigen Export in 
den reichen Norden zu nutzen. Kanz-
lerin Merkel und ihre Wirtschaftsmi-
nister unterstützen die rohstoffpoliti-
schen Wünsche der Wirtschaftslobby. 
Gemeinsam mit dem Bundesverband 
der Deutschen Industrie (BDI) wurde 
die deutsche Rohstoffstrategie  entwi-
ckelt und eine Rohstoffi nitiative mit 
gleicher Ausrichtung auf EU-Ebene 
vorangetrieben. Einzelne Vertreter 
‚grüner‘ Branchen und ihnen naheste-
hende Politiker stimmen bereits in den 
Ruf nach einer entschlossenen Politik 
der Rohstoffsicherung mit ein – etwa 
wenn es um WTO-Klagen gegen Chi-
na oder mehr „Freihandels-“Aufl agen 
für rohstoffreiche Entwicklungsländer 

geht.  Zu befürchten ist: Ökologische, 
soziale und entwicklungspolitische In-
teressen werden bei der neuen ‚grü-
nen‘ Rohstoffwirtschaft genauso ig-
noriert wie in den alten ‚grauen‘ Bran-
chen. Wachstum in Deutschland und 
neue Exporterfolge bleiben zentrale 
Ziele. Hier muss die Umweltbewegung 
gegen halten.  Klare „Anforderungen 
an eine zukunftsfähige Rohstoffstra-
tegie“ liegen von Seiten deutscher 
Nichtregierungsorganisationen be-
reits vor. Hoffentlich enden sie nicht 
zusammen mit Rio+20-Resolutionen 
im Papierkorb.

Peter Fuchs

Der Autor ist geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
von PowerShift e.V (www.power-shift.de) und koor-
diniert zusammen mit Tobias Reichert die AG Handel 
des Forums Umwelt und Entwicklung.

Zum Weiterlesen: PowerShift/Forum Umwelt & 
Entwicklung (Hrsg.): Oben hui, unten pfui? Rohstoffe 
für die ‘grüne’ Wirtschaft. Bedarfe – Probleme – 
Handlungsoptionen für Wirtschaft, Politik & Zivilge-
sellschaft, von Jutta Blume, Nika Greger und Wolf-
gang Pomrehn. Berlin, 2011. Die Studie endstand im 
Rahmen des Klima-Handel-Projekts von Forum Um-
welt und Entwicklung, PowerShift und Germanwatch 
, gefördert durch das Umweltbundesamt.

Bezug: Forum Umwelt & Entwicklung, 
info@forumue.de

Green Economy vor Ort
Grüne Wirtschaft in Kommunen

Der vorliegende Artikel gibt einen kurzen Rückblick auf die politischen Ereig-
nisse und betrachtet ausgewählte Handlungsfelder und nachahmenswerte Bei-
spiele von Kommunen und Regionen, die im Hinblick auf das für die „Rio+20-
Konferenz“ angekündigte Schwerpunktthema Thema „Green Economy“ von 
Bedeutung sind. 

Der „Erdgipfel“ vor 20 Jahren 
war ein Meilenstein internati-
onaler Politik und hat in vie-

lerlei Hinsicht eine besondere Bedeu-
tung. Erstmals gelang es auf globaler 
Ebene, umwelt- und entwicklungspo-
litische Probleme im Zusammenhang 
zu betrachten und die Weichen für 
eine weltweite, nachhaltige Entwick-
lung zu stellen. In der übergreifen-
den „Rio-Deklaration für Umwelt und 
Entwicklung“ wurden das Recht auf 
nachhaltige Entwicklung (sustainab-
le development) verankert sowie das 
Vorsorge- und das Verursacherprinzip 
als Leitprinzipien anerkannt. Als un-
erlässliche Voraussetzungen hierfür 
werden unter anderen die Bekämp-

fung der Armut, eine angemessene 
Bevölkerungspolitik, Verringerung 
und Abbau nicht nachhaltiger Kon-
sum- und Produktionsweisen sowie 
die umfassende Einbeziehung der Be-
völkerung in politische Entscheidungs-
prozesse genannt. 

Bedeutung erlangte die Rio-Konfe-
renz zudem, weil sie mit der „Agenda 
21“ einen Aktionsplan zur Umsetzung 
einer nachhaltigen Entwicklung vor-
gelegt hat und darin neben der inter-
nationalen und nationalstaatlichen 
Ebene in Kapitel 28 erstmals Kom-
munen als wichtige Akteure bei der 
Lösung globaler Probleme adressiert. 
An die Kommunen erging der Aufruf, 
im Dialog mit lokalen Stakeholdern, 
so auch mit Wirtschaft und Zivilge-

sellschaft, drängende Probleme vor 
Ort zu identifi zieren und ein kommu-
nales Handlungsprogramm für eine 
zukunftsfähige Entwicklung – eine 
sogenannte „lokale Agenda 21“ zu 
erarbeiten. 

Verantwortung auf lokaler 
Ebene wahrnehmen und 
Partizipationskultur entwickeln 

Nicht umsonst werden Kommunen 
als wichtiger Partner auf dem Weg hin 
zu einer nachhaltigen Entwicklung 
betrachtet. Sie haben auf der einen 
Seite besonders stark mit multiplen 
Problemlagen einer nichtnachhalti-
gen Entwicklung zu kämpfen, auf der 
anderen Seite verfügen sie aber auch 
über umfangreiche Kenntnisse, Poten-
ziale und Steuerungsmechanismen, 
die bei der Problemlösung unentbehr-
lich sind. Ein Novum ist ebenso die Art 
und Weise der Politikgestaltung: Breit 
angelegte Partizipationsprozesse sol-
len starre Strukturen überwinden und 
kreative Lösungen entwickeln helfen. 

Mit Blick auf die Entwicklung der 
Agenda-21-Prozesse in Deutschland, 
die Ende der 90er Jahre ihren Höhe-
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punkt hatte, lässt sich bestätigen, 
dass in einigen Bereichen viel erreicht 
werden konnte. So hat sich die Betei-
ligungskultur deutlich weiter entwi-
ckelt und in vielen Kommunen wur-
den mittels einer Lokalen Agenda 21 
Leitbilder, Strategien und Aktionsplä-
ne für eine zukunftsfähige Entwick-
lung erarbeitet. 

Deutlich wurde aber auch, dass die 
Einbeziehung der Wirtschaft bislang 
keineswegs in ausreichendem Maße 
gelungen ist. So sind Wirtschaftsakteu-
re zum Teil aus LA-21-Kooperationen 
wieder ausgestiegen, da Zielkonflikte 
nicht überwunden werden konnten, 
oder Organisationsformen nicht die 
notwendige Effizienz aufwiesen. Die 
Einbindung von Unternehmen in kom-
munale und partizipativ ausgerichte-
te Nachhaltigkeitsprozesse erfordert 
neben Ausdauer auch gezielte Un-
terstützung, Ressourcen und passen-
de Formate (1). Auf der anderen Seite 
lassen sich dort, wo Kommunen und 
Landkreise und auch Bundesländer 
eine aktive Rolle einnehmen und Un-
ternehmenskooperationen anbahnen, 
fördern und explizit in den Kontext ei-
ner ressortübergreifenden nachhalti-
gen Entwicklung stellen, mancherorts 
auch dauerhafte Netzwerke und inno-
vative Kooperationszusammenhänge 
finden. Diese Tendenz bestätigt sich 
auch im aktuellen Forschungsvorha-
ben „Rio+20-vor Ort“, in dessen Rah-
men das Institut für Zukunftsstudien 
und Technologiebewertung eine bun-
desweite Online-Erhebung zu LA-21- 
und Nachhaltigkeitsprozessen durch-
geführt hat. (2) 

Die Handlungsfelder von Kommu-
nen zur Förderung einer Grünen Wirt-
schaft sind dabei vielfältig, sie reichen 
von erneuerbaren Energien, Energie-
effizienzmaßnahmen und Umwelt-
entlastungsprogrammen über Fairen 
Handel und nachhaltiger Beschaffung 
bis hin zu Bildung. 

Beispiele mit Bezug auf 
Nachhaltige Entwicklung 
und Green Economy. 

Beispielhaft ist neben anderen die 
Thüringer Landeshauptstadt Erfurt, 
die seit dem Jahr 2000 mit ihrem 
Ökoprofit-Club und den darin betei-
ligten Unternehmen immer wieder 
neue Projekte für und mit Erfurter 
BürgerInnen entwickelt. Neben den 

intendierten Ressourceneinsparungen 
im Rahmen des Ökoprofit-Programms 
wird gleichzeitig ein gesellschaftlicher 
Mehrwert generiert. So wurde eine 
Bürgerstiftung gegründet, ein Bürger-
wald initiiert, in dem die beteiligten 
Unternehmen Bäume pflanzen und 
die Erfurter Stifterschokolade entwi-
ckelt – ein lokal vertriebenes Fairhan-
delsprodukt.(3) Auf Landesebene sind 
zum Beispiel der „Umweltpakt Bay-
ern“(4) sowie das „Eine-Welt-Netz“(5) 
in Nordrhein-Westfalen gelungene 
Beispiele langfristiger wirtschaftlicher 
Kooperationsbeziehungen mit nach-
haltigen Effekten. 

Ein Kernthema gerade auch auf 
kommunaler Ebene ist der Umbau 
der Energieversorgung. Es existieren 
mittlerweile vielerorts kommunale 
oder regionale Beschlüsse, die mit ei-
nem Zeithorizont von 2030 bis 2050 
die Umstellung auf ein dezentrales, 
regeneratives Energiesystem fest-
schreiben. Beispielgebend sind hier 
die Landkreise Steinfurt(6) in NRW 
sowie Fürstenfeldbruck(7) in Bayern. 
Beide fokussieren hinsichtlich der 
notwendigen Energieeffizienz und 
EE-Maßnahmen auf die Kooperation 
mit lokalen Stadtwerken, Handwerks-
betrieben, Ingenieurbüros und orts-
ansässigen Banken und Sparkassen. 
Beim Auf- und Ausbau einer zukunfts-
verträglichen Energieversorgung auf 
Basis Erneuerbarer Energien soll glei-
chermaßen die regionale Wirtschaft 
gefördert und Wertschöpfung in der 
Region erzeugt werden. In diesem 
Zusammenhang werden ebenso fi-
nanzielle Beteiligungsmöglichen für 
Bürgerinnen und Bürger angeboten. 
Dieser Mehrwert stellt sich nicht von 
allein her: in beiden Landkreisen exis-
tiert ein Kreistagsbeschluss und es 
erfolgt die Koordinierung der Aktivi-
täten über ein LA-21-Büro, das beim 
Landkreis angesiedelt ist – das heißt, 
die Entscheidungsträger halten diese 
Aktivitäten für wichtig und es wurden 
Kapazitäten zu Umsetzung geschaf-
fen. 

Kommunen können sich weiterhin 
direkt für eine grüne Wirtschaft en-
gagieren, indem sie, wie in Dortmund, 
Bonn und Tübingen, ihre öffentliche 
Beschaffung anhand zentraler Ein-
kaufsrichtlinien nachhaltig und fair 
gestalten sowie Fair-Handels-Kampa-
gnen für ihre BürgerInnen starten. Die 
Servicestelle Kommunen in der Einen 
Welt(8) und ICLEi – Local Governments 

for Sustainability(9) – haben hierzu in 
den letzten Jahren Initiativen ins Le-
ben gerufen und Praxismaterialien er-
arbeitet.(10) 

Ein weiteres Schlüsselthema, das 
deutsche Kommunen insbesondere 
vor dem Hintergrund des demografi-
schen Wandels beschäftigt, ist die Si-
cherung der kommunalen Haushalte. 
Hier geht es allerdings in erster Linie 
um Schuldenabbau und Haushalts-
konsolidierung. Die Schaffung be-
ziehungsweise Nutzung von ethisch-
ökologischen Anlagemöglichkeiten 
für kommunale Gelder ist hingegen 
ein Bereich, der bislang kaum wahr-
genommen wird und daher zukünf-
tig stark ausbaufähig ist. Kommunen 
bilden beispielsweise Kapitalstöcke 
zur Sicherung der Altersvorsorge für 
ihre MitarbeiterInnen im öffentli-
chen Dienst. Auf welche Weise die 
Anlage der Gelder erfolgt, entzieht 
sich jedoch in den meisten Fällen der 
öffentlichen Diskussion. Als eine der 
wenigen Ausnahmen geht die Stadt 
München mit gutem Beispiel voran: 
Sie fasste 2008 einen Beschluss im 
Stadtrat, nachdem die kommunalen 
Rücklagen nach ethisch-ökologischen 
und nachhaltigen Kriterien angelegt 
werden sollen.(11)

Resümee 
Erneuerbare Energien, Energie- und 

Ressourceneffizienz, nachhaltige Be-
schaffung, fairer Handel und Finanzen 
sind einige der Handlungsbereiche in 
denen Kommunen ihre Wirtschaft auf 
„Grüne Weise“ umgestalten können 
und dies in Ansätzen mit einigem Er-
folg auch heute schon tun. Deutlich 
wird bei all den genannten Beispielen, 
dass eine „Grüne Wirtschaft“ nicht 
isoliert zu betrachten ist, sondern im 
Kontext einer auf Armutsbekämpfung 
ausgerichteten nachhaltigen Entwick-
lung. „Grüne Wirtschaft“ bedeutet da-
her weitaus mehr als der Einsatz um-
weltverträglicher Technologien unter 
den bislang üblichen Vorzeichen. Sie 
richtet sich maßgeblich auch auf die 
Art und Weise unseres Wirtschaftens, 
die eine gerechte Verteilung inner-
halb und zwischen den Generationen 
ebenso einbezieht wie eine Reflexion 
des bisherigen Wachstumsbegriffes 
und seiner Auswirkungen. 

Eine wirksame Umgestaltung unse-
res Wirtschaftens ist kein Selbstläufer. 
Hierfür bedarf es eines Wertewan-
dels und einer bewussten politischen 
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Ausrichtung und Steuerung, auch auf 
kommunaler und regionaler Ebene. 

Es ist daher als ein positives Signal 
zu werten, dass die „Rio+20“-Kon-
ferenz in ihrer Themensetzung auf 
Green Econonomy und Governance 
genau diesen Zusammenhang herzu-
stellen versucht. Ob im Juni 2012 in 
Anlehnung an die Agenda 21 entspre-
chende international bindende Ver-
einbarungen getroffen werden kön-
nen, bleibt abzuwarten. 

Katrin Nolting

Die Autorin ist wissenschaftliche Mitarbeiterin am 
IZT-Institut für Zukunftsstudien und Technologie-
bewertung in Berlin und beschäftigt sich seit vielen 
Jahren mit Agenda-21-und Nachhaltigkeitsprozessen 
auf verschiedenen Ebenen. 

1 Vgl. Nolting, Katrin et al: Kooperieren aber wie? 
Ein Leitfaden zum Aufbau von Kooperationsbezie-
hungen zwischen LA-21-Initiativen und Akteuren 
aus Wirtschaft und Wissenschaft. Hrsg. im Auftrag 
des Umweltbundesamtes, Berlin 2008, S. 9 ff.

2 Das Forschungsvorhaben „Rio+20-Vor Ort – Be-
standaufnahme und Perspektiven lokaler Nach-
haltigkeitsprozesse“ wird vom Bundesumwelt-
ministerium, dem Umweltbundesamt sowie der 
Deutschen Bundesstiftung Umwelt gefördert. 

3 Link: www.izt.de/rio
4 Link zur LA21 Erfurt: www.erfurt.de/ef/de/enga-

giert/agenda21

4 Link zum Umweltpakt Bayern: www.stmug.ba-
yern.de/umwelt/wirtschaft/index.htm

5 Link zum „Eine-Welt-Netzwerk“ NRW: http://www.
eine-welt-netz-nrw.de

6 Link Zukunftskreis Steinfurt: www.kreis-steinfurt.
de/

7 Link ZIEL 21 Fürstenfeldbruck: www.ziel21.de/
8 Link zu Kommunen in der Einen Welt: www.

service-eine-welt.de
9 Link zu ICLEI: http://www.iclei-europe.org/pro-

ducts-activities/
10 Link zur Servicestelle Kommunen in der Einen 

Welt: http://www.service-eine-welt.de/haupt-
stadtfh/hauptstadtfh-start.html

11 Schneeweiß, Antje: Finanzierung nachhaltiger Ent-
wicklung. Ein Überblick über die Situation nach-
haltiger Geldanlagen in Deutschland. Schriftenrei-
he der Heinrich-Stiftung, Band 6, 2010, S. 21.

Die 64. jährliche UN DPI NGO 
Konferenz
Schon mal davon gehört?

Die 64. jährliche NGO-Konferenz der UN-Abteilung für Presse und Information 
(UN DPI)  fand am ersten Septemberwochenende in Bonn statt. Das Motto der 
Konferenz lautete: „Nachhaltige Gesellschaften – Verantwortungsvolle Bürge-
rInnen“.

Besonders geworben wurde im Vor-
feld damit, dass die Konferenz ein 
wichtiger Schritt auf dem Weg zum 
Weltgipfel Rio+20 2012 wäre. Man 
durfte also gespannt sein. Schließlich 
hatten das Programm und die Orga-
nisation im Vorfeld bereits eine ge-
zielte Stoßrichtung vermissen lassen, 
so dass viele Nichtregierungsorgani-
sationen (wie auch der Leitungskreis 
des Forums Umwelt und Entwicklung) 
beschlossen hatten, sich nicht aktiv in 
die Planungen einzubringen. 

Trotzdem konnte die Konferenz ei-
nen Teilnehmerrekord vorweisen, die 
Angaben der Veranstalter schwankten 
zwischen 1.700 und 2.000 zivilgesell-
schaftlichen Vertretern aus aller Welt, 
die drei Tage lang zu Nachhaltigkeits-
themen diskutieren sollten. So konn-
te man zahlreiche Teilnehmerinnnen 
und Teilnehmer von Organisationen 
antreffen, die sonst eher unbekannt 
sind, und sich über ihre Arbeit an ei-
nem der vielen Stände informieren. 
Die großen NRO glänzten vielfach 
durch Abwesenheit und verpassten 
so eine Konferenz mit entspannter 
Ferienlager-Atmosphäre. Neben den 
vielen Informationsständen gab es 
ein großes Angebot an interessan-
ten Workshops rund um die Themen 
Nachhaltigkeit und Freiwilligenarbeit, 
bei denen sich Interessierte austau-
schen konnten. 

NGO Deklaration auf 16 Seiten

Aber halt! Hieß es nicht die Konfe-
renz würde eine NRO-Deklaration für 
Rio+20 vorbereiten wollen? Das hätte 
man während der ersten zweieinhalb 
Tage vor lauter Workshops und Vor-
trägen beinahe vergessen können. 
Aber am Nachmittag des letzten Tages 
fanden sich noch etwa 200 Teilnehmer 
ein, die die „gelungene“ NRO-Dekla-
ration feierten. Kunststück, auf 16 
Seiten ist ja auch für Jeden etwas da-
bei! Bei dem transparenten und par-
tizipativen Prozess (schon im Vorfeld 
konnte man in höchstens 50 Worten 
den UN-Entwurf der angeblich zivilge-
sellschaftlichen Erklärung kommentie-
ren) können auch nach Konferenzen-
de noch Ergänzungswünsche einge-
bracht werden. Leider hat scheinbar 
Niemand daran gedacht, dass wohl 
weder Politiker noch Normalbürger 
diesen Wunschzettel im unverständli-
chen UN-Jargon lesen werden.

Hier muss auf jeden Fall noch nach-
gearbeitet werden, damit bis Juni 
2012 eine NRO-Erklärung vorliegt, die 
sich auf ein paar realistische Kernfor-
derungen konzentriert. Warum sollte 
eine Erklärung der Zivilgesellschaft 
zudem in ihrem Stil die Handschrift 
der UN tragen und in ihren Forderun-
gen weithin wage bleiben?

Wie relevant sind UN-
Konferenzen?

Insgesamt stellt sich anhand der 
zwar durchaus informativen Veran-
staltung die Frage, was diese Art von 
UN-Konferenzen relevant für die Ar-
mutsbekämpfung macht? Aufgrund 
der doch geringen Wirkung muss man 
sich, auch in Zusammenhang mit ande-
ren Zusammenkünften der UN fragen, 
ob diese Form von Konferenz noch 
zeitgemäß ist, oder sich überlebt hat. 
Das Geld, das in solche Veranstaltun-
gen fl ießt könnte für wirklich nach-
haltige Projekte verwendet werden, 
und nicht für Organisationskosten 
rund um solche Großveranstaltungen. 
Geschweige denn, um Tagungsräume 
mit Klimaanlagen runter zu kühlen 
und für elektrisches Licht zu sorgen, 
obwohl Tageslift durch das Glasdach 
scheint, während man Energieeffi zi-
enz und Nachhaltigkeit diskutiert.

Wenn sogar Achim Steiner, Exeku-
tivdirektor des Umweltprogramms der 
UN, in seiner Eröffnungsrede UN-Kon-
ferenzen kritisiert, bei denen nichts 
passiert und die nur Geld kosten, dann 
bleibt nur zu sagen: Richtig so! Aber 
warum gibt es sie denn dann?

Das größte Medieninteresse in den 
drei Tagen erregten übrigens nicht 
die knapp 2.000 NGO und ihre Dekla-
ration, sondern der, glücklicherweise 
unbegründete, Sprengstoff-Alarm mit 
Polizei-Großeinsatz vor dem Tagungs-
ort Maritim.

Von den 63 DPI NGO Konferenzen 
hat man nichts gehört. Von der 64. 
wohl ebenso wenig.

Alessa Hartmann

Die Autorin ist Redakteurin des Rundbriefs 
Forum Umwelt und Entwicklung.
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Yasuní-Nationalpark – 
ein weiteres Opfer der Ölbohrer?
Es ist ein knappes Jahr her, als im japanischen Nagoya die Vertragsstaaten-
konferenz der Biodiversitätskonvention erfolgreich über die Bühne ging. Er-
folgreiche UN-Konferenzen haben mittlerweile fast schon Seltenheitswert. Die 
Frage, wie erfolgreich Nagoya war, lässt sich aber noch nicht wirklich sagen, 
denn manche Einigung muss erst noch umgesetzt werden. Eine der bis zum 
Schluss umstrittenen Fragen waren die um die Schutzgebiete. Tagelang rangen 
die Delegierten der EU mit den widerstrebenden Entwicklungsländern darum, 
wieviel Schutzgebiete ausgewiesen werden sollten. Am Ende wurde ein Kom-
promiss gefunden: 17 Prozent der Fläche sollen unter Schutz gestellt werden. 
Die EU hatte 20 Prozent gefordert. 

Alles steht natürlich, wie immer, 
unter Finanzierungsvorbehalt. 
Und wenn am Ende die gefor-

derten Schutzgebiete nicht fi nanziert 
werden können, wird es sie wohl auch 
nicht geben – der Löwenmut der EU-
Verhandler in Nagoya gegenüber den 
widerstrebenden Entwicklungslän-
dern könnte sich dann im Nachhinein 
als ziemlich papiertigerhaft erweisen. 

Vor diesem Hintergrund mutet es 
nachgerade absurd an, welches Schau-
spiel sich die europäischen Regierun-
gen, allen voran die deutsche, derzeit 
bei dem ecuadorianischen Yasuní-Na-
tionalpark leisten. 

Ecuador ist ein Ölförderland, gleich-
zeitig aber auch eines der biodiver-
sitätsreichsten Länder der Welt. Der 
Yasuní-Nationalpark gehört zu den 

zehn Top-Hotspots der weltweiten 
Biodiversität. Auf einem einzigen 
Hektar fi ndet man dort 655 Baum- 
und Buscharten – mehr als alle Baum- 
und Buscharten ganz Nordamerikas, 
ferner 593 Vogelarten, 150 Amphibi-
en- und 121 Reptilienarten. Nirgend-
wo auf der Welt ist die Artenvielfalt 
größer. Sollte man nicht meinen, nach 
den feierlichen Beschlüssen von Nago-
ya müsste die Weltgemeinschaft die-
sen Ort unbedingt schützen?

Im Gegenteil: Yasuní ist akut be-
droht. Leider wurde unter dem Natio-
nalpark Erdöl gefunden, allein im so-
genannten Yasuní-ITT-Feld geschätzte 
850 Millionen Barrel Öl im Wert von 7.2 
Milliarden Dollar. Eigentlich peanuts: 
Soviel Öl verbraucht die Welt in weni-
ger als einem Vierteljahr. Für Ecuador 
aber viel Geld. Dennoch bot Präsident 
Correa bereits 2007 vor der UN-Vollver-
sammlung an, auf die Ölförderung im 
Yasuní-ITT-Gebiet zu verzichten, wenn 
die Weltgemeinschaft die Hälfte der 
entgangenen Öleinnahmen in einem 
Zeitraum von 13 Jahren in einen UN-

Yasuní-Nationalpark in Ecuador
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Treuhandfonds einzahlt. Für den 
Fall, dass Ecuador seine Zusagen 
später brechen sollte, das Öl nicht zu 
fördern, werden die Einzahlungen 
des Treuhandfonds zurückgezahlt. 
Mit den Geldern des Treuhand-
fonds sollen alternative Energien 
und die wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung Ecuadors, insbesonde-
re der Region um den Nationalpark 
vorangetrieben werden, mit dem 
Ziel, vom Erdölexport unabhängig 
zu werden. Endlich einmal ein Ent-
wicklungsland, das nicht erst von 
der EU öffentlichkeitswirksam zum 
Schutz seiner Natur gedrängt wer-
den muss, sondern von alleine auf 
die Idee kommt, sollte man meinen. 

Niebel setzt sich über 
Bundestagsbeschluss hinweg

Der Bundestag sah es auch so 
und hat am 26. Juni 2008 mit den 
Stimmen der damals regierenden 
CDU/CSU und SPD sowie der Grünen 
beschlossen, Ecuadors Yasuní-Initiati-
ve fi nanziell zu unterstützen. Im BMZ 
war von 50 Millionen Euro jährlich bis 
2020 die Rede. Für Ecuador ein tolles 
Signal – wenn die Deutschen mitma-
chen, hat das Projekt eine Chance. 
Als es ernst wurde, hatte die CDU/
CSU aber inzwischen den Koalitions-
partner gewechselt, und der neue 
FDP-Entwicklungshilfeminister Niebel 
lehnt es hartnäckig ab, den Parla-
mentsbeschluss umzusetzen. Er wolle 
keine »Präzedenzfälle« schaffen, sonst 
könnte ja morgen Saudi-Arabien auch 
noch Geld für nicht gefördertes Erdöl 
fordern. Allerdings stehen in Saudi-
Arabien keine Regenwälder mit extre-
mer Artenvielfalt über den Ölquellen, 
sondern extrem artenarme Sandwüs-
ten, und deshalb ist der Vergleich sehr 
weit hergeholt. Er verweist auf das 
REDD-Programm der Klimaverhand-
lungen, aus denen Ecuador ja Geld für 
Yasuní bekommen könne, übersieht 
aber, dass die Klimaverhandlungen 
derart festgefahren sind, dass ernstzu-
nehmende Summen daraus auf abseh-
bare Zeit nicht fl ießen werden (nach-
zulesen in Bundestagsdrucksache 17-
6543). Alle Versuche Ecuadors, mit Re-
gierungsdelegationen Minister Niebel 
umzustimmen, schlugen fehl – er hat-
te leider nie Zeit für die Delegationen. 
Ecuadors Präsident hat die Frist mehr-
fach verlängert, bis zu der das Ange-
bot des Landes gilt. Jetzt ist es der 31. 
Dezember 2011. Es ist nachvollziehbar, 

dass er seinem Volk irgendwann Er-
gebnisse präsentieren will, und wenn 
er feststellen muss, dass Yasuní den 
Regierungen der reichen Länder lei-
der nicht viel bedeutet, dann kommt 
früher oder später die Öllobby zum 
Zug. Wenn schon den Deutschen der 
Braunkohleabbau, Flughafenerweite-
rungen, Autobahnbauten wichtiger 
sind als der Naturschutz, wenn sich 
der hessische FDP-Verkehrsminister 
über Molche und Hamster ereifert, die 
dem Straßenbau im Weg stehen – wa-
rum soll ein Entwicklungsland dann 
dem Naturschutz einen höheren Stel-
lenwert einräumen? Correa muss bald 
entscheiden, ob er die Frist ein wei-
teres Mal verlängern kann, etwa bis 
zum Rio-Gipfel. Bisher ist kaum Geld 
eingegangen – die bedeutendsten 
Beiträge sind 20 Millionen Euro aus 
italienischen Schuldenumwandlungen 
und eine Million von verschiedenen 
französischen Regionen. 

Wenn sich die Öllobby 
durchsetzt, ist Yasuní 
kaum zu retten. 

Die »Zeit« beschrieb es so: »Wer 
von der Hauptstadt Quito aus nach 
Osten Richtung Yasuní reist, der sieht 
die Spur der Verwüstung, die das Öl 
in das Land geschlagen hat. Ecuador 
verliert in jedem Jahr rund 150.000 
Hektar Wald, eine Fläche, doppelt 
so groß wie Hamburg. Entlang der 
Flüsse zischen Gasfl ammen aus dem 

Dschungel, die Pipelines fressen 
tiefe Schneisen in die Wildnis. Aus 
dem größten dieser Rohre, das Öl 
über die Anden zu den Häfen am 
Pazifi k bringt, leckte in den letzten 
Jahren fast doppelt so viel Öl wie 
aus dem havarierten Tanker Exxon 
Valdez. Das Öl verseucht die Flüsse, 
tötet Tiere, sickert ins Trinkwasser. 
Jeder Dritte, der in den Ölgebieten 
lebt, erkrankt an Krebs. Zehntau-
sende wurden vertrieben, die Indi-
ostämme der Cofanes, der Secoyas 
und Sionas, von anderen blieb nur 
ihr Name: Tetete, Sansahuari – nach 
ihnen heißen heute Ölfelder.«

Als 2008 die UN-Biodiversitäts-
konferenz in Bonn stattfand, ern-
tete Merkel (damals noch Kanzlerin 
einer Großen Koalition) viel Beifall 
für ihre Zusage, dass Deutschland 
bis 2012 500 Millionen und ab 
2013 jährlich 500 Millionen für den 
Schutz von Wäldern und anderen 

Ökosystemen bereitstellen werde, 
also 4.5 Milliarden bis 2020. 

4.5 Milliarden sind 4.500 Millionen. 
Soll davon wirklich nichts für eines 
der artenreichsten Gebiete der Welt 
übrig sein, verbunden mit wirtschaft-
lichen Impulsen für die dortige Bevöl-
kerung, wie sie bei kaum einem ande-
ren Schutzgebiet zu erwarten wären? 
Die halsstarrige Haltung des Entwick-
lungsministers kann nicht das letz-
te Wort Deutschlands gewesen sein. 
Der Bundestag und das CDU-geführte 
Umweltministerium sind jetzt in der 
Pfl icht, sich über den Entwicklungsmi-
nister hinwegzusetzen und die Gelder 
aus dem BMU-Etat zu holen. Es gab 
schon wesentlich irrelevantere Dinge 
als dieses Regenwald-Juwel, wegen 
denen die Koalitionsräson zurückste-
hen musste. Nächstes Jahr steht in Rio 
der Rio+20-Gipfel an. Helmut Kohl hat 
1992 in Rio im Alleingang Gelder für 
den Tropenwaldschutz und eine 25 
prozentige Treibhausgasreduktion zu-
gesagt. Will Angela Merkel mit leeren 
Händen nach Rio fahren? 

Weitere Infos unter:
www.yasuni-itt.de, 
www.yasuni-itt.gob.ec, www.mtdf.und 
p.org/yasuni. 
Auch individuelle Spenden sind 
möglich: www.mtdfdonations.org 

Jürgen Maier

Der Autor ist Geschäftsführer des Forums Umwelt 
und Entwicklung.

Yasuní-Nationalpark in Ecuador
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Wasser-, Sanitärversorgung 
und Hygiene für Alle
Deutsche NROs gründen WASH-Netzwerk 

15 Deutsche Hilfsorganisationen aus Nothilfe und Entwicklungszusammenar-
beit haben sich offi ziell zu einem neuen Netzwerk für Wasser-, Sanitärversor-
gung und Hygiene (WASH) zusammengeschlossen. Mit vereinten Kräften wol-
len sie einen wirkungsvollen Beitrag zur Lösung eines der größten Probleme 
des 21. Jahrhunderts leisten.

Unter dem Slogan „Wasser-, Sa-
nitärversorgung und Hygiene 
für Alle“ wurde am 20. Juni 

2011 offi ziell das deutsche „WASH-
Netzwerk“ in der Bundeszentrale von 
Malteser International in Köln ge-
gründet. Die Intensivierung und Pro-
fessionalisierung der Zusammenarbeit 
im Sektor soll einen effektiven Beitrag 
zur Umsetzung des Menschenrechts 
auf Wasser und sanitäre Grundversor-
gung leisten, erklärte Roland Hansen 
von Malteser International. Dieses war 
im vergangenen Jahr von den Verein-
ten Nationen konstituiert worden. 
Nach wie vor müssen etwa 900 Millio-
nen Menschen weltweit ohne Zugang 
zu sauberem Wasser und 2,6 Milliar-
den ohne sanitäre Grundversorgung 
auskommen. Das sei unannehmbar, 
so das Gründungsmitglied des Netz-
werks.  

Im Mittelpunkt der Aktivitäten des 
Netzwerks werden neben Wissensma-
nagement und einer besseren Verzah-
nung von Not- und Übergangshilfe 
(ENÜH) sowie Entwicklungszusam-
menarbeit (EZ), vor allem die ge-
meinsame Interessenvertretung und 
Öffentlichkeitsarbeit stehen. Das The-
menbündel WASH soll von der Zivilge-
sellschaft, der Politik, der Wirtschaft, 
der Wissenschaft und der breiten Öf-
fentlichkeit als eine zentrale globale 
Herausforderung wahrgenommen 
werden, heißt es in der gemeinsamen 
Absichtserklärung, die von den Mit-
gliedern des Netzwerks unterzeichnet 
wurde.

Dort heißt es weiter, dass die  Mit-
glieder des WASH-Netzwerks die ge-
meinsame Vision teilen, dass alle Men-
schen Zugang zu einer nachhaltigen 
und sicheren Wasser- und Sanitärver-
sorgung haben und eigenverantwort-
lich grundlegende Prinzipien der Hy-
giene praktizieren sollten. Würde die-
se Vorstellung Wirklichkeit, könnten 
täglich etwa 5.000 Kinder unter fünf 
Jahren gerettet werden, die derzeit 

an den Folgen mangelhaf-
ter Hygiene sterben. 

Die Initiative der deut-
schen NROs für das Thema 
spiegelt einen aktuellen 
Trend wieder. Fast zeit-
gleich eröffnete UN-Gene-
ralsekretär Ban Ki-Moon 
einen fünfjährigen Akti-
onszeitraum (5-Year-Drive-
to-2015 for Sustainable 
Sanitation), mit dem die 
Vereinten Nationen die 
Bemühungen der interna-
tionalen Staatengemein-
schaft für eine nachhaltige 
sanitäre Grundversorgung 
aller Menschen antreiben 
möchten.

Bonn2011 – die 
Nexus Konferenz 

Eine erste Arbeitsgruppe des Netz-
werks hat bereits seine Arbeit auf-
genommen. Sie wird einen Beitrag 
zur „Bonn2011 Konferenz The Wa-
ter, Energy and Food Security Nexus 
– Solutions for the Green Economy“ 
erarbeiten. Die Bundesregierung un-
ter Federführung von BMU und BMZ 
veranstaltet diese hochrangige Kon-
ferenz in Bonn, die als deutscher Bei-
trag zum Rio+20 Prozess geplant ist, 
dem dritten Erdgipfel für nachhalti-
ge Entwicklung, der nächstes Jahr in 
Rio de Janeiro stattfi nden wird. In 
Bonn soll ein breites Spektrum von  
Akteuren aus Regierung, Wirtschaft 
und Zivilgesellschaft neue Lösungsan-
sätze fi nden und Initiativen in Gang 
bringen, um für alle Menschen einen 
sicheren Zugang zu Wasser, Energie 
und Lebensmitteln zu schaffen. Die 
Chance, die der Kongress bietet, will 
das WASH-Netzwerk nutzen, um sich 
der Fachwelt vorzustellen und die 
Themen Wasser, sanitäre Grundver-
sorgung und Hygiene fest auf der 
Agenda von Rio+20 zu verankern. 

Das Forum Umwelt und Entwick-

lung hat den Prozess der nun zur 
Gründung des WASH-Netzwerks führ-
te von Beginn an intensiv begleitet 
und unterstützt. Das Netzwerk erklär-
te bei der Gründung, auch in Zukunft 
eng mit dem Forum, sowie mit allen 
anderen für den WASH-Sektor rele-
vanten Akteuren zusammenarbeiten 
zu wollen. NROs aus ENÜH und EZ so-
wie alle interessierten Fachkräfte sind 
herzlich eingeladen, im Netzwerk mit-

zuarbeiten. Die Initiative ist aktuell 
über die German Toilet Organization 
erreichbar, die vorerst als Sekretariat 
des Netzwerks fungiert. Die Initiative 
und der Beitrag zur Bonn-Konferenz 
wird mit Mitteln der Stiftung Umwelt 
und Entwicklung gefördert.

Die Mitglieder des deutschen WASH-
Netzwerkes sind: 

ADRA, Arche Nova, Arbeiter-Sa-
mariter-Bund, AT-Verband, BORDA, 
German Toilet Organization, Ingeni-
eure ohne Grenzen, Johanniter Aus-
landshilfe, Malteser International, 
Noah Foundation, Solidaritätsdienst 
International, Viva con Aqua, WECF, 
Welthungerhilfe und World Vision 
Deutschland.

Informationen zur Bonn2011 Confe-
rence. The Water, Energy and Food Se-
curity Nexus – Solutions for the Green 
Economy: www.water-energy-food.
org
Kontakt zum Netzwerk: 
johannes.rueck@germantoilet.org

Johannes Rück und Verena Morys

Die Autoren sind Projektkoordinator bzw. Projektas-
sistentin bei der German Toilet Organization (www.
germantoilet.org).

Gründungsmitglieder des SanWat-Netzwerks in Bonn
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Europäische Fischereipolitik:
Reform auf Schlingerkurs 

Die Kernforderung der Umwelt-
verbände war und ist eine öko-
logisch nachhaltige Reform, 

das heißt eine Reform, die der Umwelt 
gegenüber anderen Zielen der Fische-
reipolitik Vorrang einräumt. Von Seiten 
der EU-Kommission wurde diese Erwar-
tung lange lebendig gehalten: Grüner, 
schlanker, einfacher sollte die GFP wer-
den, so die entschlossene Ankündigung 
der zuständigen EU-Kommissarin Da-
manaki. Von einer grüneren GFP war 
immer wieder die Rede, und dass es 
ohne gesunde Bestände keine Fischerei 
geben könne. „Zu viel Fischerei tötet 
die Fischerei.“, oder „Rettet die Fische 
zum Wohle der Fischer“ – einprägsame 
Slogans reihen sich in Reden Damanakis 
aneinander.

Ziele über Ziele: 
Richtungswechsel ohne Peilung 

Das Reformpaket der  Europäischen 
Kommission zur Neuregelung der GFP 
enthält neben zwei Mitteilungen1 auch 
zwei rechtsverbindliche Verordnungen, 
eine neue Grund2- sowie eine neue 
Marktverordnung3. Der Vorschlag für 
ein neues Finanzinstrument soll noch 
folgen. 

Trotz einiger positiver Ansätze sto-
ßen die Pläne insgesamt auf Kritik, 
denn aus Sicht der Verbände hat der 
Reformvorschlag den vollmundig an-
gekündigten Kurs einer „radikalen 
Reform“ verfehlt.  Erschreckend lapi-
dar heißt es nun, „Nachhaltigkeit“ sei 
der Kern der Reform. Von einer Priori-
sierung ökologischer Belange hat die 
Kommission Abstand genommen: Dies 
lasse das EU-Primärrecht nicht zu, so die 
Begründung. Statt der Anerkennung, 
dass ökologische Nachhaltigkeit die 
Grundvoraussetzung darstellt für wirt-
schaftliche und soziale Nachhaltigkeit, 
soll die GFP nun gar einer ganzen Reihe 
weiterer Ziele dienen, darunter Arbeits-
platzsicherung und Verbraucherschutz. 
Dass die mangelnde Priorisierung von 
Zielen im Grünbuch als einer der Grün-

de für das Scheitern der Gemeinsamen 
Fischereibestände in der Vergangenheit 
identifi ziert wurde, scheint vergessen, 
der Wille zur Radikalität verweht. 

Die Flottenstärke: Problem 
erkannt, Problem verdrängt  

Einen weiteren Missstand hatte das 
Grünbuch als ursächlich für die Überfi -
schung in Europa beschrieben: Die eu-
ropäische Flotte verfügt über zu große 
Kapazitäten, um nachhaltig zu fi schen. 
In einigen Fischereien ist die Fangka-
pazität  um das Zwei- bis Dreifache zu 
groß, um nachhaltigen Fischfang zu be-
treiben. Daher war und bleibt es Forde-
rung der Verbände, dass die Kapazität 
der EU-Flotte der Größe kommerziell 
genutzter Fischbestände angepasst 
werden muss. Doch verbindliche Vorga-
ben und Zeitpläne für den Abbau von 
Überkapazitäten fehlen im Reforment-
wurf. 

Nach Vorstellung der Kommission 
soll statt mit harten Zahlen versehener 
Pläne, die den Unwillen einiger Mit-
gliedstaaten schüren könnten, ein Sys-

tem übertragbarer Fischereibefugnisse 
in den Mitgliedstaaten den Abbau der 
überschüssigen Kapazitäten bewirken. 
Die nationalen Fangquoten – der An-
teil eines Mitgliedsstaats an den Fang-
möglichkeiten – sollen den Fischern in 
Form von handelbaren Fischereibefug-
nissen individuell zugeteilt werden. Auf 
diese Weise, so das Kommissionskalkül, 
bereinige sich der Markt von selbst. Al-
lerdings ist die Frage, wer Zugang zu 

Fischereiressourcen erhält, von ähnlich 
grundlegender Bedeutung wie die For-
derung einer zentralen ökologischen 
Zielsetzung für die GFP. Aus Sicht der 
Umweltverbände sollte der Zugang zu 
Fischereiressourcen bevorzugt Fischern 
gewährt werden, die sich den Prinzipien 
ökologischer und sozialer Nachhaltig-
keit verschrieben haben, statt unbese-
hen Berechtigungen auch an diejenigen 
auszugeben, die in der Vergangenheit 
zur Überfi schung beigetragen haben. 
Bei der Vergabe von Zugangsberechti-
gungen sollten daher ökologische und 
soziale Kriterien ausschlaggebend sein. 
In einigen Mitgliedstaaten ist der Kapa-
zitätenabbau – klare Pläne mit harten 
Zahlen – allerdings Voraussetzung für 
eine qualitative, auf objektiven Krite-
rien beruhende Regelung des Zugangs 
zu Fischereien.  

Der Nachhaltigkeit harter Kern 
Bleibt die Frage, was an dem Refor-

mentwurf nun den nachhaltigen Kern 
ausmacht. Für ein sehr konkretes Ziel 
der Kommission wurde eine klare Rege-

Die Analyse der Kommission im Grünbuch von 2009 machte es hinreichend deut-
lich: Die massive Überfi schung, die hohen Mengen an Beifang, die Überkapazi-
täten bei den Flotten und die Abhängigkeit des Sektors von staatlichen Beihilfen 
verhindern eine nachhaltige Bewirtschaftung der europäischen Fischbestände. 
Angesichts eines so ausgeprägten Problembewusstseins enttäuscht der am 13. Juli 
2011 vorgelegte Reformentwurf für die Gemeinsame Fischereipolitik (GFP).

Fischerboot auf der Ostsee
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lung mit zeitlicher Zielmarke gefunden: 
Bis 2015 sollen die Fischbestände ober-
halb von Zahlen wiederhergestellt und 
erhalten werden, die den höchstmög-
lichen Dauerertrag sichern. Dies ent-
spricht auch den internationalen Ver-
pfl ichtungen der EU. Eine offene Flanke 
in Damanakis Konzept bleibt insofern, 
dass es keine allgemeine Verpfl ichtung 
zur wissenschaftskonformen Festlegung 
von Fangmengen enthält. Die Kommis-
sion setzt auf Mehrjahrespläne als zen-
trales Mittel, um zu gewährleisten, dass 
Fangmengen beziehungsweise Fische-
reiaufwand das wissenschaftlich emp-
fohlene Maß nicht überschreiten. 

Darüber hinaus wird die Einbindung 
von EU-Umweltrecht (etwa der Europä-
ischen Meeresstrategie-Rahmenricht-
linie und der Habitat-Richtlinie) unter 
den allgemeinen Zielen aufgeführt und 
auch an anderer Stelle wird darauf ver-
wiesen. Der Kommissionsvorschlag be-
inhaltet für ausgewählte kommerzielle 
Fischarten Regelungen zur Abschaffung 
unerwünschter Fänge, unter anderem 
durch ein Verbot der verschwenderi-
schen Rückwurfpraxis. Das Anlande-
gebot bildet einen notwendigen und 
wichtigen Aspekt des Vorschlags, der al-
lerdings nicht auf die wenigen von der 
Kommission genannten Arten begrenzt 
bleiben darf und auch Nichtzielarten 
wie etwa Seevögel oder Meeressäuger 
einschließen sollte.

Staudammprojekt bedroht 
nahezu unberührte 
Naturlandschaft in Chile
Alternative Erneuerbare Energien werden ausgebremst 

Nach Veröffentlichung der ersten Re-
formvorschläge sind nun das Europäi-
sche Parlament und der Fischereirat an 
der Reihe, einen klareren Kurs für eine 
GFP auf der Grundlage von Vorsorge- 
und Ökosystemansatz zu bestimmen 
und den Kommissionsentwurf zu ver-
bessern. Nur die Wiederherstellung der 
Fischbestände bietet den Fischereien 
– und auch den Verbrauchern und den 
in der Fischerei Beschäftigten – eine si-
chere Zukunft. „Wir brauchen gesunde 
Bestände, damit unsere Kinder nicht 

eines Tages für unsere Fehler bezahlen 
müssen.“ – noch so ein Damanaki. 

Dr. Nina Wolff

Die Autorin ist Projektleiterin Meeresnaturschutz bei der 
Deutschen Umwelthilfe und Koordinatorin von OCE-
AN2012 in Deutschland.

1 KOM(2011) 417, eine allgemeine Mitteilung über  
und KOM(2011) 424 über die externe Dimension 
der GFP.

2 KOM(2011) 425, Vorschlag für eine Verordnung 
über die Gemeinsame Fischereipolitik .

3 KOM(2011), Vorschlag für eine Verordnung über die 
gemeinsame Marktorganisation für Erzeugnisse der 
Fischerei und der Aquakultur.

Boote am Osteseehafen

Mit dem HidroAysén-Staudammprojekt in Patagonien versuchen private Kon-
zerne ihre profi table Monopolstellung im Energiesektor auszubauen und den 
Ausverkauf des Landes voranzutreiben. Gefährdet sind atemberaubende Wild-
fl üsse in einzigartiger Naturkulisse. Der Bau der über 2.000 Kilometer langen 
Stromtrasse berührt die Rechte der Ureinwohner. Die Staudammpläne führten 
zu massiven Protesten der Bevölkerung. Dabei ist Chile ein El Dorado für alter-
native erneuerbare Energien.

Wasser und Energiemonopol 
in Chile 

Das zentrale Energieverbundnetz 
versorgt 93 Prozent der chilenischen 
Bevölkerung mit Strom. Endesa-Chile 
und Colbun kontrollieren derzeit 74 
Prozent der Stromerzeugung in die-

sem Netz und würden ihren Anteil mit 
den 2.750 MegaWatt ihres gemein-
samen HidroAysén-Projekts auf 80 
Prozent ausbauen. Endesa-Chile hält 
außerdem 80 Prozent der „nichtkon-
sumptiven“ Wassernutzungsrechte 
Chiles, in der Region Aysén sogar 96 
Prozent. Das spanische Unternehmen 

Endesa wurde inzwischen vom italie-
nischen Konzern ENEL übernommen. 

Das HidroAysén 
Staudammprojekt

Das Staudammprojekt in der südchi-
lenischen Aysén-Region umfasst den 
Bau von insgesamt fünf Großstaudäm-
men, davon zwei am Baker-Fluss und 
drei am Pascua-Fluss. Die Durchfüh-
rung dieses Projekts würde zu einer 
Flutung von über 6.000 Hektar Land 
führen, unberührte Landschaft wäre 
zerstört, bedrohte Tierarten akut ge-
fährdet. 

Das Projekt soll der Versorgung der 
Hauptstadt Santiago und der Berg-
bauunternehmen Zentralchiles gesi-
chert. Das bedeutet Hochspannungs-
leitungen für etwa 2.000 Kilometer 
Distanz und entsprechende zusätz-
liche Kosten für den Transport. Für 
den Bau der Leitungen wären 23.000 
Hektar Wald zu roden. Betroffen wä-
ren sechs Nationalparks, elf Reservate, 
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26 schützenswerte 
Zonen, 16 Feuchtge-
biete und 32 private 
Schutzgebiete.

Englischsprachige 
Hintergrundinfor-
mationen sowie Bild 
und Hintergrundma-
terial zum HidroAy-
sén-Projekt sind auf 
der englischsprachi-
gen Internetseite 
von International Ri-
vers zu fi nden: www.
internationalrivers.
org/latin-america/
patagonia.

Proteste
Zwei Drittel der 

Chilenen sind ge-
gen HidroAysén, die 
zunehmende Monopolisierung ihrer 
Energiewirtschaft und den Raubbau 
der Natur. Der Rat zur Verteidigung 
Patagoniens („Consejo de Defensa 
de la Patagonia − CDP), eine Koaliti-
on aus etwa 70 Organisationen führt 
seit 4 Jahren eine Kampagne gegen 
die Staudämme, die Unterstützung in 
allen Gesellschaftsschichten Chiles fi n-
det. Die Proteste, die im Mai 2011 in 
Santiago (80.000 Demonstranten) und 
Valparaiso (50.000 Demonstranten) 
stattfanden gehören zu den größten, 
die das Land in den letzten Jahren ge-
sehen hat. 

Der Kampf gegen überdimensio-
nierte Staudammprojekte hat in Chi-
le bereits Tradition. Am BioBio-Fluss 
konnte ein Teil der ursprünglich ge-
planten Staudämme verhindert wer-
den. Für sein Engagement erhielt 
Juan Pablo Orrego, der internationa-
le Koordinator der jetzigen Kampag-
ne, 1998 den Right Livelihood Award 
(den Alternativen Nobelpreis). Juan 
Pablo Orrego war Anfang Mai zu 
Gast bei der Arbeitsgruppe Wasser 
des Forums Umwelt und Entwick-
lung und führte Gespräche mit der 
Parlamentariergruppe „Frei Flie-
ßende Flüsse“ des Bundestags und 
dem Präsidium des Deutschen Na-
turschutzrings (DNR). Er wird vor-
aussichtlich an der Konferenz „The 
Water, Energy and Food Security Ne-
xus“ teilnehmen, die vom 16. bis 18. 
November in Bonn stattfi ndet und in 
einen deutschen Beitrag zu Rio+20 
münden soll. 

acht Metern pro Sekun-
de gemessen, in Gebieten 
über 3.000 Metern Höhe 
sogar bis zu zehn Meter 
pro Sekunde. Auch der äu-
ßerste Süden und Inselge-
biete Chiles sind windstark 
und gleichzeitig wegen 
ihrer dünnen Besiedlung 
gut für Windkraftanlagen 
geeignet. Die Technik ist 
ausgereift. Allerdings wer-
den die Lärmemission der 
Windparks und der Ein-
schnitt in das Landschafts-
bild kritisiert. 

In Chile gehören die 
Landwirtschaft, die Wein-
industrie und die Lachs-
zucht zu den größten In-
dustriezweigen. Die dort 
anfallenden Neben- und 

Abfallprodukte könnten für Biomasse-
anlagen genutzt werden.

Die Geothermie hängt nicht von 
meteorologischen Energien ab und 
kann daher stets angewandt werden. 
Chile hat nur wenige Meter unter 
der Erdoberfl äche hohe Wasser-tem-
peraturen (300 bis 500°C, vgl.: www.
kas.de/Chile), die für die Erzeugung 
von Fernwärme eingesetzt werden 
können. Dieser Bereich ist bislang 
noch wenig erforscht und birgt auch 
wegen der Erdbewegung und vulka-
nischer Aktivitäten diverse Risiken. 
Die kontinuierliche Forschung in der 
Geothermie könnte jedoch noch er-
hebliche Anwendungspotentiale er-
schließen. 

Fazit
Aufgrund seiner geografi schen Be-

schaffenheit bietet Chile ein breites 
Spektrum von Energiequellen. Chiles 
Geschichte zeigt, wie wichtig die Par-
tizipation der Bevölkerung ist, die zur 
Berücksichtigung der Interessen der 
verschiedenen Gesellschaftsschichten 
beitragen würde. 

Michael Bender, Dario Jana und 
Viola Litfi n

Michael Bender leitet die Bundeskontaktstelle Was-
ser der Grünen Liga und ist Koordinator der AG 
Wasser des Forums Umwelt und Entwicklung. Viola 
Mohaupt-Litfi n unterstützt die Arbeit der Bundes-
kontaktstelle Wasser hinsichtlich der Themen Wasser 
und sanitäre Grundversorgung und hat im Bereich 
Umwelttechnologien mehrere Projekte geleitet. Dario 
Jana gehörte bereits beim Kampf um den BioBio-
Fluss zum führenden Aktivistenkreis und lebt jetzt in 
Deutschland. 

Alternativen zur 
Energieversorgung

Derzeit wird mehr als die Hälfte der 
Energie Chiles aus Wasserkraft ge-
wonnen, vorrangig aus Großstaudäm-
men. Der Bau von weiteren Staudäm-
men wird von den Gegnern der Pro-
jekte als überfl üssig angesehen, zumal 
Chile andere, schonendere Wege zur 
Energieversorgung beschreiten kann. 
Doch bis dato hat keine der gewähl-
ten Regierungen konkrete Maßnah-
men im Bereich der Einsparung oder 
nachhaltigen Nutzung der Energie er-
griffen. Chile hat die teuerste Energie 
Lateinamerikas 

Chile gehört zu den Gebieten, die 
weltweit die höchste durchschnittli-
che Sonneneinstrahlung im Jahr regis-
trieren. Vor allem der Norden hat mit 
der Atacamawüste Tausende von Qua-
dratkilometern, die mit über 300 Son-
nentagen im Jahr ideal zur Energie-
gewinnung sind. Hier könnten ther-
mische Solarkraftwerke wirtschaftlich 
betrieben werden. Eine Reihe von Pa-
rabolrinnenkraftwerken erreichen in 
Spanien und den USA Leistungen von 
50 MegaWatt und mehr.

Chile hat eine Küstenlinie von etwa 
5.000 Kilometern und erhebliche Po-
tentiale zur Nutzung der Wasserener-
gie. Zu beachten ist, dass Bereiche 
mit geringem Konfl iktpotential hin-
sichtlich Naturschutz und Fischerei ge-
wählt werden.

Im Norden Chiles werden zeitweilig 
Windgeschwindigkeiten von sechs bis 

Rio Pascua Chile
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Kohlekraftwerke als 
Klimaschutzprojekte
Wie Kohleprojekte in China und Indien 
unsere Klimaziele verschmutzen

Seitdem das erste Kohleprojekt 2009 beim "Clean Development Mechanism" 
(CDM) registriert wurde, ist die Zahl der CDM-Kohlekraftwerke stetig angestie-
gen. Die Behauptung, dass diese Projekte Emissionen reduzieren und zur nach-
haltigen Entwicklung beitragen, ist in Anbetracht der immensen CO2-Emis-
sionen dieser Kraftwerke und der Umwelt- und Gesundheitschädigung, die 
durch den Abbau und die Verbrennung der Kohle entsteht, geradezu zynisch. 
Hinzu kommt, dass diese Projekte in den meisten Fällen ganz eindeutig nicht 
zusätzlich sind, also auch ohne CDM-Subventionen genauso effi zient gebaut 
worden wären. Die EU ist daher aufgerufen, ihre Führungsrolle im Klimaschutz 
unter Beweis zu stellen und Zertifi kate aus solchen Projekten im Europäischen 
Raum zu verbieten.

Die Fakten zu Kohle sind weit-
hin bekannt. Der jährliche 
weltweite Kohleverbrauch 

führt zu zwölf Gigatonnen CO2-Emissi-
onen pro Jahr, das sind 25 Prozent der 
globalen Klimagas-Emissionen. Diese 
Emissionen werden in den nächsten 
Jahrzehnten dramatisch ansteigen. 
Die Gefährdung, die von Kohleför-
derung und Kohlekraftwerken für 
Umwelt und Gesundheit ausgeht, ist 
ebenso notorisch. Eine neue Studie 
aus den USA zeigt, dass sich selbst 
bei sehr vorsichtigen Schätzungen die 
Strompreise verdreifachen würden, 
wenn Umwelt- und Gesundheitsschä-
den einberechnet würden. Eine ande-
re Studie zu China zeigt, dass diese ex-
ternen Effekte der Kohle die Chinesi-
sche Bevölkerung rund sieben Prozent 
ihres Bruttoinlandsprodukts kosten.1

Kohle im CDM
Der sogenannte "Clean Develop-

ment Mechanism" (CDM) ist ein Ins-
trument, das mit dem Klimaschutz-
abkommen vom Kyoto-Protokoll 
geschaffen wurde. Durch diesen 
"Mechanismus zur umweltgerechten 
Entwicklung" können sich europäi-
sche Industrieunternehmen anderswo 
erbrachte CO2-Einsparungen auf ihre 
einheimische Klimabilanz anrechnen 
lassen. Für jede eingesparte Tonne CO2 
erhalten die Investoren ein Zertifi kat, 
mit dem sie ihre Klimaschutzvorgaben 
erfüllen können. Für die Firmen ist das 
wesentlich billiger, als selbst den Aus-
stoß von CO2 zu reduzieren. 

Im Rahmen des CDM können seit 
2009 auch Zertifi kate durch den Bau 
von effi zienten, sogenannten „über-
kritischen“ Kohlekraftwerken erzeugt 

werden. Heute sind es über 40 Projek-
te, die Zertifi kate generieren möch-
ten, fünf davon sind bereits registriert. 
Dabei wird behauptet, dass der Bau 
eines neuen, besonders effi zienten 
Kohlekraftwerkes den Bau eines Koh-
lekraftwerkes mit älterer Technologie 
verhindern würde. Die Emissionen 
die so angeblich eingespart werden, 
können dann als Zertifi kate verkauft 
werden. 

Dies entspricht jedoch nicht den Tat-
sachen. CDM Watch und Sierra Club 
haben sich 19 der Projekte genau 
angesehen (http://www.cdm-watch.
org/?page_id=711), und in jedem Fall 
wurde ganz klar deutlich, dass kei-
nes dieser Projekte zusätzlich ist. (Zu-
sätzlichkeit für Kohleprojekte ist der 
Nachweis, dass das Projekt ohne die 
CDM-Subventionierung nicht gleich 
effi zient gebaut worden waere.) Zum 
einen, weil die indische und die chine-
sische Regierung schon längst auf effi -
zientere Kohlekraftwerke setzen und 
deren Bau gesetzlich vorschreiben. 
Zum anderen sind die Kohlepreise in 
den letzten Jahren so drastisch gestie-
gen, dass ein ineffi zientes neues Koh-
lekraftwerk einfach zu teuer ist. 

Eigene Interessen 
vor Klimaschutz 

Neben der nicht vorhandenen Zu-
sätzlichkeit sind diese Projekte auch 
problematisch, weil sie eine Methode 
nutzen dürfen, die die Emissionsre-
duktionen und somit die Anzahl der 
zu generierenden Zertifi karte grob 
überschätzt. Das CDM-Methoden-
Panel der UN hat daher im Juni emp-

Tagebau in Indien

©
 R

ik
e 

/P
ix

el
io

.d
e

Rundbrief 3_2011.indd   27 14.09.2011   11:44



Aktuell

28 Forum Umwelt und Entwicklung – Rundbrief 3/2011

fohlen, die Methode mit sofortiger 
Wirkung zu suspendieren. Der CDM-
Exekutivrat hat dies jedoch zurückge-
wiesen. Im Rat sitzen eben auch Ver-
treter aus Indien und China, und diese 
haben sich lautstark gegen eine solche 
Suspendierung gewehrt.

TÜV Nord sanktioniert 
CDM-Kohleprojekte

So melden sich also jede Woche un-
verdrossen neue Projekte zur Validie-
rung an − der erste Schritt im CDM-
Zyklus, der von einem Auditor ausge-
führt wird (die Registrierung erfolgt 
danach durch den Exekutivrat). Der 
TÜV Nord validiert zahlreiche dieser 
umstrittenen Projekte in Indien. Eines 
dieser Projekte war vom Exekutivrat 
wegen mangelnder Zusätzlichkeit 
abgelehnt worden, wird nun aber er-
neut zur Registrierung angemeldet. 
Der TÜV Nord hat bei diesem und bei 

zwei anderen, bereits registrierten 
Projekten nicht nur schlampig gear-
beitet, sondern ganz klar gegen Vali-
dierungsreglungen verstoßen. 

Die EU muss handeln
CDM Watch wird auch weiterhin 

jedes neue CDM-Kohlekraftwerk ein-
zeln bekämpfen. Das eigentliche Ziel 
ist jedoch der generelle Ausschluss 
solcher Projekte aus dem CDM. Eine 
solche Entscheidung kann nicht vom 
CDM-Exekutivrat getroffen werden, 
sondern müsste von den Kyotostaa-
ten in Durban beschlossen werden − 
und das ist sehr unwahrscheinlich. Das 
heißt, die EU muss einmal mehr ein-
springen, um die Integrität des CDM 
zu stärken. Die EU ist bei weitem der 
größte Käufer von CDM-Zertifi katen. 
Wenn sie beschließt, Kohle aus dem 
EU-Handelssystem auszuschließen, 
können diese Projekte nicht mehr die 

EU-Klimaschutzziele verschmutzen 
− und das ist wichtig. Vielleicht noch 
wichtiger ist, dass ein solcher Ent-
scheid die Zukunft aller CDM-Kohle-
projekte in Frage stellen würde, denn 
es wäre unklar, ob sich außerhalb der 
EU Käufer für diese Zertifi kate fi nden 
würden. 

Anja Kollmuss

Die Autorin arbeitet für CDM Watch und 
verfolgt seit Jahren die Kohlenstoffmärkte, 
insbesondere den CDM.

1 Mao Yushi, Sheng Hong, Yang Fuqiang. 2008. The 
true cost of coal. 

 Paul R. Epstein, Jonathan J. Buonocore, Kevin 
Eckerle, Michael Hendryx, Benjamin M. Stout 
III, Richard Heinberg, Richard W. Clapp, Beverly 
May, Nancy L. Reinhart, Melissa M. Ahern, Samir 
K. Doshi, and Leslie Glustrom (2011). Full cost 
accounting for the life cycle of coal in “Ecological 
Economics Revies.” Robert Costanza, Karin Lim-
burg & Ida Kubiszewski, Eds. Ann. N.Y. Acad. Sci. 
1219: 73–98.

Erneuerbare Energien 
Enormes Wachstum in Entwicklungsländern

Im vergangenen Jahr haben die weltweiten Investitionen in erneuerbare En-
ergien einen neuen Höchststand erreicht. Hinzu kommt, dass erstmals in den 
Schwellen- und Entwicklungsländern mehr in Erneuerbare Energien (EE) inve-
stiert wurde als in den klassischen Industrieländern – wenn auch nur knapp, 72 
gegenüber 70 Milliarden US Dollar bei den kommerziellen Finanzinvestitionen. 
Noch 2004 war das Verhältnis 4:1 zugunsten der Industrieländer. Dies ist das 
bemerkenswerte Fazit einer neuen UNEP-Studie, die gemeinsam mit Bloom-
berg und der Frankfurt School of Finance & Management im Juni herausgege-
ben wurde. 

Zu einem sehr ähn-
lichen Ergebnis 
kommt der unge-

fähr zeitgleich veröf-
fentlichte »Renewables 
Global Status Report« 
des REN21-Netzwerks, ei-
nem maßgeblich von der 
Bundesregierung nach 
der Bonner »Renewables 
2004«-Konferenz initi-
ierten Multistakeholder-
Netzwerk. 

Hauptursache dafür ist 
das enorme Ausbautem-
po der EE in China – allein 
50 Milliarden Dollar davon gehen auf 
das Konto Chinas. Unter den verschie-
denen Sektoren der EE ist ganz klar 
führend die Windenergie (94.7 Mrd. 
US Dollar) vor der Solarenergie (26.1 
Mrd. US Dollar) und der Bioenergie 
(11 Mrd. US Dollar). Die Studie unter-

scheidet allerdings zwischen kommer-
ziellen Finanzinvestitionen (insgesamt 
143 Mrd. US Dollar) und Kleinanla-
gen (geschätzte 60 Mrd. US Dollar) 
sowie Forschung und Entwicklung, 
die als »nicht kommerziell« gewertet 
werden, und schätzt dass von diesen 

der weitaus größte Teil in die Solar-
energie ging. Insgesamt wurden 2010 
laut der Studie 211 Mrd. US Dollar in 
EE investiert – ein sattes Plus von 32 
Prozent gegenüber 2009. Weltweit 
liefern EE inzwischen 20 und 25 Pro-
zent des Stromes, weit mehr als Atom-
kraft (13 Prozent). Weitaus krasser ist 
das Verhältnis beim Endenergiever-
brauch, der ja nicht nur aus Strom be-
steht: EE 16 Prozent (davon allerdings 
zehn Prozent traditionelle Biomasse), 
Atomenergie 2.8 Prozent. 

Die Studie bestätigt damit frühere 
Veröffentlichungen, etwa 
der alles andere als um-
weltverdächtigen Interna-
tionalen Energieagentur, 
die bereits 60 Prozent der 
globalen Energieinvestiti-
onen bei den EE verortet. 
Begünstigt werden diese 
hohen Wachstumsraten 
von den rasch fallenden 
Preisen der EE-Technolo-
gien – allein bei der Pho-
tovoltaik verzeichnet sie 
einen Preisrückgang von 
stolzen 60 Prozent inner-
halb von nur zwei Jahren. 

Aber auch die Preise der Windkraft-
anlagen gingen im selben Zeitraum 
im Schnitt um 18 Prozent zurück. Im 
Unterschied dazu steigen die Anla-
genpreise konventioneller Energi-
en seit Jahren deutlich an, von den 
Brennstoffkosten ganz zu schweigen. 
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Gaskraftwerke olé – Kohle passé?!
Der Umbau der Energieversorgung hin zu einer vollständigen Versorgung mit 
Erneuerbaren Energien erfordert einen grundlegenden Strukturwandel. Dabei 
spielen hocheffi ziente und fl exible Gaskraftwerke eine wichtige Rolle. Aber 
nur vorübergehend.  

Eine der zentralen energiepoli-
tischen Kontroversen rankt sich 
derzeit um die Frage, wie die 

wegfallenden Stromerzeugungska-
pazitäten durch den Atomausstieg 
und die Abschaltung fossiler Altkraft-
werke in den nächsten Jahrzehnten 
kompensiert werden sollen. Ein be-
grenzter Zubau fossiler Kraftwerke ist 
nach Einschätzung der Experten noch 
nötig, bis die Erneuerbaren Energien 
zu 100% der Stromversorgung bereit-
stellen können. Wer also macht das 
Rennen als fossile Brückentechnologie 
der Zukunft? 

Die Kohleindustrie ist derzeit arg in 
Bedrängnis. Stärker denn je kämpft 
sie um ihre Zukunft, die lauthalsen 
Unterstützer in Politik, Wirtschaft und 
Wissenschaft werden immer weniger. 
Allerorts laufen Klimaschützer Sturm 
gegen neue Stein- und Braunkohle-
kraftwerke, die als klimaschädliche 
Dreckschleudern gelten. Die Inves-
toren quälen sich mit ihren Kohle-
Bauvorhaben durch langwierige ju-
ristische Auseinandersetzungen und 
klagen über Kostensteigerungen. Zu-
sätzlich verzögern Baumängel beim 
Spezialstahl „T24“ die Inbetriebnah-

me der fast fertig gebauten Kohle-
meiler. Währenddessen schreitet der 
Neubau von Gaskraftwerken zügig 
voran – sogar teilweise unter dem Bei-
fall von Umweltschützern. Eine Unter-
suchung des Grünen Bundestagsabge-
ordneten Oliver Krischer hat ergeben, 
dass der Gaskraftwerkszubau in den 
kommenden Jahren deutlich höher 
sein wird als angenommen. Demnach 
sind derzeit neun Gaskraftwerke mit 
einer Leistung von fast drei Gigawatt 
(GW) in Deutschland entweder bereits 
im Bau oder die Bauentscheidung ist 
gefallen bzw. absehbar. Weitere 23 
Gaskraftwerke mit einer Leistung von 
über 18 GW sind geplant [1]. Die meis-
ten Kraftwerke werden als hocheffi -
ziente Gas- und Dampfturbinenkraft-
werke (GuD) mit Kraft-Wärme-Kopp-
lung geplant. 

Es sind vor allem kleinere Energie-
versorger, wie Stadtwerke oder Regi-
onalversorger, die auf  Gaskraftwerke 
setzen. Sogar der traditionelle Kohle-
verstromer Steag, der seit April in den 
Händen von sieben Kommunalversor-
gern aus dem Ruhrgebiet ist. Auch 
sind in den letzten Jahren Kohlekraft-

werksvorhaben offi ziell zugunsten 
eines hocheffi zienten Gaskraftwerks 
mit Kraft-Wärme-Kopplung beerdigt 
worden, z.B. in Bremen und Düssel-
dorf durch die Stadtwerke sowie in 
Krefeld durch die Stadtwerke-Koope-
ration Trianel.  

Die Vorteile von 
Gaskraftwerken 

Dass selbst Umweltverbände hoch-
effi ziente und fl exible Gaskraftwerke 
inzwischen als die einzig energiewirt-
schaftlich sinnvolle und klimapolitisch 
akzeptable fossile Ergänzung zu den 
Erneuerbaren Energien ansehen, hat 
gute Gründe. 

Erstens stoßen mit Erdgas befeuerte 
Kraftwerke im Vergleich zu modernen 
Steinkohlekraftwerken pro erzeugte 
Kilowattstunde Strom nicht mal die 
Hälfte der klimaschädlichen CO2-Emis-
sionen aus. Im Vergleich zur Braunkoh-
leverstromung pusten sie sogar zwei 
Drittel weniger klimaschädliches CO2 
in die Luft. Auch der Schadstoffaus-
stoß ist erheblich geringer. Zweitens 
erfordert die zunehmende Stromver-
sorgung mit Erneuerbaren Energien 
einen restlichen Kraftwerkspark, der 
sehr schnell, fl exibel und kostengüns-
tig auf die naturgemäß schwankende 
Stromeinspeisung aus Wind und Son-
ne reagieren kann. Dazu sind hochef-
fi ziente Gaskraftwerke aufgrund ihrer 
schnellen Regelbarkeit optimal geeig-
net. 

Erneuerbare Energien sind 
auch wirtschaftlich attraktiv

Auf den ersten Blick mag es überra-
schend erscheinen, dass derart hohe 
Investitionen in Erneuerbare Energi-
en in den Entwicklungsländern statt-
fi nden. Wenn man eine Zeitlang die 
UN-Klimaverhandlungen beobachtet 
hat, läuft man Gefahr, irgendwann die 
dort ausdauernd betriebene Rhetorik 
zu glauben, dass EE weitaus teurer als 
konventionelle Energien sind, und in 
Entwicklungsländern daher nur aus-
gebaut werden können, wenn die 
Industrieländer ganz viele Milliarden 
möglichst als Zuschuss auf den Tisch 
legen. Die Realität sieht offensichtlich 
ganz anders aus. Immer mehr Investo-
ren fi nden EE wirtschaftlich attrakti-
ver als konventionelle Energien. Län-
der, deren Regierungen diesen Trend 
verschlafen und keine entsprechen-

den Rahmenbedingungen auf ihren 
Energiemärkten schaffen, werden da-
für einen hohen wirtschaftlichen Preis 
bezahlen, vor allem wenn sie Netto-
Importeure von Kohle und Öl sind. Das 
gilt für Nord und Süd gleichermaßen. 
Dass im Süden der Ausbaubedarf für 
Energie-Infrastruktur weitaus höher 
ist als im Norden, liegt auf der Hand 
– und daher wird dort auch weitaus 
mehr in sie investiert, konventionell 
genauso wie erneuerbar.

Fast in allen Ländern existieren poli-
tische Ziele zum Ausbau der EE. Aber 
oft stehen sie nur auf dem Papier. Wo 
sie, wie in Deutschland und China, ak-
tiv durch eine entsprechende Rahmen-
setzung umgesetzt werden, sind EE 
immer öfter kommerziell interessan-
ter als konventionelle Energien – der 
weitaus größte Teil der Investitionen 
sind kommerzielle Investitionen, staat-

liche Projekte spielen kaum eine Rol-
le. Der Beitrag der − jahrzehntelang 
mit hohem Aufwand international 
verhandelten − Technologietransfer-
Instrumente der UN-Klimakonvention 
ist derart vernachlässigbar, dass etwa 
der Clean Development Mechanism 
(CDM) in beiden Studien überhaupt 
nicht erwähnt wird. Offensichtlich 
fi ndet Technologietransfer in der Re-
alität ganz anders statt als in den Vor-
stellungswelten der UN-Diplomaten. 

Jürgen Maier

Der Autor ist Geschäftsführer des Forums Umwelt 
und Entwicklung.

Download der Studien bei: http://fs-unep-
centre.org/publications/global-trends-
renewable-energy-investment-2011 und 
http://www.ren21.net/REN21Activities/
Publications/GlobalStatusReport/tabid/5434/
Default.aspx
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Biomasse – 
Wachstum mit Grenzen
Zum Thema Biomasse und Bioenergie gibt es zurzeit mehr offene Fragen als 
brauchbare Antworten. Wie lässt sich die Produktion von Biomasse steigern, 
ohne die Grenzen der Nachhaltigkeit zu überschreiten? Welche Verwendungen 
bieten die größten Vorteile? Wie lassen sich Akteure in die Schranken wei-
sen, die ihre Geschäfte auf Kosten von Natur und Gesellschaft ausdehnen und 
mehr Schäden als Nutzen verursachen? Und wie lässt sich der Verbrauch an 
nachwachsenden Rohstoffen auf die Mengen begrenzen, die langfristig und 
nachhaltig erzeugt werden können?

Antworten auf diese Fragen wer-
den dringend gesucht und ein 
neues Projekt des Forums Um-

welt und Entwicklung will diese Suche 
vorantreiben. Die Steigerung der Pro-
duktion und Effi zienz dürfte ja vor al-
lem der Wirtschaft am Herzen liegen. 
Trotzdem macht es Sinn, sich hier ein-
zumischen, denn Interessenkonfl ikte 
behindern oft nachhaltige Ansätze. So 
mag zwar die Förderung kleinerer Bio-
gasanlagen im ländlichen Raum durch-
aus positive Effekte hervorrufen, doch 
angesichts ihrer oft mangelhaften Effi -
zienz würde man sich mittelgroße und 
größere Anlagen wünschen, die aus der 
Biomasse deutlich mehr Energie heraus-
holen und die Abwärme besser nutzen. 

Die Verbrennung von Holz wiederum 
ist zwar weniger schädlich fürs Klima als 
die Verfeuerung von Braun- und Stein-
kohle. Noch effi zienter allerdings wäre 
eine stoffl iche Nutzung des Holzes, das 
am Ende seiner Lebensdauer immer 
noch verheizt werden kann. Der An-
bau von Futtermitteln kann ebenfalls 
nachhaltiger durchgeführt werden, in-
dem Mais oder Soja nicht auf wertvol-
len oder bereits von der Bevölkerung 
genutzten Flächen angebaut wird, und 

Themen & AGs

Energieholz. Zu dünne Stämmchen, die meisten hätte man besser im Wald gelassen.
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Ausschließlich als Back-up
Nach wie vor gibt es jedoch unter-

schiedliche Vorstellungen über die 
zukünftige Rolle von Gaskraftwerken. 
So betonte der VNG-Chef Karsten 
Heuchert jüngst in einem Interview, 
Erdgas sei „mehr als eine Brücke“, 
nämlich der „ideale Partner der Er-
neuerbaren“. Erdgas werde „immer 
gebraucht – gerade wenn der Wind 
nicht weht oder wenn die Sonne nicht 
scheint.“ [2]. Während Gasindustrie 
und -versorger also das Interesse ver-
folgen, mit Erdgas noch möglichst 
lange im Geschäft zu bleiben, geht 
es aus klimapolitischer Sicht darum, 
schnellstmöglich von jeglicher fossiler 
Energie wegzukommen. 

Die Energiewende muss also weiter-
hin durch den gesetzlichen Vorrang 
der Erneuerbaren Energien im Strom-
netz fl ankiert werden. Die Funktion 
neuer Gaskraftwerke bleibt dann un-
weigerlich auf die Bereitstellung der 
sog. Residuallast begrenzt, also die 

Befriedigung der restlichen Strom-
nachfrage, die durch die Einspeisung 
der fl uktuierenden regenerativen 
Energien nicht gedeckt werden kann. 
So wird der Anteil der fossilen Rest-
kapazitäten entlang des Ausbaus der 
Erneuerbaren Energien Schritt für 
Schritte reduziert. Die klima-allianz 
deutschland hat vor diesem Hinter-
grund eine Studie in Auftrag gege-
ben, um den zukünftigen Bedarf an 
Gaskraftwerken für die erforderliche 
„back-up“-Funktion im Zuge der Ener-
giewende zu untersuchen. Die Studie 
wird in Kürze unter www.klima-alli-
anz.de veröffentlicht. 

Neue Instrumente im 
Strommarkt nötig?  

Es bestehen allerdings Zweifel, ob 
der heutige Strommarkt ausreichen-
de fi nanzielle Anreize für zukünftige 
Investitionen in Gaskraftwerke bietet. 
Denn diese müssen auch dann renta-
bel sein, wenn sie nur wenige Tage 

im Jahr tatsächlich Strom produzieren. 
Damit ausreichende Kraftwerks-Neu-
bauten auf den Weg gebracht werden, 
wird die Einführung von sog. Kapa-
zitätsmechanismen diskutiert. Kraft-
werksbetreiber sollen nicht nur mit der 
Produktion von Strom Geld verdienen, 
sondern auch mit der Bereitstellung 
von Stromerzeugungskapazitäten. In 
mehreren Ministerien und von Seiten 
der Energiewirtschaft werden derzeit 
Studien und Positionen zum Thema er-
stellt. Die rot-grüne Landesregierung in 
Baden-Württemberg erarbeitet gerade 
einen Vorschlag, der in den Bundesrat 
eingebracht werden soll. Es bleibt also 
spannend. 

Daniela Setton 

Die Autorin arbeitet bei der Anti-Kohlekampagne der 
klima-allianz deutschland.

1 siehe http://oliver-krischer.eu/detail/nachricht/
gaskraftwerkszubau-in-den-kommenden-jahren-
hoeher-als-angenommen.html 

2 Energie & Management, 15. Juli 2011, S. 40.
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man den Einsatz von Pestiziden redu-
ziert. Aber auch hier könnten die Agrar-
produkte sinnvoller eingesetzt werden 
– indem man einen Teil von ihnen erst 
gar nicht verfüttert.

Effi zienz reicht nicht
Doch mit der Steigerung der Effi zi-

enz alleine sind die Probleme nicht zu 
lösen. Effi zienzgewinne werden in der 
Regel so schnell aufgebraucht, wie die 
Mehreinkünfte der letzten Lohner-
höhung. Um diese sogenannten „Re-
boundeffekte“ zu vermeiden, müssen 
andere Strategien gefunden und ent-
wickelt werden. Die Zertifi zierung von 
Biomasse für energetische Zwecke kann 
zwar nur einen kleinen Beitrag dazu 
leisten, die Produktion weniger schäd-
lich für Umwelt und Gesellschaft zu 
gestalten. Das Instrument könnte aber 
auch genutzt werden, die Rohstoffver-
sorgung für andere Sektoren nachhalti-
ger zu gestalten. So bemühen sich Teile 
der Nahrungsmittelindustrie gerade 
darum, nachhaltigeres Palmöl zu be-
schaffen. Für feste Biomasse, vor allem 
Holz, werden gerade EU-weit Nachhal-
tigkeitskriterien entwickelt – ob sie je-
mals verbindlich werden, ist aber noch 
fraglich. Auch die Futtermittelbranche 
wird sich der Diskussion stellen müs-
sen. Zertifi zierungsinitiativen können 
hier, trotz aller offenkundigen Mängel, 
Wege aufzeigen, wie die Produktion 
nachwachsender Rohstoffe auch mithil-
fe von ordnungspolitischen Instrumen-
ten stärker reguliert werden könnten.

Ressourceneffi ziente 
Flächennutzung und…

Dieser neue Fachbegriff beschreibt 
eine Strategie, die eigentlich jedem 
Gartenbaubetrieb bekannt ist. Wie 

kann ich möglichst viel Obst und Ge-
müse erzeugen, ohne dass meine 
Ausgaben für Wasser, Strom, Dünger 
und Pestizide die Erträge wieder auf-
fressen? Der Unterschied zur globalen 
Landnutzungsfrage: Der Gärtner kann 
Flächen dazukaufen oder pachten, 
wenn der Bedarf steigt. Eine zweite 
Erde aber ist nicht zu pachten. Dar-
um müssen zunächst die vorhandenen 
Flächen so sinnvoll wie möglich ge-
nutzt werden.   

…globale 
Landnutzungsstandards

Doch hierzu wäre die Entwicklung 
und Umsetzung nationaler, regionaler 
und nicht zuletzt globaler Landnut-
zungsstandards nötig, und davon ist 
man noch weit entfernt. Nicht ein-
mal innerhalb Deutschlands gelingt 
es, den Flächenverbrauch spürbar zu 
verringern damit die landwirtschaft-
liche Nutzfl äche nicht kleiner wird. In 
vielen anderen Ländern lässt sich die 
Agrarfl äche zwar noch ausweiten, 
doch sie gerät immer häufi ger an ihre 
Grenzen. Übergriffe auf traditionell 
genutzte Flächen und wertvolle Öko-
systeme sind heute schon an der Ta-
gesordnung. Dennoch, oder vielleicht 
gerade deswegen, müssen Instrumen-
te gefunden werden, mit denen sich 
solche Übergriffe vermeiden lassen.

Grenzen des Verbrauches
Doch selbst wenn all diese Anstren-

gungen erfolgreich wären, würden 
sie durch den stetig steigenden Ver-
brauch von Rohstoffen und Energie 
rasch wieder zunichte gemacht. 

Zentrales Thema des Projekts ist 
die Frage nach den globalen ökolo-
gischen und sozialen Wirkungen der 

Biomasseproduktion und Landnut-
zungen für verschiedene Bedürfnis-
felder. Beispielhaft werden hier drei 
wichtige Themenblöcke behandelt. 
Das Thema Bioenergie wird insbeson-
dere hinsichtlich der Perspektiven ef-
fi zienzoptimierter Biomassenutzung 
rund um Biomethan, Bioraffi nerien 
und Energiespeicherung aufgegrif-
fen. So bietet die Erzeugung von Bio-
methan die höchsten Energieerträge 
pro Hektar, und das Gas kann für viele 
Zwecke eingesetzt werden und lässt 
sich gut speichern. Doch gleichzeitig 
müssen die Rohstoffe dafür nachhal-
tiger angebaut werden. Zumindest 
ein Teil des Maisanbaues müsste durch 
Mischkulturen ersetzt werden, die 
auch für ökologisch empfi ndlichere 
Flächen infrage kommen.

Beim Holz ist es vor allem die Kon-
kurrenz zwischen der stoffl ichen und 
energetischen Nutzung, die intel-
ligentere Lösungen erfordert. Wie 
kann Kaskadennutzung gefördert 
werden? Wo bietet die Anlage von 
Kurzumtriebsplantagen nicht nur zu-
sätzliche Produktionsmöglichkeiten, 
sondern wie können hierdurch auch 
positive Umwelteffekte erzielt wer-
den? Gleichzeitig müssen die ökologi-
schen Grenzen der Holzbereitstellung 
aufgezeigt und deren Einhaltung ge-
fordert werden. So kann bei weitem 
nicht der gesamte Holzzuwachs ge-
erntet werden. Ein bedeutender Teil 
des Holzes muss im Wald bleiben und 
dient dem Schutz der Biologischen 
Vielfalt (vor allem Biotopholz) und 
dem Erhalt der Nährstoffvorräte der 
Waldböden. Die Entnahme von soge-
nanntem „Waldrestholz“ (Baumkro-
nen, Reisig, Nadeln und Laub) steigert 
zwar das Holzaufkommen ein wenig, 
führt aber zu massiven Verlusten 
wertvoller und knapper Pfl anzen-
nährstoffe wie Kalium und Phosphor. 
Verarmung der Böden und deutliche 
Zuwachsverluste sind die Folge, die 
Produktionsgrundlage der Forstwirt-
schaft wird geschädigt. Nachhaltig ist 
das nicht. Weitere Einschränkungen 
ergeben sich durch die Schaffung von 
Schutzgebieten im Wald. Auch Holz 
ist knapp und die nachhaltig erzeug-
baren Mengen müssen so effi zient 
wie möglich genutzt werden.

Auch bei der Erzeugung und Ver-
wendung von Futtermitteln stellen 
sich Fragen: Wie können  Erzeugung, 
Verarbeitung und Verwendung der 
Rohstoffe verbessert werden und 

Biokraftstoffe? 
Verkehrswende!
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welche Zielkonfl ikte treten auf? Wie 
lassen sich die massiven Importe re-
duzieren, die in anderen Ländern so 
viel Fläche beanspruchen? Welche 
Möglichkeiten gibt es, den Fleischver-
brauch auf ein gesundes und nachhal-
tiges Niveau herunterzufahren? 

Zu diesen mengenmäßig wichtigen 
und politisch aktuellen Sektoren sol-
len jeweils Fachgespräche und weitere 
Veranstaltungen (Workshops, Exkursi-
onen) organisiert werden, an denen 
die interessierten und betroffenen 
Akteure beteiligt werden. 

Wie lässt sich der 
Verbrauch reduzieren?

Damit Einspareffekte nicht durch 
Mehrverbrauch wieder zunichte ge-
macht werden („Rebound-Effekte“), 

sollen im Rahmen des Projektes auch 
politische Steuerungsinstrumente un-
tersucht und vorgestellt werden, mit 
denen sich in den jeweiligen Sekto-
ren eine deutliche Verringerung des 
Gesamtverbrauches dieser Rohstoffe 
erreichen ließe. Beispiele dafür wären 
Rohstoffsteuern, Mehrwegsysteme, 
THG-Bilanzen und Nachhaltigkeits-
standards. Nötig sind aber Steuerungs-
instrumente wie Landnutzungsstan-
dards, eine Bodenschutzkonvention 
und nicht zuletzt eine Landnutzungs-
planung, die die weitere Zerstörung 
von Ökosystemen, Ackerfl ächen und 
Gesellschaften unterbindet.

Im neuen Biomasseprojekt sollen 
dann gemeinsam mit anderen Um-
welt- und Entwicklungsverbänden 
folgende Fragestellungen behandelt 

werden: Warum lässt sich der Ver-
brauch solcher Rohstoffe seit Jahr-
zehnten nicht reduzieren? Welche 
Ansätze wurden unternommen, war-
um blieben sie ohne Wirkung? Welche 
neuen Ansätze gibt es und welche Ak-
teure könnten gemeinsam einen neu-
en Anlauf unternehmen? Nicht zuletzt 
sollen die Forderungen und Ergeb-
nisse dann von denjenigen Akteuren 
gemeinsam gegenüber der Wirtschaft 
und Politik vertreten werden, die sich 
zu den jeweiligen Themen besonders 
engagieren.

László Maráz

Der Autor ist Koordinator der AG Wald 
im Forum Umwelt und Entwicklung und 
Koordinator der Plattform Nachhaltige 
Biomasse.

Energiewende jetzt, 
aber richtig!
Hier: Netzumbau ja, aber wie?

Ein wichtiger Schritt ist geschafft: Der Atomausstieg. Aber wie geht eine echte 
Energiewende weiter? Wo bleiben die nächsten notwendigen Schritte? In der 
klima-allianz deutschland sind mehr als 110 Verbände vertreten, die sich jetzt 
genau diese Fragen stellen. Zum Beispiel auch die Frage, wie viel Netzausbau 
eigentlich nötig ist? Und wie müssen die Bürgerinnen und Bürger beteiligt wer-
den, wenn es um Netzausbauprojekte geht? Das Positionspapier, das hier in 
Auszügen vorgestellt wird, greift genau diese Punkte auf. Bisher wird es von 
WWF, BUND, NABU und DUH getragen – auf dem Herbst-Plenum der klima-
allianz wird es dann von allen Mitgliedern diskutiert.

Der Anteil Erneuerbarer Ener-
gien an der Stromversorgung 
beträgt stolze 20 Prozent, bis 

zum Jahr 2050 soll Deutschland zu 
100 Prozent aus erneuerbaren Ener-
giequellen versorgt werden. Damit 
die erneuerbaren Energien nicht nur 
schneller ausgebaut, sondern auch 
optimal integriert werden können, 
braucht es neben verlässlichen Förder-
systemen umfassende Maßnahmen 
zur Schaffung der notwendigen Infra-
struktur, wie neue Stromtrassen, intel-
ligente Netze und Speicher. Aber wie?

Nur so viel Netzausbau 
wie nötig

Die bisher vorliegenden Netzpla-
nungsstudien sind nicht unumstritten, 
sie gehen von einem extrem hohen zu-
sätzlichen Bedarf aus (Übertragungs-
netz: 850 Kilometer bis 2015 und bis 
zu 3.600 Kilometer bis 2020 (1), zu-
dem ein erheblicher Ausbau in den 

Verteilnetzen). Wichtig sind in dieser 
Situation vor allem mehr Transparenz 
bei der Begründung der Notwendig-
keit neuer Leitungen und die Veröf-
fentlichung der zugrundeliegenden 
Lastfl ussdaten und aller planungsrele-
vanten Unterlagen. Außerdem sollte 
sich die zukünftige Netzplanung auch 
tatsächlich an einem zügigen Atom-
Ausstieg und zunehmend regenerati-
ver Stromerzeugung sowie Gaskraft-
werken orientieren. 

Erdverkabelung vs. 
Freileitungen

Wenn eine neue Leitungstrasse 
nicht durch Netzentlastung, -opti-
mierung und -verstärkung vermieden 
werden kann, ist die Erdverkabelung 
nach heutigem Wissensstand die aus-
sichtsreichste Möglichkeit zum Vogel-
schutz und zur Steigerung der regio-
nalen Akzeptanz bei Anwohnern. 

Auf der Nieder- und Mittelspan-

nungsebene bis 60 kV in den Ver-
teilnetzen ist die Erdkabelverlegung 
technisch und ökonomisch meist mit 
der Freileitungsbauweise vergleich-
bar. Ein Großteil der Leitungen in 
Deutschland ist schon unterirdisch 
verlegt und dies sollte auch bei neu-
en Leitungen die Regel sein. Um die 
Akzeptanz für den Netzausbau zu 
vergrößern, sollten neue Leitungen 
aber auch auf der Hochspannungs-
ebene unterirdisch ver–legt werden. 
(Auf der Höchstspannungsebene ist 
die Erdkabelverlegung technisch sehr 
viel anspruchsvoller und mit deutli-
chen Mehrkosten verbunden. Hier sol-
len alternative Technologien getestet 
werden.)

Bürgerinnen und Bürger 
beteiligen – Natur schützen

Umweltverbände und Bürgerini-
tiativen sind nicht die Bremser des 
Netzausbaus. Die Gründe für die Ver-
zögerungen sind vielfältig und nur 
zu einem Bruchteil auf Bürgerpro-
teste zurückzuführen. Das geltende 
Planungsrecht ist nicht ausreichend, 
um regional und naturschutzfachlich 
akzeptable Lösungen und Trassen-
führungen für neue Stromleitungen 
umzusetzen. Planung und Bau neuer 
Hoch- und Höchstspannungsleitungen 
bedürfen besonderer Sorgfalt. Schon 
frühzeitig müssen Anwohner, Kom-
munalpolitiker, Naturschutzverbände, 
Grundstückseigentümer, Landwirt-
schaftsverbände und Bürgerinitiati-
ven mit der Möglichkeit zur Mitgestal-
tung in die Planverfahren einbezogen 
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werden. Daher ist eine Umgestaltung 
des Planungsrechts mit der Möglich-
keit frühzeitiger Beteiligung und der 
öffentlichen Diskussion von Trassen- 
und Technologiealternativen sowie 
mit besserem Anwohnerschutz durch 
Abstandsregelungen notwendig. 

Energiefreileitungen stellen na-
türlich einen Eingriff in Natur und 
Landschaft dar, sie gefährden unter 
anderen Brut-, Rast- und Zugvögel. 
Aus Naturschutzsicht ist daher die 
Verlegung von Energieleitungen als 
Erdkabel meist die bessere Option, mit 
Ausnahme von Mooren und Feucht-

gebieten, wo die Auswirkungen einer 
Erdkabelverlegung genau geprüft 
werden müssen. Wo eine Verlegung 
neuer Leitungen aus technischen 
Gründen nicht realisiert werden kann, 
sind wirksame Vogelschutzmaßnah-
men, wie Markierung der zuoberst 
angebrachten Erdseil-Leitungen vor-
zunehmen. Maßnahmen, wie das  
Ökologische Schneisenmanagement 
beziehungsweise Biotopmanagement 
und die Vermeidung von Kahlschlag 
müssen umgesetzt werden.

Dr. Katharina Reuter

Die Autorin leitet die Geschäftsstelle der 
klima-allianz deutschland.

Weitere Informationen:
klima-allianz deutschland (2011): 
Veranstaltungsdokumentation „Neue Netze 
für erneuerbare Energien“ 06/2011, http://
www.die-klima-allianz.de/prasentationen/7729

1 Deutsche Energie-Agentur (2005): Energiewirt-
schaftliche Planung für die Netzintegration von 
Windenergie in Deutschland an Land und Off-
shore bis zum Jahr 2020 (dena-Netzstudie I).

 Deutsche Energie-Agentur (2010): dena-Netz-
studie II – Integration erneuerbarer Energien 
in die deutsche Stromversorgung im Zeitraum 
2015−2020 mit Ausblick auf 2025.

 Consentec / r2b (2010): Voraussetzungen einer 
optimalen Integration erneuerbarer Energien in 
das Stromversorgungssystem.

Energiefarmen in Afrika?
Strategieworkshop von Afrisolar

Während die Wasserknappheit und der Hunger vieler Regionen Afrikas bei der 
Armutsbekämpfung im Vordergrund stehen, ist die Problematik der Energiear-
mut, bisher häufi g vernachlässigt worden. Erneuerbare Energien schaffen mit 
ihrer dezentralen Verfügbarkeit neue Entwicklungsmöglichkeiten.

Obwohl der Begriff „Ener-
giefarmen“ vielleicht den 
Eindruck erwecken könnte, 

dass es darum ginge, ein techni-
sches Konzept als Lösung der Ent-
wicklungsprobleme in Afrika zu 
propagieren, erwies sich die Veran-
staltung von Afrisolar, dem Evan-
gelischen Entwicklungsdienst (EED) 

und dem Internationales Forschungs-
zentrum für Erneuerbare Energien 
e.V. Deutschland (IFEED) in Loccum 
als eine Fundgrube für erfolgverspre-
chende Konzepte afrikanischer und 
deutscher Unternehmer und Entwick-
lungsorganisationen. Sie konnten mit 
ihren Beispielen belegen, dass die 
dynamische Entwicklung der Erneu-
erbaren Energien auf dem Weltmarkt 
auch ein Innovationsmotor für eine 
beschleunigte und nachhaltige Ent-
wicklung in Afrika sein kann. 

Das Konzept der integrierten Ener-
giefarmen, dass Prof. Dr. Nasir El Bas-
sam vom IFEED erläuterte, basiert auf 
der dezentralen und modularen Cha-
rakteristik der erneuerbaren Energi-
en. Es basiert es auf der Erkenntnis, 

Solarkocher
in Afrika

Afrisolar-Workshop
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dass sich Hunger, Wasserknappheit 
und Energiearmut besser ganzheitlich 
als einzeln bekämpfen lassen.

Afrika benötigt 
Eigenverantwortung 

lautete die Botschaft, die Frau Be-
lynda Petrie von OneWorld Sustainab-
le Investments1 aus ihrer Beratungstä-
tigkeit überbrachte. In der Diskussion 
mit den anderen Teilnehmern kristal-
lisierte sich heraus, dass sowohl das 
Lobbyieren um Unterstützung der zu-
ständigen Regierungen, als auch das 
Werben für Akzeptanz in der Bevöl-
kerung notwendige Bestandteile so-
zialen Unternehmertums sind, welche 
die Aussichten auf einen langfristigen 
wirtschaftlichen Erfolg erheblich ver-
bessern können. Die Beiträge aus ver-
schieden Teilen Afrikas stellten klar, 
dass die politische Situation in Afrika 
sehr differenziert zu betrachten ist. 
Die politischen Rahmenbedingungen 
für private Investitionen sind in den 
über 50 afrikanischen Staaten sehr un-
terschiedlich. In zahlreichen Ländern 
südlich der Sahara, wie Botswana, 
Südafrika, Mali, Ghana, Senegal oder 
Ruanda bieten sich zunehmend inter-
essante Entwicklungsperspektiven mit 
relativ stabilen politischen Systemen 
und überschaubarem unternehmeri-
schen Risiko. 

Ein Beispiel von Dr. Ibrahim Togo-
la aus Mali2 zeigte, dass Erneuerbare 
Energien einen erheblichen Beitrag 

zu einer nachhaltigen Entwicklung 
leisten können, wenn sie in erster 
Linie zur Verlängerung der Wert-
schöpfungskette genutzt werden. 
Dort profi tieren neben Schulen und 
Krankenhäusern auch Handwerksbe-
triebe, Dienstleister und Landwirte 
von einer verbesserten Energiever-
sorgung durch erneuerbare Energi-
en. Unterstützung zur Finanzierung 
von Entwicklungsbanken, die eigen-
verantwortliche Umsetzung, oder 
die in Mali vorbildliche Befreiung der 
Erneuerbaren Energien von Import-
zöllen, sind wichtige Erfolgsfaktoren 
weitere Investitionen in Erneuerbare 
Energien. 

Biomasse als lokale 
Energiequelle

Die unterschiedlichen Ansätze ver-
bindet, dass sie nicht auf Not, sondern 
auf Nachfrage reagieren. In Mali wird 
auch Biomasse als lokale Energie-
quelle erschlossen, die eine mechani-
sche Bearbeitung der Felder, den Be-
trieb von Dreschmaschinen und den 
Transport der Ernte auf die Märkte 
ermöglicht. Ein in der Umsetzung be-
fi ndliches Projekt für eine regionale 
Stromversorgung aus Wasserkraft und 
Solarenergie in Ruanda3 und solare 
Energiekioske zu Aufl aden von Akkus 
im Senegal4, stellten eindrucksvoll 
unter Beweis, dass sich in Afrika ein 
Markt für sozial und ökologisch orien-
tierte Unternehmer entwickelt. 

Dr. Tadesse W. Gole erläuterte, 
dass auch in Projekten für den Um-
welt- und Klimaschutz, wie im ECFF 
Yayu Projekt in Äthiopien5, das Pro-
jektziel Waldschutz nicht als isolierte 
Notwendigkeit formuliert, sondern 
mit den wirtschaftlichen und sozia-
len Bedürfnissen der lokalen Bevöl-
kerung in Zusammenhang gebracht 
wird. Ermöglicht wurde dies durch 
die bessere Nutzung der vorhanden 
Ressourcen wie Honig und wildem 
Kaffee und internationaler Unter-
stützung beim Aufbau von Verarbei-
tungs- und Vertriebsmöglichkeiten.

Erneuerbare Energien 
für die nachhaltige 
Entwicklung Afrikas

Die Schlussrunde identifi zierte 
mehrere Faktoren, welche die nach-
haltige Entwicklung in Afrika verbes-
sern, wenn sie in Zukunft verstärkt 
genutzt werden sollten: Kleine, 
leicht skalierbare Projekte, gezielte 
und maßgeschneiderte Finanzie-
rungskonzepte und die frühzeitige 
Einfl ussnahme der Unternehmer auf 
die politischen Meinungsbildungs-
prozesse im Land.

Dietrich v. Tengg-Kobligk

Der Autor ist Europabeauftragter des Forums 
Umwelt und Entwicklung in Brüssel und 
arbeitet dort zu den Themen Klima und 
Energie. 

Engagement ohne Sachverstand 
– die schwierige Sache mit CSR

Samuel Neal Shiroff, ist ein engagier-
ter Mann. Der gebürtige Amerikaner 
hört gerne kulturgeschichtliche Hör-
bücher, spricht gut Deutsch und hat 
eine Mission: die Nachhaltigkeit. Beim 
Unternehmen Bosch Siemens Haus-
geräte (BSH) ist er zuständig für Pro-
tos. Das ist ein Pfl anzenölkocher, den 
die Münchner für arme Menschen in 
Entwicklungs- und Schwellenländern 
entwickelt haben – als Alternative 
zum extrem gesundheits- und umwelt-
schädlichen Kochen mit Feuerholz und 
natürlich als imageträchtiges Corpo-

rate Social Responsibility (CSR) Projekt. 
„Selbst in meiner Freizeit und am Wo-
chenende“, so Shiroff, arbeite er an 
Protos – und hat dabei vor lauter Eifer 
möglicherweise übersehen, dass das 
mit der sozialen Unternehmensverant-
wortung nicht so ganz einfach ist. In 
Indonesien jedenfalls droht das Experi-
ment Protos derzeit zu fl oppen. 

Pfl anzenölkocher 
für die Armen?

Es wäre nicht das erste Mal. Vor fünf 
Jahren wollte BSH Protos auf den phi-

Bosch Siemens Hausgeräte entwickelt derzeit Pfl anzenölkocher für Menschen 
in Entwicklungs- und Schwellenländern. Ein Corporate Social Responsibility-
Projekt, dessen Erfolg sehr zweifelhaft ist.

lippinischen Markt bringen. Doch der 
Kocher war mit 100 US-Dollar für die 
anvisierte arme Zielgruppe viel zu teu-
er und wies technische Mängel auf. 
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Zudem setzte man auf Kokosnussöl als 
Energiequelle – und da mangelte es 
an Nachschub. In Indonesien soll nun 
alles anders sein. Technisch sei der Ko-
cher weiter entwickelt, hieß es bei ei-
ner Präsentation in Jakarta, zu der ei-
gens eine Delegation aus dem Münch-
ner Stammhaus mit einem Tross von 
Journalisten angereist war. Außerdem 
will man in Indonesien statt auf Ko-
kosnussöl auf Jatropha setzen – ein 
Pfl anzenöl, das nicht für den Verzehr 
geeignet ist. „Wir nehmen den Leu-
ten kein Essen weg“, heißt es dazu 
bei BSH. Der Protos Ofen werde nur 
dort verkauft, wo Jatropha-Anbau 
auch wirklich nachhaltig und nicht in 
Konkurrenz zu Lebensmitteln gesche-
he. Protos sei so die perfekte, weil un-
bedenkliche, Alternative zum Kochen 
mit Feuerholz. 

Schön wär’s. Denn groß ist das Prob-
lem allemal. 1,6 Millionen Menschen, 
so schätzt die Weltgesundheitsorga-
nisation, sterben jährlich an den Fol-
gen des Qualms, der beim Kochen 
mit Feuerholz entsteht. Holz für den 
Alltagsgebrauch trägt überdies zum 
Kahlschlag der Wälder bei. Indes, 
der Pfl anzenkocher aus Deutschland 
schafft da kaum Abhilfe. Zwar kostet 
Protos in der Herstellung jetzt nur 
noch 50 US-Dollar und soll zu einem 
subventionierten Preis von 30 Dollar 

auf den Markt gebracht werden – für 
die Ärmsten der Armen ist das aber 
immer noch zu teuer. 

Ein Vorwand, um Biosprit für 
Airlines zu produzieren?

Fahrt nach Purwodadi in der Nähe 
von Semarang an der Nordküste Ja-
vas. Hier verschenkt die holländische 
Pfl anzenölfi rma Waterland Protos an 
Bauern in der Region. Die bauen da-
für im Gegenzug neben Mais, Cassa-
va und Gewürzen vermehrt Jatropha 
auf ihren Feldern an. Die Ernte liefern 
sie an Waterland ab und erhalten ein 
paar Liter gepressten Pfl anzenöls bil-
lig zurück − für den Betrieb ihrer Ko-
cher. So können die Bauern gesünder 
kochen und zugleich ihr Einkommen 
durch den Jatropha-Anbau erhöhen, 
sagt Waterland-Manager William 
Nolten. Und fügt hinzu, um was es 
noch geht: Waterland will mit Airlines 
wie Lufthansa ins Geschäft kommen 
– denn die testen bereits klimaschäd-
liches Flugbenzin auf Kerosin-Basis 
durch Jatropha zu ersetzen. Der Su-
per-Kocher für die Armen – alles nur 
Vorwand, um die Biosprit-Produktion 
anzukurbeln? Professor Friedhelm 
Göltenboth, Experte für tropische 
Agrarökologie der Universität Ho-
henheim, begleitet das Protos Projekt 
schon seit Jahren. Und ist nun äußerst 

skeptisch: Wenn das große Geschäft 
winkt, so der Professor, könnte im-
mer mehr Agrar-Fläche für Jatropha 
genutzt werden. Göltenboth: „Und 
dann könnten die Bauern in eine Ab-
hängigkeit und Monokultur geraten, 
genauso wie beim Palmöl.“ 

Dass das Protos-Öfchen zudem mit 
einer externen Pumpe nur sehr um-
ständlich zu bedienen ist und man 
sich – zumal in engen Hütten – leicht 
an ihm verbrennen kann, derlei Män-
gel sollten dabei nicht in Vergessen-
heit geraten. Und so scheint der gan-
ze Pfl anzenölkocher doch ein ziem-
licher Schuss in den Ofen. Man mag 
– mit sehr viel Wohlwollen – Samuel 
Shiroff und seinem Team allenfalls 
noch attestieren, dass sie es neben 
aller Imagepfl ege mit ihrem CSR Pro-
jekt gut gemeint haben. Dass Protos 
auf entwicklungspolitischem Sachver-
stand beruht, dagegen nicht. Und so 
ist gut gemeint hier eben doch nur 
ziemlich daneben. 

Mehr Informationen zu Protos fi n-
den Sie auf der Website von Bosch 
Siemens Hausgeräte: http://www.bsh-
group.de/index.php?page=109906

Monika Hoegen

Die Autorin ist entwicklungspolitische 
Fachjournalistin. 

„Bauer hält Hof“ 
Eine Einladung an alle Interessierte

Die Kampagne „Meine Landwirtschaft“ trägt die zivilgesellschaftlichen Diskus-
sionen um die EU Agrarreform in die Regionen.

Nach der erfolgreichen Bau-
ernsternfahrt der Kampagne 
„Meine Landwirtschaft“ im 

Juni 2011 geht die nächste Aktion in 
ihre heiße Phase. Unter dem Motto 
„Bauer hält Hof“ werden auf circa 
120 Höfen deutschlandweit dezentra-
le Dialogveranstaltungen initiiert, bei 
denen Landwirte, VerbaucherInnen, 
die Lebensmittelbranche in ihrer gan-
zen Vielfalt sowie lokale Akteure der 
Trägerorganisationen über die Vor-
stellungen und Leitbilder hinsichtlich 
der EU Agrarreform offen diskutie-
ren werden. Hierbei soll vor allem die 
Frage der Ernährungssouveränität in 
Europa aber auch in Ländern des glo-
balen Südens im Mittelpunkt stehen. 

Zielsetzungen und 
Instrumente der Aktion

Kommunikation und Konsens sind 
die Schlüssel für eine erfolgreiche 
Bewegung. Deswegen sollen neben 
der Ausformulierung der Ansprüche 
an das übergeordnete Thema „Er-
nährungssouveränität“ auch weitere 
Zielmarken mit dieser Aktion verbun-
den werden. Dies beinhaltet vor allem 
eine Stärkung und Vernetzung der 
lokal Aktiven des Bündnisses aus ge-
genseitigem Verständnis und Vertrau-
en heraus. Das Erarbeiten gemeinsa-
mer Standpunkte und Strategien an 
der breiten Basis wird weit über den 
Zeitraum der Aktion hinaus Früchte 

tragen können. Weiterhin sollen die 
erarbeiteten Ergebnisse der Work-
shops an (lokale) Medien herange-
tragen werden, um auf diese Art und 
Weise entsprechende Diskussionen 
auch über das Trägerspektrum der 
Kampagne hinaus anzuregen. Da die 
eigentlichen Entscheidungsträger die 
EU-Parlamentarier sind, werden auch 
diese gezielt zu Diskussionen in ihren 
jeweiligen Wahlkreisen eingeladen, 
um ihnen im direkten Gespräch die 
Positionen der Menschen im ländli-
chen Raum zu vergegenwärtigen.

Zeitpunkt, Struktur 
und Umsetzung

Der bundesweite Auftakt der Akti-
on wird am Welternährungstag, dem 
16. Oktober (Sonntags), stattfi nden. 
An diesem symbolträchtigen Tag (am 
16.10.45 wurde die FAO, die Food 
and Agricultural Organization, ge-
gründet), welcher traditionell dafür 
genutzt wird auf die Situation der 
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Hungernden in aller Welt aufmerk-
sam zu machen, werden die ersten 
„Bauer hält Hof“-Aktionen auf Bau-
ernhöfen in ganz Deutschland statt-
fi nden. Das Konzept sieht hierbei vor, 
dass neben einer Hofführung sowie 
einer Diskussion der BürgerInnen mit 
aktiven Landwirten über die aktuel-
len Herausforderungen für Bauern, 
die Situation der Landwirtschaft in 
der EU und weltweit anhand einer 
professionell gestalteten Präsentation 
erläutert werden wird. Hierfür wer-
den Aktive in den Regionen speziell 
geschult. Weiterhin sollen, wie bereits 
erwähnt, Medienvertreter und politi-
sche Entscheidungsträger eingeladen 
und nach Möglichkeit in die Aktionen 
miteinbezogen werden.

Neben den bereits durchgeführten 
Vorbereitungstreffen in den einzelnen 
Bundesländern sowie den eigentlichen 
Workshops auf den Bauernhöfen wer-
den die jeweiligen Botschaften der 
Teilnehmer gesammelt, um sie bei der 
nächsten geplanten Aktion zur „Grü-
nen Woche 2012“, ins urbane Berlin 
und hin zu den Bundespolitikern zu 
tragen.

Beteiligen!
Die endgültige Anzahl sowie die je-

weiligen Standorte der Workshops auf 
den Bauernhöfen stehen noch nicht 
fest. Auf der Homepage der Aktion 
(http://www.meine-landwirtschaft.
de/hof-halten) werden aber zeitnah 
Informationen über die öffentlichen 

Diskussionsveranstaltungen bereitge-
stellt. Alle Interessierte sind aufgeru-
fen sich entweder aktiv als Ausrichter 
oder aber als Diskutanten in die Ak-
tion einzubringen, denn nachhaltige 
Landwirtschaft geht uns alle an!

Entsprechende Anfragen sollten 
entweder an die Kampagne (info@
meine-landwirtschaft.de), an die spe-
zielle „Bauer Hält Hof“-Email Adres-
se (bauerhaelthof@meine-landwirt-
schaft.de) oder direkt an Christiane 
Winkler (winkler@meine-landwirt-
schaft.de) erfolgen.

The way forward
Das Bündnis wird immer breiter! 

Mittlerweile verfügt die Kampagne 
bereits über 40 potente Träger aus al-
len für die Landwirtschaft relevanten 
Spektren der deutschen NRO Szene.

Dies beinhaltet Bündnisse von Er-
zeugern, Tierschutz- und entwick-
lungspolitische Organisationen aber 
auch Kirchen und Verbraucher- sowie 
Anti-Gentechnikzusammenschlüsse. 
Nach den bisherigen sehr erfolgreich 
verlaufenden Aktionen wird in den 
nächsten Schritten der Protest in die 
urbanen Zentren getragen − die ge-
nauen Abstimmungen zu den Vorha-
ben zur „Grünen Woche 2012“ wer-
den allerdings erst nach der Aktion 
„Bauer hält Hof“ über unsere Home-
page bekannt gegeben.

Harry Hoffmann, Christiane Winkler 
und Jochen Fritz

Die Autoren koordinieren die Aktion 
„Bauer hält Hof“ beim Forum Umwelt und 
Entwicklung.

Waldpolitik: 

Kein schlechter Witz!
Im Internationalen Jahr der Wälder fl ammt die Diskussion um Schutzgebiete 
und die Bekämpfung des Raubbaus wieder auf. Gegen die Ausweisung von 
Waldnationalparks in Deutschland werden immer neue Argumente ins Feld 
geführt. Obwohl man so manche Verlautbarung gerne als schlechten Witz ab-
tun würde, gilt es, überzeugende Gegenargumente anzubringen und die Öf-
fentlichkeit besser über Ziele und Sinnhaftigkeit des Schutzes der Biologischen 
Vielfalt zu informieren.

Für die Verwirrungen gibt es 
Gründe, denn einige Strategien 
sind schwer zu durchschauen und 

beruhen auf einer verzwickten Logik. 
Ist es besser, mehr Holz einzuschlagen, 
um Ersatzbrennstoffe für die klima-

schädliche Kohle zu gewinnen? Soll-
te man mehr Waldgebiete schützen, 
damit wenigstens diese Kohlenstoff-
speicher erhalten bleiben, da die fossi-
len Lagerstätten ja doch ausgebeutet 
werden? Ist es gut, wenn eine Ener-

giefi rma ihre Klimaschutzverpfl ich-
tung kostengünstig durch den Schutz 
von Waldprojekten erfüllt, oder ist es 
ein Scheingeschäft fürs Klima, weil der 
Wald sowieso nicht abgeholzt wer-
den darf? Angesichts so mancher Ge-
schäftsmodelle kann man da schnell 
mal den Überblick verlieren.

Heiße Luft verkaufen
Um auf dem Boden zu bleiben, be-

ginne ich mit einem alten Witz:  Ein 
Mann bestellt Schwarzwälder Kirsch-
torte, reklamiert wegen saurer Sahne 
und bekommt stattdessen ein Stück 
Käsekuchen. Er isst den Käsekuchen, 
steht auf und geht. Die Bedienung 
ruft ihm nach: "He, Sie haben den 
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Käsekuchen nicht bezahlt!" Er: "Den 
habe ich doch eingetauscht gegen die 
Schwarzwälder." Sie: "Auch die haben 
sie ja nicht bezahlt." Er: "Ich habe sie 
ja auch nicht gegessen."

Was dieser bescheidene Witz hier 
soll, ist schnell erklärt. Das African 
Parks Network, das den gut 13.500 
Quadratkilometer großen Odzala-
Kokoua Nationalpark in der Republik 
Kongo verwaltet, will jetzt den im Re-
genwald gespeicherten Kohlenstoff 
verkaufen1. Damit der Kohlenstoff im 
Wald bleibt, verkauft man die Rech-
te, eine gleiche Menge Kohlenstoff 
aus fossilen Quellen zu emittieren 
und verwendet sie für den Erhalt des 
Schutzgebietes. Ein  Kohlekraftwerks-
betreiber könnte nun Geld nach Afri-
ka überweisen und dafür die Atmo-
sphäre mit so viel Kohlendioxid ver-
schmutzen, wie bei der Brandrodung 
dieses Regenwaldes entstehen würde, 
der fast so groß ist wie das Bundesland 
Sachsen. Dabei ist der Wald gar nicht 
bedroht. Erst wenn man ihn zur Ab-
holzung freigeben würde, wäre sein 
Schutz eine zusätzliche Maßnahme. 
Diese Logik hat zur Folge, dass Länder, 

die schon viele Schutzgebiete einge-
richtet haben, leer ausgehen könnten. 
Für die Atmosphäre hätte ein solcher 
Deal übrigens die Folge, dass sie wie 
gehabt mit dem zusätzlichen Kohlen-
dioxid angereichert wird, denn der 
Kohlenstoffbestand des Regenwaldes 
bleibt ja gleich.

Dennoch wird Geld benötigt, um die 
Emissionen aus Entwaldung und De-
gradierung von Waldgebieten (REDD: 
reduced emissions from deforestati-
on and degradation) zu verringern. 
Auch der Erhalt von Schutzgebieten 
kostet Geld. Ein neues Positionspapier 
des Forums Umwelt und Entwicklung 
zum Thema REDDplus, das in Kürze 
veröffentlich wird, spricht sich aber 
unter anderem dafür aus, dass solche 
Beiträge zusätzlich zur Erfüllung von 
Reduktionspflichten geleistet werden. 
Denn sonst ergeht es der Atmosphäre 
wie der Konditorei. 

Ausufernde 
Naturschutzansprüche…

Die Forderung von Umweltverbän-
den mehr Waldnationalparks zu schaf-
fen, wird vielfach als „überzogen“ 
dargestellt. Man könne es sich ange-

sichts der Wirtschaftskrise, der Ener-
giewende und Rohstoffknappheit 
nicht leisten, auf den Holzeinschlag in 
diesen Wäldern zu verzichten. Nur der 
Holzeinschlag könne dafür sorgen, 
dass die Wälder jung und wuchsfreu-
dig bleiben, und damit verhindern, 
dass die alten Bestände zusammen-
brechen und zu Emittenten von Koh-
lendioxid würden. Doch ein Wald ist 
keine Apfelbaumplantage, die Ver-
jüngungsschnitte braucht damit wir 
viele schöne Äpfel ernten können. In 
Deutschland wäre von Natur aus in ei-
nem Hektar Wald zwei bis vier Mal so 
viel Kohlenstoff gebunden, wie heute. 
Ein Naturwald würde sein Wachstum 
nie ganz einstellen, allenfalls ab einem 
Alter von 250 bis 300 Jahren würde 
sich der Aufbau von Biomasse verlang-
samen. Holzeinschlag sorgt dafür, dass 
der Speicher nicht größer wird. Nur in 
den etwa zwei Prozent gut geschütz-
ten Waldflächen reichert sich derzeit 
Kohlenstoff an. Auf der Restfläche 
von etwa 98 Prozent der Waldfläche 
wird Holz eingeschlagen. Umweltver-
bände fordern, die Holznutzung auf 
90 Prozent der Waldfläche zu begren-
zen. Die Bundesregierung hat in ihrer 
Nationalen Strategie zur biologischen 
Vielfalt (NBS) beschlossen, bis 2020 
fünf Prozent der Waldfläche unter ab-
soluten Schutz zu stellen. 

…oder überzogene 
Nutzungsansprüche!

Ausufernd sind eher die Forderun-
gen der Holzwirtschaft und einiger 
Forstverbände, und das Bundesland-
wirtschaftsministerium (BMELV) ist 
geneigt, solche Begehrlichkeiten zu 
unterstützen. Denn obwohl schon 
die Inventurstudie der Bundeswal-
dinventur im Jahre 2008 feststellte, 
dass in Deutschland 93 Prozent des 
Holzzuwachses durch Holzeinschlag 
und natürlichen Abgang abgeschöpft 
werden, soll der Holzeinschlag nach 
Entwürfen zur Waldstrategie 2020 des 
BMELV von derzeit 71 Millionen Fest-
metern auf bis zu 100 Millionen erhöht 
werden − eine Steigerung um gut 40 
Prozent! Überzogen erscheinen da 
eher die Forderungen der Forst- und 
Holzlobby, die weitere Einrichtung 
von Schutzgebieten zu verhindern. 
Offenbar reichen der Holzwirtschaft 
98 Prozent der Waldfläche nicht aus 
− und wie das eben genannte Bei-
spiel zeigt, würden ihr nicht einmal 
140 Prozent ausreichen, um den stets 

Nistkästen sind ein sicherer Indikator dafür, dass es im deutschen Forst viel zu wenig alte Buchen 
mit natürlichen Höhlen gibt.
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steigenden Holzverbrauch zu decken. 
Dafür gibt es nur eine Lösung: Der 
Holzverbrauch muss auf eine Menge 
begrenzt werden, die nachhaltig be-
reitgestellt werden kann. Wenn Holz 
dann knapp wird, steigt eben der Preis 
und belohnt den sparsamen Umgang 
mit diesem nachwachsenden Rohstoff. 

Umweltverbände gemeinsam 
für Schutzgebiete

Um wenigstens die Ziele der NBS zu 
erreichen, sind die Umweltverbände 
gut beraten, stärker zusammenzuar-
beiten als bisher. So hat Greenpeace 
im April 2011dargelegt, welche Wald-
gebiete in Deutschland für eine Un-
terschutzstellung infrage kommen. In 
der Studie „Deutschlands internatio-
nale Verantwortung: Rotbuchenwäl-

der im Verbund schützen“ werden die 
wertvollsten Buchenwaldgebiete vor-
gestellt.2 Der BUND fordert in seinem 
neuesten Positionspapier zum Thema 
Wald die Ausweisung neuer Waldna-
tionalparks3. Neben dem heiß disku-
tierten Nationalpark Steigerwald wird 
zurzeit auch über andere Gebiete hef-
tig gestritten. Im Nördlichen Schwarz-
wald, wo sich der NABU für einen 
neuen Nationalpark einsetzt, befürch-
ten Politiker der FDP, dass durch die 
Ausweisung eines Nationalparks „Wal  
d und Böden kaputtgehen“ würden4. 
Das Gezeter gipfelt in der Behauptung 
des Vorsitzenden der CDU Ostwestfa-
len zum geplanten Nationalpark Sen-
ne5. Dieser Landstrich habe erst durch 
die militärische Nutzung seine schüt-
zenswerte Bedeutung erhalten. Kein 

Witz, aber immerhin eine Ohrfeige für 
die Forstwirtschaft: Wo die Holzfäller 
ausgesperrt sind, entwickelt sich die 
Natur besser.

László Maráz

Der Autor ist Koordinator der AG Wald 
im Forum Umwelt und Entwicklung und 
Koordinator der Plattform Nachhaltige 
Biomasse.

1 http://www.redd-monitor.org/2011/09/06/african-
parks-network-plans-to-sell-carbon-from-odzala-
kokoua-national-park-in-republic-of-congo/

2 http://www.greenpeace.de/themen/waelder/
nachrichten/artikel/schutzgebiete_fuer_buchenwa-
elder-2/

3 http://www.bund.net/bundnet/publikationen/pu-
blikationsdatenbank/

4 http://www.business-on.de/stuttgart/nordschwarz-
wald-fdp-landtagsfraktion-nationalpark-borkenka-
efer-bullinger-_id5621.html

5 http://www.lz.de/aktuelles/aktuelle_meldungen_
aus_der_region/4864811_Elmar_Brok_OWL_
nicht_fuer_Experimente_nutzen.html

Rezension: Joachim Radkau: 
„Die Ara der Ökologie – Eine 
Weltgeschichte“

Die Geschichte der Umweltbewe-
gung ist eine Geschichte von Revo-
lutionen, von grenzüberschreiten-
den Veränderungen und umfassen-
den Neuerungen 
für die gesamte 
Menschheit. Das 
schillernde Phäno-
men des globalen 
Umweltschutzes ist 
ein zusammenhän-
gender Flickentep-
pich unzähliger He-
rausforderungen 
auf globaler wie 
lokaler Ebene. Wo 
sind die Wurzeln, 
wo die ausschlag-
gebende Ereignisse 
und wer sind die 
wahren Drahtzie-
her der Umwelt-
bewegung? Und 
geht nicht von der 
jeweiligen, regio-
nalen Grassroot-
Bewegung der nachhaltigste Akti-
vismus aus? 

Der Bielefelder Historiker Radkau 
zeichnet mit seiner umfassenden 
und fesselnden Weltgeschichte der 
Ökologiebewegung facettenreich 
die ersten Schritte der Umweltbe-

wegung ausgehend vom „Naturkult“ 
und „Holznot“ des 18. und 19. Jahr-
hunderts bis zum allgegenwärtigen 
Klimawandel und weltweiten Arten-
schwundes unserer Tage nach. Detail-
liert schildert Radkau dramatische Au-
genblicke der Umweltbewegung wie 
Tschernobyl, Bophal oder die drama-

tischen Kämpfe um 
den Dreischluch-
t e n s t a u d a m m 
am Yangtse, die 
Austrocknung des 
Aralsees oder die 
streitbare, deut-
schen Anti-Atom-
Bewegung. Radkau 
verweilt in seiner 
Darstellung nicht 
bei einem histori-
schen Überblick, 
er verbindet die 
Geschichte der Um-
weltbewegung mit 
Porträts, wie dem 
des ermordeten 
Nigerianer Ken-
Saro-Wiwa , dem 
deutschen Grü-
nen-Mitbegründer 

Rudolf Bahro, den Preisträgerinnen 
des Alternativen Nobelpreises Wan-
gari Maathai und Vandana Shiva, der 
deutschen Umweltpolitikerin Petra 
Kelly oder der amerikanische Umwelt-
aktivistin Celia Hunter. Die Vielgestal-
tigkeit der weltweiten Umwelthemen 

und Ereignisse spiegelt sich in der 
Gesamtlänge der Darstellung, den-
noch ist das Sachbuch an keiner Stel-
le langatmig, es regt vielmehr zum 
Quer- und Nachlesen an. Fast un-
auffällig bringt Radkau thesenartig 
zentrale Probleme der weltweiten 
Umweltbewegung auf den Punkt 
wie die „Diskrepanz zwischen Wor-
ten und Taten“, und „Umweltschutz 
könnte so einfach sein – wenn 
nicht die ebenso einfachen wie 
wirkungsvollen Wege systematisch 
versperrt würden“. Anschaulich 
schildert Radkau politikfähige und 
durchsetzungsfähige Ansätze der 
ökologischen Bewegung, zeigt die 
Schwächen eines „Öko-Alarmismus, 
der ablenkt und desorientiert“ und 
prognostiziert eine neue, ökologi-
sche Weltgemeinschaft. Die tausend 
Einzelbilder der Umweltbewegung 
verbindet Radkau zu einem einma-
ligen, spannenden und anregende 
Lesestoff für alle Umweltinteressier-
ten.  

Joachim Radkau: Die Ära der Ökolo-
gie. Eine Weltgeschichte. C.H. Beck 
Verlag, München 2011. 782 Seiten, 
29,90 Euro.

Rezensiert von Mira Beinert. 

Die Autorin ist Bundesfachgruppenleiterin 
Natur- und Umweltschutz Naturfreunde 
Deutschlands.

Rezension: Joachim Radkau: 

Rezension
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Oben hui, un-
ten pfui?

 – Rohstoffe für 
die ‘grüne’ Wirtschaft

Auch eine ‚grüne‘ Wirt-
schaft benötigt Rohstoffe. 
Aber: Rohstoffe sind be-
gehrt. Anfang des 21. Jahr-
hunderts erscheinen sie 
plötzlich nicht mehr billig 
und unendlich. Sondern 
knapp, teuer und um-
kämpft. Industrievertreter 
rufen nach mehr staatlicher 
Rohstoffpolitik. Auch einige 
Vertreter ‚grüner‘ Branchen 
oder ihnen wohlgesinnte 

politische Organisationen 
stoßen bisweilen in das 
gleiche Horn. Vor diesem 
Hintergrund tut die Um-
weltbewegung gut daran, 
sich wieder dem Rohstoff-
thema zuzuwenden. Denn 
die Transformation zu einer 
‚Green Economy‘ wird nicht 
völlig ohne Rohstoffe aus-
kommen. Um welche Roh-
stoffbedarfe es dabei geht 
– und ob von dem ‚grünen‘ 
Image mancher Branchen 
beim Blick auf den Ressour-
cenbedarf noch viel übrig 
bleibt, versucht diese Publi-
kation, herausgegeben von 
PowerShift und dem Forum 
Umwelt und Entwicklung, 
anhand einiger ausgewähl-
ter Sektoren zu beleuchten. 
Von besonderem Interesse 
sind dabei die sozialen und 
entwicklungspolitischen 
Probleme, die oft mit der Ex-
traktion und Verarbeitung 
von Rohstoffen verbunden 
sind. Diese Probleme dürfen 
in zukünftigen wirtschafts-
politischen Strategien und 
Handelspolitiken einer 
‚Green Economy‘ nicht igno-
riert werden.

Bezug:
Forum Umwelt & Entwicklung 
Marienstr 19-20, 10117 Berlin
Tel.: +49 (0) 228 35 97 04
E-Mail: info(at)forumue.de
www.forumue.de

Towards a Green 
Economy

Laut UNEP wird Green 
Economy als ein Wirtschafts-
system defi niert, das zur 
Verbesserung der Lebens-
verhältnisse der Menschen 
und zur sozialen Gerechtig-
keit beiträgt, mit deutlich 
weniger Umweltrisiken und 
innerhalb ökologische Be-
schränkungen („improved 
human well-being and social 
equity, while signifi cant-
ly reducing environmental 
risks and ecological scarci-
ties.“). Wobei das Konzept 
der Green Economy nicht 
alternativ zur Nachhaltigen 
Entwicklung zu verstehen 
ist. Die Veränderung der 
wirtschaftlichen Strukturen 
ist der entscheidende Weg 
eine nachhaltige Entwick-
lung zu erreichen - Oder 
wie es ein UNEP-Vertreter 
mit gesenkter Stimme beim 
Mittagessen formulierte „ei-
gentlich nichts weniger als 
eine Revolution!“.

In ihrem Bericht „Towards 
a Green Economy“ werden 
eine Reihe positiver Beispiele 
(„Erfolgsgeschichten“) für 
Ansätze einer Green Econo-
my gegeben. Die Autoren 
fassen ihren Bericht mit drei 
Feststellungen zusammen: 

Der Übergang zu einer/
mehreren Green Economies 
wird zu mehr Wohlstand 
führen, insbesondere bei 
ökologischen Gemeingütern 
und in einem Zeitraum von 
6 Jahren auch zu einer Stei-
gerung des GDP. Der Schutz 
der Gemeingüter und die 
Steigerung des natürlichen 
Kapitals kommen direkt 
den Armen zu Gute. Und 
neu entstehende Arbeits-
plätze werden langfristig 
die Arbeitsplatzverluste in 
anderen Bereichen mehr als 
ausgleichen. Die Übergangs-
zeit erfordert aktive Inve-
stitionen in „menschliches“ 
Kapital.

Voraussetzung für diese 
Entwicklung ist aktives poli-
tisches Handeln: Kohärente 
gesetzliche Rahmenbedin-
gungen, Priorität für Inve-

stitionen in Wachstumssek-
toren der Green Economy, 
Ausgabenstopp/-begren-
zung für öffentliche Gelder, 
wenn natürliches Kapital 
geschädigt wird, Einführung 
von Steuern und marktba-
sierter Instrumente, die grü-
ne Investitionen befördern, 
Investitionen in Ausbildung 
(Capacity Buliding) und Bil-
dung sowie eine Stärkung 
internationaler Steuerungs-
mechanismen (governance).
Bezug:
UNEP: Towards a Green 
Economy: Pathways to 
Sustainable Development 
and Poverty Eradication 
- A Synthesis for Policy 
Makers, 2011.
www.unep.org/greeneconomy

Holz aus Afrika 
für warme Stu-
ben in Berlin

Berlin mag „arm, aber 
sexy“  sein,  es  lebt aber 
auf großem Fuß: Der „öko-
logische Fußabdruck“, ein  
Maßstab  für  den  globa-
len  Verbrauch  von Um-
weltraum  für  Produktion,  
Konsum  und  Lebensweise 
in Berlin, reicht weit über 
die Landesfl äche der Haupt-
stadt hinaus. Gerecht geht 
anders. Dieser Befund gilt 
in besonderer Weise für 
den Bereich der Energie-
versorgung. Das Berliner 
Energiesystem  wird  ganz 
überwiegend befeuert mit 

fossilen Rohstoffen: Braun- 
und Steinkohle, Öl und Gas. 
Zentraler Player der Berliner 
Energiewirtschaft ist der 
schwedische Staatskonzern 
Vattenfall. Er agiert mit 
einem 15%-Renditeziel und 
einem rücksichtslosen Kurs 
der  nuklear-fossilen  Ener-
gieversorgung  nicht  besser  

als private-profi t orientierte 
Unternehmen.

Nachdem der Energiekon-
zern Vattenfall in der Bun-
deshauptstadt Berlin mit der 
Idee eines weiteren neuen 
großen Kohlekraftwerks am 
Standort Klingenberg gran-
dios gescheitert war, gibt 
sich der Konzern jetzt ganz 
‚grün‘. Er plant den Bau neu-
er so genannter Biomasse-
Heizkraftwerke sowie die 
vermehrte Mitverbrennung 
von fester Biomasse, also 
Holz, in seinen bestehenden 
Berliner Kohlekraftwerken. 
Ist dies nun endlich mal eine 
gute, klimafreundliche Idee? 

Dieser Frage widmet sich 
die Publikation „Holz aus 
Afrika für warme Stuben 
in Berlin“ vor allem aus ei-
ner entwicklungspolitischen 
Perspektive, denn ein Groß-
teil des zu verbrennenden 
Holzes wird Vattenfall zu-
künftig aus Liberia, einem 
bitterarmen afrikanischen 
Land, beschaffen.
Bezug:
Kostenloser Download unter: 
http://power-shift.de/?p=151 
Gedruckte Exemplare 
gegen Versandpauschale 
(2,50 €/Ex.) erhältlich bei 
PowerShift e.V.
Gubener Str. 56
10243 Berlin
Email: Peter.Fuchs@
power-shift.de 

 
Briefi ng „Auf 
Sand gebaut – 
Wie Freihandel 

die Teersand-
Extraktion vor der 
Umwelt schützt“

Mit kräftigem Rücken-
wind aus Deutschland ver-
handelt die Europäische 
Union gerade ein bilaterales 
Freihandelsabkommen (Ca-
nada-European Union Com-
prehensive Economic and 
Trade Agreement - CETA). 
Die nächste CETA-Verhand-
lungsrunde steht im Okto-
ber 2011 in Ottawa bevor; 
abgeschlossen werden sol-
len die Verhandlungen in 
2012. Kanada ist eines der 
weltweiten Vorreiter der 

Publikationen / Filme
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enorm umweltschädlichen 
Produktion von Öl aus Teer-
sanden. Die kanadische Re-
gierung drängt in den CE-
TA-Verhandlungen darauf, 
seine Exportmöglichkeiten 
des dreckigen Öls nach Eu-
ropa offen zu halten. Und 
europäische Konzerne wol-
len unter anderen noch 
leichtere und mit noch mehr 
Klagerechten geschützte 
Investitionsmöglichkeiten 
in Kanada. Im Rahmen des 
„Klima und Handel“-Pro-
jektes erstellten PowerShift 
und das Forum Umwelt & 
Entwicklung hierzu ein Hin-
tergrundbriefi ng. Autor ist 
Chris Methmann.
Bezug:
Kostenloser Download unter: 
http://power-shift.de/?p=598  
Gedruckte Exemplare 
erhältlich bei 
PowerShift e.V.
Gubener Str. 56
10243 Berlin
Email: Peter.Fuchs@
power-shift.de 

After Fukushima: 
The Rise of Resi-
stance to Nuclear 
Energy in Indonesia

Die Atomkatastrophe von 
Fukushima hat nicht nur in 
Deutschland neue Debatten 
um Atomkraft losgetreten, 
sondern auch in anderen 
Ländern, die Atomkraft-
werke betreiben, oder ge-
rade Atomprogramme ent-
wickeln. Dazu gehört auch 
Indonesien. Aber lokale 
Widerstände haben den 
Bau eines Kernkraftwerks 
in Muria, Jepara in Zentral-
Java verhindert. Obwohl die 
indonesische Regierung ge-
hofft hatte das Werk woan-
ders zu bauen, führten die 
Geschehnisse in Fukushima 
zum Stopp des Projekts – zu-
mindest bisher.

Die Autoren Achmad 
Uzair Fauzan und Jim Schil-
ler geben einen Überblick 
über die Entwicklung der 

indonesischen Atomkraft-
bestrebungen der letzten 
Jahrzehnte und den wach-
senden Widerstand auf nati-
onaler und lokaler Ebene. Es 
wird klar, dass der Baustopp 
nur möglich geworden ist, 
da eine breite Koalition 
der verschiedensten Gesell-
schaftssektoren sich zusam-
men getan hatte.

Die Publikation infor-
miert über die indische Anti-
Atom-Bewegung und zeigt 
einen erfolgreichen Wider-

Faktor W – Wandel 
als Herausforderung
Jubiläumskongress
30. September 2011
Wuppertal

20 Jahre nach seiner Grün-
dung ist das Wuppertal 
Institut national wie inter-
national als eine führende 
Institution der Nachhaltig-
keitsforschung etabliert. 

Professor Klaus Töpfer 
wird den Auftakt zu einer 
Debatte um die Gestaltung 
der Wandlungsprozesse ma-
chen. Städte und Regionen 
als zentrale Kulminations-
orte des Wandels werden 
auf dem Kongress eine be-
sondere Rolle spielen. Denn 
in urbanen Räumen werden 
die Energiezukunft und 
Optionen einer ressourcen-
leichten Welt gestaltet. Ky-
ong Park, süd-koreanischer 
Stadt-Visionär, Künstler und 
Architekt, wird zu diesem 
Schwerpunkt eigene Anre-
gungen geben. 

Fünf verschiedene Work-
shops geben am Nachmittag 
Impulse für die Debatte um 
die Stadt der Zukunft.
Informationen:
Wuppertal Institut für Klima, 
Umwelt, Energie GmbH
Doeppersberg 19 
42103 Wuppertal
http://20jahre.wupperinst.org
E-Mail: 20jahre@
wupperinst.org

Veranstaltungen / Termine
terre des hommes 
OPEN 2011
Internationale Begegnung
Aktionen-Workshops-Kultur 
– Denn Kinder brauchen 
eine intakte Umwelt!
30. September bis 3. Oktober
Stuttgart

Unter dem Motto "Kinder 
haften für ihre Eltern!" veran-
staltet terre des hommes vom 
30. September bis 3. Oktober 
in Stuttgart die internationale 
Begegnung terre des hommes 
open. Inhaltlicher Schwer-
punkt des Treffens ist das The-
ma ökologische Kinderrechte: 
Es sind die Kinder und Jugend-
lichen von heute, die als Er-
wachsene in einer von Klima-
wandel, Umweltzerstörung, 
Artenschwund und atomarer 
Verseuchung bedrohten Welt 
leben und deren Interessen 
und Rechte wir heute schüt-
zen und sichern müssen. 

terre des hommes OPEN 
2011 soll deswegen Impulse 
für den im Juni 2012 stattfi n-
dende UN-Gipfel für nach-
haltige Entwicklung in Rio de 
Janeiro geben und die Rechte 
der nachfolgenden Genera-
tionen in den Blickpunkt rü-
cken!
Informationen:
Terre des hommes
Ruppenkampstr. 11a
D-49084 Osnabrück
http://www.tdh.de/open2011/ 
Email: open@tdh.de

Wem gehört 
der Fisch?
Tagung
8. Oktober 2011
Bremerhaven

Fisch ist eine knappe und 
begehrte Ressource. Mit 
immer größerem Aufwand 
versuchen die Fischereifl ot-
ten ihre Fänge einzubrin-
gen. Kleinfi scher werden in 
diesem Wettkampf um den 
Fisch mehr und mehr von 
der industriellen Fischerei 
verdrängt. Doch die Überfi -
schung der Meere setzt der 
Fischerei zunehmend Gren-
zen und gefährdet die Mee-
resökologie. Zudem erwirbt 
die EU mit Partnerschafts-
verträgen vor Westafrika 
und im Pazifi k Lizenzen, um 
seine subventionierten und 
überdimensionierten Flot-
ten dort auf Fangfahrt schi-
cken zu dürfen. Der Fisch, 
den die Menschen im Süden 
dringender für ihre Ernäh-
rung brauchen als wir, lan-
det letztlich dann bei uns.  

Vor diesem Hintergrund 
wird die globale Bedeutung 
der Reform der EU-Fische-
reipolitik deutlich. Um eine 
ausführliche Diskussion der 
entwicklungs- und umwelt-
politischen Bedeutung der 
europäischen Fischereipoli-
tik zu ermöglichen, fi ndet 
am 08. Oktober 2011 im Kli-
mahaus in Bremerhaven die 
Tagung »Wem gehört der 
Fisch?« statt. 

Zum einen soll mit der 
Tagung der Austausch der 
inhaltlichen Positionen zwi-
schen Umwelt-, Fischerei- 
und Entwicklungspolitik vo-
rangebracht werden. Zum 
anderen soll in Hinsicht auf 
die Reform der EU-Fischerei-
politik die öffentliche Auf-
merksamkeit auf die globale 
Dimension der Fischereipoli-
tik und die Rolle der EU ge-
lenkt werden. 

Auf der Tagung werden 
deshalb verschiedene zivil-
gesellschaftliche und fach-
liche Betrachtungen der 
Fischereipolitik zur Sprache 
kommen. Thematisch wird 
dabei ein Bogen zwischen 
Umwelt und Entwicklung 
geschlagen, der die Situati-
on der Fischerei im globalen 
Süden mit der an  der nord-
deutschen Küste verbinden 
soll.

Die Tagung wird organi-
siert von der »Arbeitsstelle 
Agrarhandel und Fischerei« 
des »Evangelischen Entwick-
lungsdienstes« (EED) und 
dem Arbeitsschwerpunkt 
»Fair Oceans« des »Vereins 
für Internationalismus und 
Kommunikation e.V.« (In-
tKom) in Kooperation mit 
»OCEAN2012« und dem 
»Forum Umwelt und Ent-
wicklung«.
Informationen:
www.eed.de/fi scherei
www.fair-oceans.info
Anmeldung: fair-
oceans@gmx.de

stand gegen Atomkraft in 
Südostasien.

Zudem bietet das Asien-
haus einen Überblick über 
Nuklearenergie in Asien, zu 
Reaktionen auf Fukushima 
und zu den Positionen und 
Aktivitäten zivilgesellschaft-
licher Organisationen unter: 
www.asienhaus.de/atome-
nergie.
Bezug:
Download unter 
http://www.asienhaus.de/
public/archiv/resistance-in-
indonesia-after-fukushima.pdf 
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Die Rolle der Entwick-
lungszusammenarbeit 
im Transformations-
prozess zu einem Low 
Carbon Development 
Workshop
20. Oktober 2011 
Berlin

Das bei der Rio-Konferenz 
1992 formulierte Prinzip der 
„gleichen, aber unterschied-
lichen Verantwortung“ 
(CBDR, „common but diffe-
rentiated responsibilities“) 
gilt weiterhin. Neben einer 
Neugestaltung der globalen 
Rahmenbedingungen, wird 
eine ökonomische Umsteue-
rung vor allem im nationalen 
Kontext realisiert werden 
müssen. Es müssen Weichen-
stellungen für eine zukunfts-
orientierte Politik erfolgen, 
die sich an ressourcenscho-
nenden, kohlenstoffarmen 
und armutsorientierten Leit-
bildern orientiert. 

Damit dieser Prozess in den 
Entwicklungs- und Schwel-
lenländern erfolgreich voll-
zogen werden kann, ist die 
partnerschaftliche internati-
onale Zusammenarbeit mit 
Industrieländern, die sich auf 
eine  Green Economy einlas-
sen eine Voraussetzung. Dies 
betrifft sowohl die staatliche 
wie die zivilgesellschaftliche 
und privatwirtschaftliche Ak-
teurs- und Kooperationsebe-
ne. Der Entwicklungszusam-
menarbeit kommt auf allen 
drei Akteursebenen eine be-
sondere Rolle im Transforma-
tionsprozess zu einem Low 
Carbon Development zu.

Bei dem Fachworkshop 
sollen folgende Fragen dis-
kutiert werden: Welche Rolle 
spielt die Transformation zu 
einer kohlenstoffarmen Ent-
wicklung in der staatlichen 
EZ sowie in der internatio-
nalen zivilgesellschaftlichen 
und privatwirtschaftlichen 
Kooperation? Wie gut ist 
die Entwicklungszusammen-
arbeit aufgestellt, um den 
Transformationsprozess mit 
zu gestalten? Wie können 
öffentliche und private Mit-
tel und Know How besser für 
„Low Carbon Development“ 
allokiert werden?

Informationen: 
Forum Umwelt und 
Entwicklung 
Marienstraße 19−20 
10117 Berlin 
www.forumue.de 
Email: k.blaufuss@forumue.de

JA zu einer euro-
päischen Boden-
schutzrichtlinie
Tagung
20. Oktober 2011
Berlin

Der Mensch baut den 
Boden teils hundert-mal 
schneller ab, als er sich nach-
bildet. Das reduziert seine 
Fähigkeit, Nährstoffe bereit-
zustellen, verschmutztes 
Wasser zu filtern, Kohlen-
stoff aus der Atmosphäre 
zu binden und die biolo-
gische Vielfalt aufrecht zu 
erhalten. Deutschland ist 
trauriger Spitzenreiter beim 
Flächenverbrauch in Euro-
pa. Zwischen 1992 und 2009 
sind bei uns etwa 780.000 ha 
Fläche verloren gegangen!

Anstelle einer europä-
ischen Bodenrahmen-richtli-
nie (BRRL) will die deutsche 
Bundes-regierung, dass der 
Bodenschutz in nationaler 
Verantwortung bleibt. Da-
bei bietet die BRRL etwa 
bei der Beseitigung von 
Altlasten für die deutsche 
Sanierungsindustrie große 
Chancen. Auch die sich häu-
fenden Überflutungen mit 
Milliardenschäden oder die 
Gefahr von importierten 
Lebensmitteln, die im eu-
ropäischen Ausland auf be-
lasteten Böden produziert 
werden, bleiben bei der bis-
herigen Position der Bundes-
regierung unberücksichtigt.

Die gemeinsame Ver-
anstaltung von DNR und 
EEB will für die Unterstüt-
zung einer EU-BRRL auch 
in Deutschland werben und 
ein Umdenken der Bundes-
regierung herbei-führen. Sie 
findet von 11 bis 16 Uhr in 
der Landesvertretung Sach-
sen-Anhalt in Berlin statt.
Informationen:
Deutscher Naturschutzring 
(DNR)
Koblenzer Str. 65
53173 Bonn
Tel: 0228/359005
www.dnr.de
E-Mail: info@dnr.de

	
Fleisch in Mas-
sen – Fleisch in 
Maßen

Internationale Tagung
7. bis 8. November 2011
Berlin

Mit dem Slogan „Fleisch 
ist ein Stück Lebenskraft“ 
warb das Fleischerhandwerk 
einst für seine Erzeugnisse. 
Heute jedoch werden die 

negativen wirtschaftlichen, 
sozialen und ökologischen 
Folgekosten der industri-
ellen Tierhaltung und Flei-
scherzeugung und damit 
die Grenzen des weltweit 
steigenden Fleischkonsums 
immer offensichtlicher. Das 
stetige Wachstum in der 
Produktion hin zur massiven 
Überproduktion wirft viele 
Fragen auf. Vor allem die 
Frage wie in Zukunft produ-
ziert werden soll: In Massen 
und für den Weltmarkt oder 
in Maßen für einen nachhal-
tigen, zukunftsfähigen Kon-
sum?

Es ist an der Zeit, Ant-
worten auf diese Fragen 
zu formulieren und unsere 
Politiker in die Verantwor-
tung für eine zukunftsfä-
hige Fleischerzeugung und 
den nachhaltigen Konsum 
zu nehmen. Im Rahmen der 
bundesweiten Kampagne 
„Meine Landwirtschaft“ 
wollen wir mit der Tagung 
einen Beitrag zur aktuellen 
Debatte über die für 2013 
anstehende Reform der Ge-
meinsamen Agrarpolitik in 
Europa leisten. 

In Podiumsdiskussionen 
und Foren wollen wir an 
diesen beiden Tagen mit Po-
litikerInnen, Bauern-Vertre-
terInnen aus Deutschland, 
Brasilien und Ghana und mit 
Menschen aus Wissenschaft 
und Handel über die Fol-
gen von Produktionsweisen, 
Fleischexporten und Futter-
mittelimporten diskutieren.

Veranstalter: Agrar Ko-
ordination, Arbeitsgemein-
schaft bäuerliche Landwirt-
schaft, Brot für die Welt, 
Bund für Umwelt und Natur-
schutz Deutschland, Evange-
lischer Entwicklungsdienst, 
Evangelische Jugend auf 
dem Land, Forschungs- und 
Dokumentationszentrum 
Chile-Lateinamerika, Forum 
Umwelt und Entwicklung, 
Germanwatch, Heinrich Böll 
Stiftung, INKOTA Netzwerk, 
Kampagne „Meine Land-
wirtschaft“, Misereor.

Information und Programm: 
www.brot-fuer-die-welt.
de/fleisch-in-massen

Kooperation statt 
Konkurrenz. 
Konferenz
25. bis 27. November 2011
Stuttgart

Politik im Interesse groß-
er Konzerne – augenfällig 
prägt die Handschrift von 
Unternehmens-verbänden 

die Agenda der europä-
ischen Handels- und Inve-
stitionspolitik: Neue Frei-
handels-abkommen sollen 
abgeschlossen, Verhand-
lungen über umfassende 
Investitions-bestimmungen 
aufgenommen und für die 
Durchsetzung europäischer 
Wirtschaftsinteressen ge-
sorgt werden. 

Doch immer mehr Men-
schen widersetzen sich die-
ser Politik. Sie fordern eine 
Kehrtwende in der Han-
dels- und Investitionspo-
litik und die Regulierung 
der Wirtschaft im Interesse 
von Entwicklung, Umwelt 
und sozialer Gerechtigkeit. 
Alternativen sind mehr als 
bloße Utopie, sondern tat-
sächlich realisierbar: Durch 
Bündnisse zwischen Herstel-
lern und Konsu-mentInnen 
werden ökologische, um-
weltfreundliche und sozial 
verantwortlich hergestellte 
Produkte gerecht gehan-
delt; öffentliche Verwal-
tungen beziehen fair produ-
zierte und nach-haltige Wa-
ren und Dienstleistungen; 
verantwortlich handelnde 
Unternehmen setzen nicht 
auf ein immer schnelleres 
Wachstum und Expansion in 
neue Märkte, sondern rich-
ten ihre Produktion am Ge-
meinwohl aus. 

Auf der Konferenz „Koo-
peration statt Konkurrenz. 
Neue Wege in der EU Han-
dels- und Investitionspoli-
tik“ sollen gemeinsam an-
dere Wege in der Handels-
politik gesucht werden: Wie 
können Paradigmenwechsel 
aussehen, welche konkreten 
Projekte und Kampagnen 
gibt es, um Gegenentwürfe 
zu stärken und durchzuset-
zen? Darüber hinaus ist die 
Konferenz ein Meilenstein 
auf dem Weg „Hin zu einem 
alternativen Handelsmandat 
für die EU“, das die Handels- 
und Investitionspolitik auf 
ein demokratisches Funda-
ment setzen soll. 

Die Konferenz wird un-
ter anderen von Oxfam 
Deutschland, attac, WEED, 
Initiative Colibri und dem 
Forum Umwelt und Entwick-
lung veranstaltet.
Informationen:
Colibri e.V.,
Tel.: +49 (0)7071 255 608
www.kooperation-
statt-konkurrenz.de
Email: johanneslauterbach@
gmx.net
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ENERGETISCH NICHT SANIERTE  
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